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„Wir haben keine Probleme, die Stellen zu besetzen. […]  
Es geht wirklich darum, den Anteil Beschäftigter mit 
Migrationshintergrund zu erhöhen, mit dem abstrakten 
Ziel, dass es eine Repräsentanz gibt.“ 

„Aber sobald es in die internen Prozesse [geht], da  
sind wir, kann man sagen, in der Phase, wo man Über
zeugungsarbeit leistet. Es gibt eben keine Not.“

Landesintegrationsbeauftragte_r
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Deutschland hat sich verändert. Und das ist nicht bloß eine 
Entwicklung der letzten Jahre. Die Bundesrepublik ist Teil ei-
nes Europas weitgehend offener Gesellschaften, in dem die 
grenzüberschreitende Bewegungsfreiheit der Bürger_innen 
eine der großen Errungenschaften ist. Der wirtschaftliche 
Aufschwung ab den 1950er Jahren, wie auch die jüngste 
Phase soliden Wirtschaftswachstums, wären ohne Menschen 
und ihre Arbeitskraft aus dem Ausland so nicht möglich ge-
wesen. Migrant_innen sowie ihre Kinder und Enkelkinder ha-
ben diese Gesellschaft im Ganzen reicher und gleichzeitig 
vielfältiger gemacht.

Dieser Veränderungsprozess spiegelt sich bisher jedoch kaum 
in den deutschen Institutionen wider, die diese Gesellschaft 
prägen und repräsentieren. 

Wirft man einen Blick in die wissenschaftliche Literatur zu der 
Frage, wie Funktionseliten – eine Auswahl von Personen also, 
die gewisse Aufgaben erfüllen sollen und dafür mit Macht 
ausgestattet werden – gebildet werden, so bekommt man 
schnell eine Ahnung davon, woran das liegen könnte. Denn 
eines der ungeschriebenen Gesetze einer jeden Elite lautet: 
Gleich und gleich gesellt sich gern.1 

Insofern ist es nicht verwunderlich, dass sich der Wandel in 
der Bevölkerung nur sehr zögerlich darauf auswirkt, wer in 
unserer Gesellschaft Führungspositionen bekleidet. Immerhin 
werden Fragen nach dem Geschlecht oder auch der Herkunft 
aus dem West- bzw. Ostteil des Landes mittlerweile bei der 
Besetzung von Posten thematisiert. Gleiche Leistung oder 
Eignung der Kandidat_innen natürlich vorausgesetzt. Und 
meist ist genau das die Krux. Denn die Bewertung von Leis-
tung bzw. Eignung ist selten eine völlig eindeutige Sache, wie 
zahlreiche Studien belegen.

Gerade deswegen ist es notwendig, darüber nachzudenken, 
wie alle Mitglieder dieser Gesellschaft realistisch und fair an 
allen Lebensbereichen teilhaben können – und entsprechend 

1	 Fast schon auf absurde Weise anschaulich wird dieses ungeschrie-
bene Gesetz, wenn man sich vor Augen führt, dass bspw. in den Füh-
rungsetagen der Politik bis heute ein nur sehr begrenztes Spektrum 
von männlichen Vornamen dominiert: So hießen zwischen 1949 und 
heute 24 aller beamteten Staatssekretäre in Ministerien Hans, 18 Karl, 
während es insgesamt nur 19 Frauen (mit diversen Vornamen) waren 
(siehe die Auswertung der Wochenzeitung Die Zeit 2018: Die Hans-
Bremse). Ganz ähnliche Auswertungen gibt es für die Topetagen der 
Wirtschaft.

zu handeln. Damit das Zusammenleben auf lange Sicht gelingt, 
erscheint die Erfüllung zweier sich verschränkender Aspekte 
wichtig: Die Menschen, die hier auf Dauer leben, müssen das 
Gemeinwesen mitgestalten wollen. Zumindest darf es ihnen 
nicht egal sein. Und die Institutionen, die dieses Gemeinwesen 
symbolisieren und repräsentieren, müssen sich gegenüber die-
sen Menschen – die sich von den alten Funktionseliten unter-
scheiden mögen – öffnen. Beide Aspekte gehören zusammen 
und verstärken sich potenziell gegenseitig. 

Die öffentliche Verwaltung spielt bei der Frage, ob und wie sich 
die Bevölkerung mit diesem Land identifizieren kann, eine nicht 
zu unterschätzende Rolle. Ihre Mitarbeiter_innen in den unter-
schiedlichen Ämtern und Behörden sind im Alltag der hier le-
benden Menschen in der Regel die konkrete und personifizier-
te Form, in der sie mit dem Staat in Kontakt kommen. Auf den 
höheren Leitungsebenen der öffentlichen Verwaltung werden 
entlang politisch definierter Korridore Entscheidungen getrof-
fen, die das Zusammenleben der Bevölkerung sehr unmittelbar 
beeinflussen. Noch immer spielt das Beamtentum hier eine 
wichtige Rolle. Die Beamt_innen, aber auch die Angestellten 
der öffentlichen Verwaltung – das sind dem Sinn nach Die-
ner_innen des Staates. Sie repräsentieren den Staat, und inso-
fern ist es nicht gleichgültig, wer die entsprechenden Stellen 
ausfüllt. Es geht hier auch um symbolische Teilhabe an der Ge-
staltungsmacht in unserer Gesellschaft.

Vor diesem Hintergrund hat die Friedrich-Ebert-Stiftung das 
Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung 
(DeZIM) beauftragt, die Frage der Interkulturellen Öffnung 
der öffentlichen Verwaltung genauer zu untersuchen. Das 
Konzept der Interkulturellen Öffnung ist insbesondere im 
kommunalen Kontext schon lange in der Diskussion. Fort-
schritte zu messen, bleibt jedoch schwierig, da es keine ver-
lässliche Datenbasis gibt.

Diese Lücke wird auch unsere Studie, das sei an dieser Stelle 
deutlich gesagt, nicht füllen. Denn die Daten müssten über-
haupt erst einmal erhoben werden können. Voraussetzung 
hierfür wären klare und für alle politischen Ebenen verbind-
liche Definitionen, eine Verständigung über Begriffe und 
Konzepte. Dieser Zustand ist in Deutschland leider noch nicht 
erreicht.

Was diese Studie aber aufzeigt, ist: Wenn die öffentliche Ver-
waltung auf absehbare Zeit vielfältiger aufgestellt werden soll, 
bedarf es erheblicher Anstrengungen. Es ist jedenfalls nicht 

Vorwort
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damit getan, dass der oder die Integrationsbeauftragte einen 
sogenannten Migrationshintergrund hat. Die faktisch bereits 
bestehende Vielfalt muss sowohl vertikal, also auf allen föde-
ralen Ebenen und Funktionsebenen, als auch horizontal, in der 
Breite der Verantwortungsbereiche, sichtbar werden. Von 
allein werden die Institutionen – das machen die für die Stu-
die geführten Interviews eindrücklich deutlich – die veränder-
te Bevölkerungszusammensetzung im besten Falle nur stark 
verzögert nachvollziehen, wenn überhaupt. 

Der Zeitpunkt, Fortschritte in dieser Hinsicht zu machen, ist 
aber jetzt. Denn nun erreichen die ersten Babyboomer-Jahr-
gänge das reguläre Renten- bzw. Pensionseintrittsalter. Die 
Menschen, die hier nachfolgen werden, werden das Gesicht 
der öffentlichen Verwaltung auf viele Jahre hin prägen. Wir 
stehen also am Beginn eines strategischen Zeitfensters für 
Vielfalt in der öffentlichen Verwaltung. Wenn wir diese Chan-
ce nicht nutzen, droht die mangelhafte Repräsentativität der 
Bevölkerung in der öffentlichen Verwaltung auf Jahrzehnte 
zementiert zu werden. 

Im Rahmen des Projekts Für ein besseres Morgen möchte die 
Friedrich-Ebert-Stiftung mit dieser Studie einen Beitrag zur 
Diskussion um die Zukunft des Einwanderungslandes 
Deutschland leisten. Eine Politik, die sich für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und eine breite demokratische Legitimation 
einsetzt, muss das genannte Zeitfenster jetzt nutzen. Denn 
nur wenn der Staat alle hier lebenden Menschen repräsen-
tiert, können sich diese mit ihm identifizieren und sind bereit, 
sich für unsere Demokratie einzusetzen und sie im Sinne des 
Gemeinwohls mitzugestalten.

SUSAN JAVAD
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Friedrich-Ebert-Stiftung
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Wir bemühen uns im folgenden Bericht, abwertende Sprache 
zu vermeiden, denn sprachliche Äußerungen sind Handlun-
gen und Sprache beeinflusst unser Denken (Stefanowitsch 
2018). Bezeichnungen für Dinge, Vorgänge, aber vor allem für 
Menschen reaktualisieren Bilder und Vorurteile, die häufig 
schon sehr früh (bereits über Kinderlieder und -bücher) wei-
tergegeben werden. Heteronormativität, patriarchale Rollen-
bilder, Ethnozentrismus usw. werden als normale und reale 
Verfasstheit der Welt dargestellt und damit verfestigt. Das 
geschieht auch über Sprachverwendung. 

In der Diskussion über diskriminierungsfreie Sprache geht es 
um die bessere Repräsentanz von Lebensrealitäten und 
-identitäten. Dabei gibt es unserer Auffassung nach drei un-
terschiedliche Notwendigkeiten:

a)	� Akzeptanz von Selbstbezeichnungen anstelle von Fremd-
benennungen: Viele Fremdbenennungen sind abwer-
tend. Sollten sich Betroffene gegen eine Bezeichnung 
aussprechen, verbietet es sich, diese weiterhin zu ver-
wenden.

b)	� Begriffe, die problematische Phänomene bezeichnen, 
nicht in dem Glauben, damit das Problem gelöst zu ha-
ben, tabuisieren: Die Vermeidung von Begriffen wie z. B. 
„Rasse“ führt nicht dazu, dass Rassismus aufhört, im Ge-
genteil, er wird zusätzlich unkommunizierbar (Barskan-
maz 2011).

c)	� Mit ergänzenden Begriffen Leerstellen füllen und für hö-
here Repräsentanz verwenden, auch wenn Texte länger 
und Lese- und Rechtschreibroutinen gebrochen werden: 
Hierzu zählt beispielsweise, zumindest die weibliche und 
männliche Form aufzuzählen, besser sind Gender-Gap, 
Gender-Sternchen und Trans-Sternchen, um weitere 
Identitäten in die Darstellung einzubeziehen und um 
Menschen nicht mit Männern gleichzusetzen.

Die Verwendung des Begriffs mit Migrationshintergrund läuft 
allen drei Notwendigkeiten zuwider. Viele Menschen lehnen 
es ab, als Mensch mit Migrationshintergrund kategorisiert zu 
werden, und bevorzugen andere Selbstbezeichnungen. Die 
Kategorie wird häufig als Annäherung an rassistische Diskrimi-
nierungsphänomene benutzt, in Ermangelung adäquater Da-
ten (Baumann et al. 2018). Sie hilft auf diese Weise, rassistische 
Diskriminierung zu verschleiern, da sie Daten zur Verfügung 
stellt, die keinem der Prinzipien zur Erfassung diskriminierungs-
relevanter Daten entsprechen (Diakonie Deutschland 2015). Zu 
guter Letzt verkürzt und reduziert die Bezeichnung mit Migra-

tionshintergrund die vielfältigen Erfahrungen selbst Zugewan-
derter und ihrer Nachkommen, ähnlich wie das generische 
Maskulinum Leerstellen lässt (Universität Potsdam 2012). Trotz 
dieser Schwierigkeiten benutzen wir im Rahmen dieses Be-
richts den problematischen Begriff mit Migrationshintergrund, 
markieren und verwenden ihn aber als statistische und unzu-
reichende Kategorie. Unter Hinzunahme unseres empirischen 
Materials thematisieren wir die Verkürzungen und Unzuläng-
lichkeiten des Begriffs in der Praxis. 

Wir verwenden in dem vorliegenden Bericht die Schreibwei-
sen Frauen und Frauen*. Das Sternchen hinter der Kategorie 
Frau verweist auf alle, die sich in ihrer Geschlechtsidentität als 
Frau* begreifen, unabhängig von dem bei Geburt zugewie-
senen Geschlecht (quixkollektiv 2016). Gerade im Kontext von 
Gesetzen sprechen wir daher von Frauen ohne Sternchen, da 
in diesen Texten in der Regel ausschließlich diejenigen adres-
siert werden, bei denen das bei Geburt zugewiesene Ge-
schlecht mit ihrer Selbstdefinition übereinstimmt.  

Zur Verwendung von Sprache 
in dieser Studie 
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Entsprechend öffnet sich von 2019 bis 2036 ein Zeitfenster 
für Neueinstellungen, bei dem migrationsbedingte Vielfalt ex-
plizit berücksichtigt werden könnte – wenn der notwendige 
politische Willen vorhanden ist. Für die Formulierung eines 
entsprechenden politischen Willens ist die Zeit mehr als güns-
tig, denn der öffentlichen Verwaltung stehen massive perso-
nelle Veränderungen bevor, bedingt durch den Renteneintritt 
der Babyboomer-Jahrgänge (Abbildung 1).

tion aus Selbstauskunft und Zuordnung der Tätigkeit der Befragten zum 
Wirtschaftszweig „Öffentliche Verwaltung, Verteidigung und öffentliche 
Sicherheit“, die von Ette et al. (2016: 31, Fn. 22) beschrieben wird.

1

EIN ZEITFENSTER FÜR VIELFALT – 
EINLEITUNG 

Die vorliegende Studie beschäftigt sich mit dem aktuellen 
Stand der Konzepte und Maßnahmen zur Erhöhung des An-
teils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund im öffentli-
chen Dienst im Vorfeld der bevorstehenden Renteneintritte der 
sogenannten Babyboomer-Generation. Zu den Babyboomern 
in Deutschland werden die Geburtsjahrgänge 1954 bis 1969 
gezählt, in denen in der Bundesrepublik jährlich über eine Mil-
lion Kinder geboren wurden. Sie werden ab Ende 2019 das 
reguläre Renteneintrittsalter erreichen. Laut Mikrozensus 2016 
werden 51 Prozent der aktuell in öffentlichen Verwaltungen 
Beschäftigten bis zum Jahr 2036 in den Ruhestand eintreten.2

2	 Die Berechnung erfolgte mit den Daten des Mikrozensus 2016 (FDZ der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder) und nutzte zur Ab-
grenzung der Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung eine Kombina-

Abbildung 1
Voraussichtliche Renteneintritte in der öffentlichen Verwaltung zwischen 2018 und 2060

voraussichtliche Renteneintritte bei Erreichen des Regelrentenalters in der öffentlichen Verwaltung
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Die Bundesregierung, viele Kommunen sowie die Mehrheit 
der Landesregierungen wollen die öffentlichen Verwaltungen 
vielfältiger machen. Viele von ihnen haben beispielsweise die 
Charta der Vielfalt gezeichnet. Doch die Umsetzung entspre-
chender Maßnahmen bedarf großer Anstrengungen. Um die-
ses Zeitfenster für eine Erhöhung der Repräsentanz von Zu-
gewanderten und ihrer Nachkommen strategisch nutzen zu 
können, sind entsprechende Konzepte, formulierte Ziele, kla-
re Zielgruppendefinitionen und die Überprüfung der Zielerrei-
chung nötig. Einen Anstoß dazu möchte diese Studie liefern.

Die Studie fragt:
	– Sind sich die Behörden des kommenden Zeitfensters für 

Vielfalt, in dem mehr Repräsentanz geschaffen werden 
kann, bewusst?

	– Welche Maßnahmen gibt es bereits, um den Anteil Be-
schäftigter mit Migrationshintergrund zu erhöhen?

	– Welche Bemühungen unternehmen öffentliche Verwal-
tungen, um den Anteil von Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund in der Zukunft zu erhöhen?

Hierzu hat das Studienteam zwischen November 2018 und 
Januar 20193 19 Integrationsbeauftragte des Bundes, der Län-
dern und ausgewählter Kommunen, bzw. Mitarbeiter_innen 
aus deren jeweiligen Arbeitsstäben oder Abteilungen, sowie 
20 Personalverantwortliche befragt. Im Mittelpunkt der Ge-
spräche standen Erfolge und Hindernisse für die Erhöhung des 
Anteils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund aus Sicht 
der verantwortlichen Integrationsbeauftragten und der um-

3	 Aus erhebungstechnischen Gründen wurde ein Gespräch im Juli 2019 
geführt.

setzenden Personalverantwortlichen. Die Sicht der Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund in den öffentlichen Verwaltun-
gen hingegen bleibt in diesem Bericht unberücksichtigt.

Zudem wurden Integrationskonzepte, die eine Basis für Öff-
nungsmaßnahmen sein können, recherchiert und ausgewer-
tet. Die in den Konzepten enthaltenen unterschiedlichen De-
finitionen der Zielgruppe(n) der Maßnahmen wie auch die 
Formulierung von Zielwerten, Instrumenten und Strategien 
geben Auskunft über den theoretischen Handlungsspielraum 
der Integrationsbeauftragten und ihrer Mitarbeiter_innen so-
wie der Personalverantwortlichen, die für die Studie befragt 
wurden. Zur quantitativen Einordnung wurden zusätzlich Be-
rechnungen mit dem Mikrozensus durchgeführt.

Auf der Grundlage der Erkenntnisse, die wir aus den Inter-
views, der Analyse von Integrationskonzepten und den Aus-
wertungen des Mikrozensus gewonnen haben, formuliert die 
vorliegende Studie konkrete Handlungsempfehlungen.

DIE ÖFFENTLICHE VERWALTUNG ALS  
ARBEITGEBERIN UND VORBILD IN EINER  
DIVERSEN GESELLSCHAFT

Rund 7 Prozent der Beschäftigten in Deutschland arbeiten in 
der öffentlichen Verwaltung (Statistisches Bundesamt 2019a: 
53, 55; eigene Berechnung). Sie ist Teil des öffentlichen Diens-
tes, der – von der Bundesebene bis in die Kommune – der 
größte Arbeitgeber in Deutschland ist. Zu ihm zählen auch 
Bereiche wie das Schulwesen oder kommunale Betriebe. Die 
Mehrheit der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes arbeitet 
auf kommunaler und Landesebene (Abbildung 2).

Abbildung 2
Beschäftigte im öffentlichen Dienst nach Bereichen im Jahr 2018 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2019b: 15; eigene Darstellung.
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4%  Rumänien
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3%  Syrien
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In der vorliegenden Studie wird der Blick noch einmal spezi-
eller auf die öffentliche Verwaltung innerhalb des öffentli-
chen Dienstes gerichtet. Ette et al. (2016: 31) grenzen in ihrer 
Untersuchung die öffentliche Verwaltung mithilfe des Mikro-
zensus als „Öffentliche Verwaltung, Verteidigung und öffent-
liche Sicherheit“ ab. Der Fokus unserer Studie liegt auf Bundes- 
und Landesbehörden, weil in ihnen – und vor allem in den 
höheren Laufbahnen – politische Entscheidungen getroffen 
und entsprechende Vorgaben umgesetzt werden. Gleich-
wohl ist zu erwarten, dass hier das Beharrungsvermögen der 
Institutionen am größten ist und ein Wandel nur sehr lang-
sam stattfindet. Umso wichtiger ist bei diesen Stellen eine 
systematische Berücksichtigung unterrepräsentierter Grup-
pen, wenn eine heterogene Gesellschaft auch in der Beleg-
schaft der öffentlichen Verwaltung abgebildet werden soll.

Dem öffentlichen Dienst allgemein und der öffentlichen 
Verwaltung im Besonderen kommt dabei zum einen eine Vor-
bildrolle in Bezug auf die Repräsentanz aller Bevölkerungsgrup-
pen zu (Klose/Merx 2010: 52). Mittels dieser Repräsentanz soll 
auch eine Identifikation mit dem Staat erreicht werden, dessen 
Vertretung die öffentliche Verwaltung ist. Die öffentliche Ver-
waltung repräsentiert damit die Interessen aller Bürger_innen, 
nicht nur die bestimmter Gruppen. Die Beschäftigung im öffent-
lichen Dienst erfolgt überwiegend unbefristet, und es besteht 
die Möglichkeit der Verbeamtung (Czerwick 2011: 168ff., 173; 
Briken et al. 2014: 124ff., 133; DGB-Bundesvorstand 2018: 20f.). 
Die Stellenbesetzungen der kommenden Jahre werden deshalb 
das Gesicht der öffentlichen Verwaltung auf längere Zeit hin 
prägen. Ferner ist der öffentliche Dienst der Beschäftigungssek-
tor, in dem der Staat selbst Diskriminierungen entgegenwirken 
kann. Im angelsächsischen Raum existieren affirmative actions, 
also gezielte Maßnahmen, mit denen verstärkt Minderheiten für 

den öffentlichen Dienst rekrutiert werden sollen. Ähnliche posi-
tive Maßnahmen sind gemäß § 5 des Allgemeinen Gleichbe-
handlungssgesetzes (AGG) auch in Deutschland zulässig (Bei-
gang et al. 2017: 71ff.). Es gibt sie aber bisher nur für die Gleich- 
stellung von Frauen (Neue Deutsche Organisationen 2018: 10).

Deutschland ist ein Einwanderungsland, das sich seit der Jahr-
tausendwende auch offiziell dazu bekennt (Unabhängige 
Kommission Zuwanderung 2001: 12f.). Die Bundesrepublik 
und ihre Vorgängerstaaten waren aber bereits zuvor in euro-
päische und globale Migrationsprozesse eingebunden. Diese 
Migrationsbewegungen haben ihre Spuren hinterlassen: So 
leben heute in Deutschland Nachkommen Schwarzer Men-
schen, die während der Kolonialzeit ins Deutsche Reich einge-
wandert oder zwangsweise verbracht wurden, sowie Nach-
kommen der sogenannten Ruhrpol_innen. In den vergangenen 
Jahrzehnten wanderten (Spät-)Aussiedler_innen aus der ehe-
maligen Sowjetunion, Polen, Rumänien und weiteren Staaten 
zu. Sie sind meist Nachkommen von Auswander_innen, die 
deutsche Territorien zu einer Zeit verließen, als es den deut-
schen Nationalstaat noch nicht gab.

Viele der heute in Deutschland lebenden Personen mit Migra-
tionshintergrund sind Nachfahren der ab Mitte der 1950er-Jah-
re als Gastarbeiter_innen angeworbenen Arbeitskräfte aus der 
Türkei und den süd- und südosteuropäischen Ländern (Abbil-
dung 3). Ihre Nachkommen sind besonders relevant für die 
zukünftige Einstellungspolitik öffentlicher Verwaltungen. 
Gleichzeitig kamen und kommen aber auch viele hochgebilde-
te Migrant_innen nach Deutschland. Kurz, die Gruppe von 
selbst Zugewanderten ist sehr divers. Sie werden mit ihren 
Nachkommen in der Kategorie „mit Migrationshintergrund“ zu-
sammengefasst.

Abbildung 3
Geburtsstaaten von Menschen mit Migrationshintergrund 2018

Quelle: Statistisches Bundesamt 2019a: 131 ff., eigene Berechnung und Darstellung.
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Abbildung 4 verdeutlicht die Altersstruktur der Bevölkerung 
mit und ohne eigene Migrationserfahrung, die insbesondere 
für die Einstellungspolitiken im öffentlichen Dienst relevant ist.

Unter den Minderjährigen haben 39 Prozent einen Migrations-
hintergrund (Statistisches Bundesamt 2019a: 65). Doch hier 
lohnt ein genauerer Blick. So stellen Minderjährige mit Migra-
tionshintergrund, die nicht selbst zugewandert sind, die größ-
te Gruppe innerhalb der Minderjährigen mit Migrationshinter-
grund. Selbst zugewandert sind in dieser Altersgruppe nur 21 
Prozent (Abbildung 4). Selbst wenn sie eine ausländische 
Staatsangehörigkeit haben sollten, was nur auf 14 Prozent von 
ihnen zutrifft (Statistisches Bundesamt 2019a: 65; eigene Be-
rechnung), sind sie Bildungsinländer_innen, verfügen also per-
spektivisch über deutsche Schul-, Ausbildungs- und Studien-
abschlüsse. Diese Fakten deutlich zu benennen, ist wichtig aus 
unserer Sicht, da in vielen Interviews die Ansprechpartner_innen 
die Sorge geäußert haben, dass sich unter den Personen mit 
Migrationshintergrund viele mit ausländischen Qualifikationen 
befinden, die potenziell für die Laufbahnen im öffentlichen 
Dienst weniger geeignet wären, als Bildungsinländer_innen.

Die Bundesrepublik versteht sich als meritokratische Demokra-
tie, in der Ämter nach individueller Leistung vergeben werden 
und nicht von der Herkunft einer Person abhängig sein sollen. 
Mehrere Studien konnten allerdings für den Arbeitsmarkt Dis-
kriminierungen von Personen mit Migrationshintergrund 
nachweisen. In diesen Studien wurde die Vergabe von Ausbil-
dungsplätzen, Praktika und Anstellungen in der Privatwirtschaft 
untersucht (Kaas/Manger 2010; Schneider et al. 2014; Weich-
selbaumer 2016; Koopmans et al. 2018). Die Benachteiligung 
dieser Personen in Auswahlverfahren ist nicht auf formale Ab-
schlüsse zurückzuführen, sondern auf persönliche Merkmale 
wie ihren Namen oder ihr Aussehen. Mithin weisen Menschen 
mit Migrationshintergrund geringere Erwerbsbeteiligungs-
quoten auf als Menschen ohne Migrationshintergrund. Diese 
Tatsache ist über alle Bildungsniveaus hinweg beobachtbar. 
Wer laut Statistik einen Migrationshintergrund hat, ist häufiger 
arbeitslos, selbst wenn sie oder er ein Studium erfolgreich ab-
geschlossen hat (Kalter/Granato 2018; SVR 2010: 166). Doch 
wie sieht es im öffentlichen Dienst und vor allem in den öf-
fentlichen Verwaltungen aus?

Für die Bundesländer wird der Anteil Beschäftigter mit Migra-
tionshintergrund im öffentlichen Dienst im Rahmen des Inte-
grationsmonitorings der Länder ausgewiesen (IntMK 2019). 
Allerdings erlauben die Daten aus dem Mikrozensus, die dafür 
verwendet werden, keine Aussagen darüber, auf welchen fö-
deralen Ebenen die Beschäftigten tätig sind. Einzelne Länder, 
wie z. B. Bremen, führen in ihren Verwaltungen Erhebungen 
durch, um den Anteil von Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund zu erfassen. Auf Bundesebene ermittelten Ette, Stedt-
feld, Sulak und Brückner im Jahr 2015 mithilfe einer Umfrage 
erstmalig den Anteil der Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund in einzelnen Bundesverwaltungen (Ette et al. 2016). 

Abbildung 5 verdeutlicht, dass Menschen ohne Migrations-
hintergrund in der öffentlichen Verwaltung überrepräsen-
tiert sind, wenn ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung und 
an der Erwerbsbevölkerung gemessen wird. Die vorhande-
nen Ergebnisse sind eindeutig: Ungeachtet dessen, ob nach 
Ausländer_innen oder Menschen mit Migrationshinter-
grund differenziert wird, entspricht ihr Anteil in den öffent-
lichen Verwaltungen nicht ihrem Anteil an der (Erwerbs-)
Bevölkerung. 

Während die Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt aufgrund 
des Geschlechts in Deutschland bereits länger ein Thema ist 
und entsprechende Maßnahmen entwickelt und eingesetzt 
werden, um ihr entgegenzuwirken, fehlen vergleichbare sys-
tematische Daten und Maßnahmen für Menschen mit Migra-
tionshintergrund – oder gar spezieller: für Menschen mit Ras-
sismuserfahrungen. Dabei ist die Analogie zwischen der 
Diskriminierung aufgrund der Merkmale Geschlecht oder Be-
hinderung und der Diskriminierung aufgrund der eigenen Her-
kunft durchaus relevant. Sofern es ein politisch für die jeweili-
ge föderale Ebene oder Unternehmensform formuliertes Ziel 
zum Abbau von Benachteiligungen gibt, ist auch ein entspre-
chendes Monitoring wie z. B. der Gleichstellungsindex für die 
obersten Bundesbehörden (Statistisches Bundesamt 2019c) 
oder die Beschäftigung von Menschen mit Schwerbehinde-
rung möglich (Bundesagentur für Arbeit o. J.). Die resultieren-
den Zahlen helfen zum einen, Fortschritte zu dokumentieren, 
zum anderen aber auch, weitere politische Maßnahmen zu 
fordern und zu initiieren.  

Abbildung 4
Bevölkerung mit Migrationshintergrund nach Migrationserfahrung im Jahr 2018
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2019a: 63ff., eigene Darstellung.
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Trotz der Erfolge der letzten Jahre, sind Frauen weiterhin – 
auch bei vergleichbarer Qualifikation – in Leitungspositionen 
unterrepräsentiert (Bührmann et al. 2015; Bundesagentur für 
Arbeit 2019: 14). Eine Unterrepräsentanz von Frauen in Füh-
rungspositionen lässt sich mit den Daten des Mikrozensus 
2016 auch für die öffentliche Verwaltung feststellen. Während 
Frauen 47 Prozent der Beschäftigten in öffentlichen Verwal-
tungen stellen, sind sie mit nur 20 Prozent in Führungs- oder 
Aufsichtspositionen vertreten; unter Männern hingegen neh-
men 36 Prozent eine Führungs- oder Aufsichtstätigkeit wahr 
(FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mi-
krozensus 2016; eigene Berechnungen). Daher existieren in 
öffentlichen Verwaltungen Maßnahmen, wie z. B. Gleich- 
stellungspläne, die durch das Bundesgleichstellungsgesetz 
(BGleiG) vorgeschrieben sind, um dem Problem mangelnder 
Repräsentanz beizukommen. 

Hingegen fehlt bislang ein Überblick über den Einsatz von 
Strategien und Maßnahmen, die der Unterrepräsentanz von 
Menschen mit Migrationshintergrund entgegenwirken sollen: 
Bemühungen, Erfolge oder Misserfolge wurden, falls sie erho-
ben wurden, bisher nicht gebündelt analysiert, sodass sich 
keine Aussagen über die Effektivität unterschiedlicher Strate-
gien treffen lassen. Dass die Datenlage in diesem Bereich 
mangelhaft ist, überrascht umso mehr, wenn bedacht wird, 
dass sich Initiativen auf kommunaler Ebene bereits vor über 
dreißig Jahren verstärkt dieser Thematik angenommen haben – 
und etwas zeitversetzt auch auf Bundes- und Landesebene. 

Da besonders viele Beschäftigte im öffentlichen Dienst auf der 
kommunalen und der Landesebene tätig sind (vgl. Abbildung 2), 
hätte die Bundesebene vor allem eine Signalwirkung.

INTERKULTURELLE ÖFFNUNG  
IM ÖFFENTLICHEN DIENST –  
STAND DER FORSCHUNG

Seit den 1990er-Jahren wird Interkulturelle Öffnung von Insti-
tutionen in Deutschland auch wissenschaftlich untersucht. Frü-
he Studien analysierten gesellschaftliche Schließungsprozesse 
und strukturelle Diskriminierung, insbesondere im Schulwesen 
(Gogolin 2008; zuvor Gomolla/Radtke 2002). Die Öffnung die-
ser Institutionen wurde bereits mehrere Jahre früher gefordert 
(vgl. Barwig/Hinz-Rommel 1995; Gaitanides 2006). Die Regel-
systeme bei der Leistungserbringung für Zugewanderte wur-
den für mangelhaft befunden und die entstandenen Paralle-
langebote für Ausländer_innen in den Bereichen Sozialarbeit 
und pädagogische Arbeit problematisiert (Filsinger 2002: 
5ff.; Handschuck/Schröer 2012: 21f., 29ff.; Schröer 2016: 86; 
Schröer 2018: 233f.). In Anbetracht dieser Erkenntnisse wurde 
auf der kommunalen Ebene früh überlegt, wie soziale Dienste 
für diese Gruppen zugänglicher gemacht werden könnten 
(Filsinger/Gesemann 2018). Begleitet wurden die kritischen Be-
standsaufnahmen und Forderungen nach Interkultureller Öff-
nung von einer erneuten kritischen Reflexion der angewand-
ten Konzepte (Mecheril 2013; Hamburger 2018).

 
Abbildung 5
Anteile 25- bis 65-Jähriger an der Gesamtbevölkerung, an der Erwerbsbevölkerung und in der öffentlichen Verwaltung
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Forderungen nach Öffnung des öffentlichen Dienstes für Aus-
länder_innen gab es sogar noch früher. In den 1970er-Jahren 
tauchten, z. B. in Westberlin, entsprechende Forderungen auf, 
jedoch ohne dass dazu weitere Maßnahmen formuliert wor-
den wären (Lang 2019: 117). Eine Öffnung öffentlicher Dienst-
leistungen für Ausländer_innen forderte 1994 die damalige 
„Beauftragte der Bundesregierung für die Belange der Auslän-
der“ (Schröer 2018: 233). Im Fokus standen jedoch nur Berei-
che, in denen direkter „Kontakt mit der Bevölkerung“ bestand 
(Friedrich-Ebert-Stiftung 2002: 7). Hierzu zählten soziale Diens-
te, Bildung und Schule, Polizei und Ausländerbehörden, Ar-
beitsvermittlung und Berufsberatung (Friedrich-Ebert-Stiftung 
2002: 4f.). Diese Art von Kund_innenenorientierung ist Teil der 
Öffentlichen Reformverwaltung (New Public Management – 
NPM), die in vielen Ländern Europas in den 1980er-Jahren 
stattgefunden hatte (Schiller 2015). Nicht zuletzt begann sich 
der Gesundheitssektor in den 2000er-Jahren zunehmend mit 
Interkultureller Öffnung auseinanderzusetzen (Falge/Zimmer-
mann 2014: 328).

Die konkrete Umsetzung von Öffnungsprozessen in öffentli-
chen Verwaltungen wurde beschrieben (bes. Handschuck/
Schröer 2000; Schröer 2007; Handschuck/Schröer 2012), und 
es wurden Stufenmodelle und Prozessschritte vorgeschlagen 
(KGSt 2008). Diese seien bislang aber kaum in ihren Auswir-
kungen untersucht worden, konstatierten Bührmann und 
Schönwälder (2017) vor Kurzem. Die wenigen Untersuchun-
gen von Öffnungsprozessen in öffentlichen Verwaltungen 
betrachten insbesondere Kommunalverwaltungen (IMAP 
2012; Gesemann et al. 2012; Arslan 2014). Eine aktuelle Studie 
untersucht beispielhaft die Ausbildungsoffensive in Berlin und 
zeigt, wie unterschiedlich Interkulturelle Öffnung in drei Bezir-
ken gestaltet wurde (Lang 2019).

Unklar bleibt seit dem Auftauchen des Begriffes Interkulturelle 
Öffnung in den 1990er-Jahren und damit seit dem Entstehen 
eines umfassenden und unübersichtlichen „Trainingsmarktes“ 
für interkulturelle Kompetenzen und Öffnungsprozesse, was 
all diese Begriffe umfassen und was wie und in welchem Ma-
ße geöffnet werden soll (Lima-Curvello 2007; Mecheril 2013: 
15). Aus rassismustheoretischer Perspektive bergen die Begriffe 
die Gefahr eines einseitigen, verkürzten und essentialisierten 
Kulturbegriffes wie auch eines deterministischen Kulturver-
ständnisses, da die gesellschaftliche Komplexität vereinfacht 
wird und Prozesse der „Veranderung“ bzw. des „Othering“ (vgl. 
Reuter 2002) stattfinden. Dadurch wird vermeintliche Fremd-
heit oft erst produziert und festgeschrieben. Sowohl der Begriff 
Interkulturelle Öffnung als auch der Begriff interkulturelle  
Kompetenzen suggerieren zudem einen Mangel, der durch 
Handeln beseitigt werden kann (Mecheril 2013; Seng 2017; 
Hamburger 2018).

Das Konzept der Migrationspädagogik (Mecheril 2004; Me-
cheril et al. 2010) fordert daher die Erweiterung einer rassis-
muskritischen Perspektive im Kontext Interkultureller Öffnung, 
damit erlernte und verankerte rassifizierende Kategorisierun-
gen und Zuschreibungen entschlüsselt und reflektiert werden 
können (Seng 2017: 2). Eine ähnliche rassismuskritische Erwei-
terung und Reflexion fordern auch Titley und Lentin (2008), 
Römhild (2014) sowie Kosnick (2014) im Kontext des Paradig-
menwechsels von Multikulturalismus hin zu Diversität (vgl. 

auch Schiller 2017). Die Einführung des zumeist positiv be-
setzten Diversitätsparadigmas stelle nämlich keineswegs ei-
nen Bruch mit essentialisierenden und naturalisierenden-
Grenzziehungen dar, sondern reproduziere rassifizierte 
Konstruktionen (Kosnick 2014: 299, 304). 

Nicht nur in Deutschland stand (und steht bis heute) die Re-
präsentanz verschiedener migrantischer oder von Rassismus 
betroffenen Gruppen nicht im Zentrum der Politik. Die Inter-
kulturelle Öffnung sollte in erster Linie die Servicequalität der 
öffentlichen Dienstleistungen verbessern, da insbesondere 
sprachliche Barrieren sowie Missverständnisse und Vorurteile 
die Zugänge zu sozialen Dienstleistungen erschwerten. Von 
daher lag es nahe, Personal mit entsprechenden Fremdspra-
chenkenntnissen einzustellen, aber auch das bereits existie-
rende Personal interkulturell weiterzubilden. Lang (2019: 53) 
erinnert daran, dass in den 2000er-Jahren mit den Forderun-
gen nach Interkultureller Öffnung Ansätze des Diversity Ma-
nagements und des NPM Einzug in deutsche Verwaltungen 
hielten. Mit dem Management von Diversity verbanden und 
verbinden Unternehmen jedoch nicht den Anspruch, die Re-
präsentanz benachteiligter Gruppen zu erhöhen. Eher sollte 
die Heterogenität der Belegschaften die Leistungsfähigkeit der 
Unternehmen nicht gefährden (vgl. Groeneveld/van de Walle 
2010) bzw. sie sogar steigern (Bührmann 2015; Jansen-Schulz 
et al. 2011: 113). Es müssen also erst einmal Maßnahmen exis-
tieren, mit denen unterrepräsentierte Gruppen für eine Orga-
nisation rekrutiert werden, damit mit Diversity-Maßnahmen 
für eine produktive Zusammenarbeit überhaupt gesorgt wer-
den kann (Groeneveld/Verbeek 2012: 356f.).

Gesemann, Roth und Aumüller stellen in ihrer Studie über 
kommunale Verwaltungen jedoch fest, dass gerade das Ziel 
Interkulturelle Öffnung der Verwaltung besonders langsam 
umgesetzt wird (2012: 6). Insbesondere die Neueinstellung 
von Personen mit Migrationshintergrund jenseits von Ausbil-
dungsprogrammen ist sehr selten (Gesemann et al. 2012: 54). 
Eine Evaluationsstudie in einem städtischen Kulturamt kommt 
ebenfalls zu dem Schluss, dass Beschäftigte mit Migrations-
hintergrund deutlich unterrepräsentiert sind, Frauen hinge-
gen nicht (Göhlich/Iseler 2012: 72f.). Letztere sind „nur“ in 
Bezug auf Führungspositionen und Vollbeschäftigung Män-
nern gegenüber im Nachteil. 

Allerdings sind derartige Evaluationsstudien selten. Zwar ha-
ben die Kommunen eigene Berichtswesen entwickelt, um die 
Fortschritte ihrer Interkulturellen Öffnung zu dokumentieren, 
da Controlling und Evaluation auch als siebter Schritt in den 
entsprechenden Materialien vorgesehen sind (KGSt 2008: 5; 
und sich darauf beziehend Reichwein/Rashid 2012: 44f.). 
Doch fehlen bislang ein systematisierender Überblick über 
diese Berichte und eine evaluative Prüfung der Ergebnisse 
verschiedener Maßnahmen. Im Rahmen der vorliegenden 
Studie wird dieses Thema, bedingt durch das empirische Ma-
terial, ebenfalls nur gestreift. 
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Die vorliegende Studie wurde zwischen dem 1. November 
2018 und dem 28. Februar 20194 im Auftrag der Fried-
rich-Ebert-Stiftung erstellt. Im Rahmen des Forschungsdesigns 
wurden zum einen Interviews mit Integrationsbeauftragten 
bzw. deren Mitarbeitenden auf den drei föderalen Ebenen 
Bund, Bundesländer und (ausgewählter) Kommunen geführt. 
Obwohl es sich nicht in allen Fällen um klassische Beauftragte 
handelt und einige Interviews mit Mitarbeiter_innen der oder 
des eigentlichen Integrationsbeauftragten geführt wurden, 
wird zur Zuordnung von Aussagen die allgemeine Bezeich-
nung Integrationsbeauftragte_r verwendet.

4	 Aus erhebungstechnischen Gründen fand ein Gespräch im 
Juli 2019 statt.

Zum anderen wurden Gespräche mit Personalverantwortli-
chen in obersten Bundes- und Landesbehörden sowie in aus-
gewählten Kommunen geführt. In den Interviews wurden 
Informationen über Konzepte, Strategien und Maßnahmen 
zur Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrations-
hintergrund in öffentlichen Verwaltungen im jeweiligen Zu-
ständigkeitsbereich erhoben. Die Interviews mit den Integra-
tionsbeauftragten wurden aufgezeichnet, transkribiert und 
themenbezogen nach Meuser und Nagel (1991, 2009) aus-
gewertet. Für die Verwendung in diesem Bericht wurden die 
Zitate von den Integrationsbeauftragten autorisiert.

Die Gespräche mit den Personalverantwortlichen fassten die 
Interviewer_innen mithilfe eines Fragebogens zusammen, 
den die jeweiligen Gesprächspartner_innen im Anschluss an 

2

METHODIK

 
Abbildung 6
Geplantes Forschungsdesign der Studie Ein Zeitfenster für Vielfalt
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das Gespräch prüften, ggf. ergänzten und zur weiteren Ver-
wendung freigaben. So wurde vor allem die Bandbreite der 
Maßnahmen überblicksartig darstellbar. Diese Informationen 
bilden zusammen mit den Informationen aus den Gesprä-
chen mit den Personalverantwortlichen, die in Gesprächspro-
tokollen festgehalten wurden, die Basis für die Übersicht über 
die angewandten Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund in Kapitel 6. Zudem 
wurden Integrationskonzepte, die eine Basis für Öffnungs-
maßnahmen sein können, recherchiert und ausgewertet so-
wie Berechnungen auf der Grundlage der Daten des Mikro-
zensus durchgeführt. Einen Überblick über das geplante 
Forschungsdesign gibt Abbildung 6.

Wie aus dieser Abbildung hervorgeht, strebten wir auf Länder- 
und kommunaler Ebene – im Gegensatz zur Bundesebene – 
keine Vollerhebung bei den Personalverantwortlichen an. Auf 
Länderebene wurden pro Bundesland zwei oberste Landes-
ministerien5 nach dem Zufallsprinzip ausgewählt und kontak-
tiert. Auswahlgrundlage waren 158 oberste Landesministeri-
en, wobei auch Ressorts enthalten waren, deren Aufgaben 
die Arbeitsbereiche Integration oder Migration umfassten. 
Konkret führte dies dazu, dass ggf. sowohl Landesintegrati-
onsbeauftragte als auch die jeweiligen Personalverantwortli-
chen des entsprechenden Ressorts befragt wurden.

Die Befragung von kommunalen Integrationsbeauftragten 
und Personalverantwortlichen wurde in Anbetracht der kur-
zen Projektlaufzeit auf zehn Kommunen beschränkt. Es soll-
ten Kommunen mit hoher und niedriger Bevölkerungsdichte, 
hoher und niedriger Arbeitslosenquote und hohem wie nied-
rigem Ausländer_innenanteil vertreten sein. Zur Klassifikation 
verwendeten wir Kreisdaten des Jahres 2017; bei den Ge-

5	 In Hamburg wurde davon abweichend nur das Personalamt als 
oberste Landesbehörde ausgewählt, da alle Einstellungen zentral 
über das Personalamt erfolgen.

bietsdaten waren nur Daten des Jahres 2015 verfügbar (Sta-
tistisches Bundesamt 2018; Bundesagentur für Arbeit 2018). 

Die ausgewählten Gesprächspartner_innen wurden per 
E-Mail kontaktiert und um Teilnahme an der Studie gebeten. 
Parallel erarbeitete das Studienteam Gesprächsleitfäden. Auf 
unsere erste Gesprächsanfrage per E-Mail meldeten sich drei-
zehn Personalverantwortliche und fünf Integrationsbeauftrag-
te zurück. Elf dieser Rückmeldungen führten im Studienver-
lauf zu einem Interview. Bei der Mehrzahl der ausgewählten 
Gesprächspartner_innen folgten bis zu acht Telefonate, bevor 
ein Termin verabredet werden konnte oder eine Teilnahme 
abgelehnt wurde. Die Rücklaufdokumentation findet sich in 
Tabelle 1.

Schlussendlich konnten im Zeitraum vom 16. November 2018 
bis zum 16. Januar 2019 38 Gespräche geführt werden. Ein 
weiteres folgte im Juli 2019.6 Bei sieben von 93 Kontakten 
konnte bis zum Ende der Erhebungsphase kein telefonischer 
oder schriftlicher Kontakt hergestellt werden; sie wurden als 
Absage gewertet (Tabelle 2, S. 15). Grundsätzlich ist die Rück-
laufquote von 42 Prozent in einer ungünstigen (über den Jah-
reswechsel) und kurzen (zweimonatigen) Befragungszeit zu-
friedenstellend.7 Zwei Termine, die Anfang 2019 ausgefallen 
waren, konnten aufgrund fehlender zeitlicher und personeller 
Kapazitäten nicht mehr nachgeholt werden.

Die Interviews wurden von drei wissenschaftlichen Mitarbei-
ter_innen geführt. Die Auswertungen erfolgten akteur_in-
nenbezogen, d. h. separat für Integrationsbeauftragte und 
Personalverantwortliche. Die Gemeinsamkeiten und Unter-

6	 Die nachträgliche Durchführung dieses Interviews erfolgte aus erhe-
bungstechnischen Gründen.

7	 Eine Studie von Citizens for Europe in der Berliner Verwaltung konnte 
mit einem Online-Fragebogen eine geschätzte Rücklaufquote von 20 
bis 43 Prozent erreichen (Aikins et al. 2018: 12).

Akteur_innen geführte 
Interviews

angefragte 
Behörden

Rücklauf

Integrationsbeauftragte oder Mitarbeitende, Bund 	 1	 1 100 %

Integrationsbeauftragte oder Mitarbeitende, Land 	 13	 16 81 %

Integrationsbeauftragte oder Mitarbeitende, Kommune 	 5*	 10 50 %

Personalverantwortliche, Bund 	 9	 24 38 %

Personalverantwortliche, Land 	 7	 32 22 %

Personalverantwortliche, Kommune 	 4*	 10 40 %

Gesamt 	 39*	 93 42 %

Tabelle 1
Dokumentation des Rücklaufs

* �Ein Doppelinterview mit einer bzw. einem Integrationsbeauftragten und einer bzw. einem Personalverantwortlichen wurde in jeder der beiden Kategorien und damit doppelt gezählt.

14FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – FÜR EIN BESSERES MORGEN



schiede in den Ergebnissen zwischen den Gruppen wurden 
in diesem Bericht in den Vordergrund gestellt. Die Auswer-
tungen der Transkripte der Gespräche mit den Integrations-
beauftragten oder ihren Mitarbeitenden erfolgte entlang der 
Methodik von Meuser und Nagel (1991: 451-455; 2009: 476f.) 
mithilfe der Auswertungssoftware MAXQDA. 

Im Verlauf der Studie wurden fünf externe Expert_innen ein-
gebunden, die selbst z. T. sowohl einen Verwaltungshinter-
grund haben als auch aktiv für die Berücksichtigung von Viel-
falt eintreten. Sie unterstützten maßgeblich die Entwicklung 
der Gesprächsleitfäden, die Analyse der Ergebnisse sowie die 
Formulierung von Handlungsempfehlungen. Die Verantwor-
tung für den vorliegenden Text liegt bei den Autor_innen, die 
auf der Titelseite angegeben sind und im Verlauf des Textes 
als Studienteam bezeichnet werden. Für den Bericht wurden 
die Angaben der Integrationsbeauftragten der Länder und 
der Kommunen8 sowie aller Personalverantwortlichen anony-
misiert. Die jeweilige föderale Ebene wird angegeben, wenn 
dies für die konkrete Aussage relevant ist. Bei verallgemeiner-
baren Aussagen wird vereinfachend – und damit ihre Mitar-
beitenden einschließend – von Integrationsbeauftragten und 
von Personalverantwortlichen gesprochen. 

8	 Das Gespräch mit dem Stab der Integrationsbeauftragten des Bundes 
ist nicht anonymisierbar, da es nur eine Integrationsbeauftragte des 
Bundes gibt.

Akteur_innen geführte 
Interviews

Absage 
ohne An
gabe von 
Gründen

Kapazitäts- 
probleme

keine 
Rückmel-

dung trotz 
Erinnerung

sonstige 
Gründe

Zusage, 
aber kein 
Interview

Integrationsbeauftragte oder Mitarbeitende, Bund 	 1	 0 0 0 0 0

Integrationsbeauftragte oder Mitarbeitende, Land 	 13	 0 1 0 1 1

Integrationsbeauftragte oder Mitarbeitende, Kommune 	 5*	 1 1 2 1 0

Personalverantwortliche, Bund 	 9	 7 6 1 1 0

Personalverantwortliche, Land 	 7	 9 6 3 6 1

Personalverantwortliche, Kommune 	 4*	 4 1 1 0 0

Gesamt 	 39*	 21 15 7 9 2

Tabelle 2
Dokumentation der Absagegründe

* �Ein gemeinsames Interview mit einer bzw. einem Integrationsbeauftragten und einer bzw. einem Personalverantwortlichen wurde in jeder der beiden Kategorien und damit doppelt gezählt. 

Sonstige Gründe für Absagen waren: generell keine Studienteilnahme, grundsätzliche Erwägungen, nichts zum Thema zu sagen, nicht für das Thema zuständig, kein Interesse.

15EIN ZEITFENSTER FÜR VIELFALT



INTEGRATION ALS AUFGABE DES BUNDES

Mit der Anerkennung, dass Deutschland ein Einwanderungs-
land ist, begannen Bund, Länder und Kommunen zuneh-
mend und auch gemeinsam Konzepte zur aktiven Gestaltung 
von Integration auszuarbeiten. Kommunen entwarfen neue 
Konzepte oder entwickelten bereits vorhandene weiter. Inte-
grationskonzepte dienen in diesem Prozess als politisches In-
strument mit Signalwirkung auf die Verwaltungen selbst und 
in die Gesellschaft; sie legen die Ziele und Maßstäbe fest, an 
denen Integrationspolitik gemessen wird (SVR 2018: 105). 

Bereits im Nationalen Integrationsplan 2007 konstatierten 
Bund und Länder, sich ihrer „Rolle als Arbeitgeber bewusst“ 
zu sein (Die Bundesregierung 2007: 17, 28). Um eine bessere 
Integration in Bildung und Arbeit zu erreichen, versprach der 
Bund, „sich [im] eigenen Zuständigkeitsbereich der öffentli-
chen Verwaltungen und Betriebe für eine Erhöhung der Zahl 
von Auszubildenden mit Migrationshintergrund ein[zu]set-
zen“ und den „Anteil des Personals mit Migrationshintergrund 
nach Eignung, Leistung und Befähigung [zu] erhöhen“ (Die 
Bundesregierung 2007: 17). Dabei sollten „sprachliche […] 
und interkulturelle […] Kompetenzen angemessen berück-
sichtigt werden“ (ebd.). Ziele waren die angemessene Vertre-
tung „aller Bevölkerungsgruppen“ und die Unterstützung der 

„Durchsetzung ihrer Belange“. Diese Ziele sollten durch die 
„Einstellung von Migrantinnen und Migranten und interkultu-
relle Fortbildung für alle“ erreicht werden (Die Bundesregie-
rung 2007: 111).

Die damalige Bundesregierung stellte im Nationalen Integra-
tionsplan (NIP) 2007 fest, dass „die in den Statistiken übliche 
Differenzierung in Deutsche und Ausländer für die Erfassung 
des Standes der Integration nur noch eingeschränkt aussage-
kräftig“ sei (Die Bundesregierung 2007: 30). Sie spricht von 
„Migrantinnen und Migranten“ und von einer Vielzahl spezifi-
scher Gruppen wie „Schülerinnen und Schüler“, „Frauen“, 
„Mädchen“, „Kindern“, „Jugendlichen“ mit Migrationshinter-
grund oder auch allgemein von „Personen“ und „Menschen 
mit Migrationshintergrund“. Das seien die Zielgruppen des 
NIP. Gleichzeitig wird in Bezug auf die Länder darauf hinge-
wiesen, dass auch die Bezeichnungen „Zuwanderinnen/Zu-
wanderer“, „Menschen mit Migrationshintergrund“ oder 
„Menschen mit Zuwanderungsgeschichte“, die im entspre-
chenden Positionspapier innerhalb des NIP synonym ge-
braucht würden, vorkämen (Die Bundesregierung 2007: 23).

Im Nationalen Aktionsplan Integration (NAP) 2012 widmete 
die Bundesregierung dem Thema Migranten im öffentlichen 
Dienst erstmals ein eigenständiges Dialogforum (Die Bundes-
regierung 2012: 14f.). Dieses konstatierte, der Anteil von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund in Deutschland sei 

3

INTERKULTURELLE ÖFFNUNG ALS BESTAND-
TEIL VON INTEGRATIONSKONZEPTEN

Zentrale Ergebnisse

	– Flächendeckend sind seit 2017 Integrationskonzepte vorhanden.

	– Drei Bundesländer haben ein Partizipations- oder Teilhabege-
setz, in dem die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund in der Landesverwaltung als verbindli-
ches Ziel festgelegt wird.

	– Die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund ist fast überall explizit als unverbindliches Ziel in den 
Konzepten formuliert.

	– Die Definition der Zielgruppen der Maßnahmen ist z. T. unklar; 
selten werden konkrete Zielwerte und Evaluationsmechanismen 
bestimmt, sodass Überprüfungen der Fortschritte nicht mög-
lich sind.

	– Die Integrationsbeauftragten der Länder nehmen Einschränkun-
gen ihrer Arbeit wahr, insbesondere den geringen Einfluss auf 
die Einstellungspolitik der Verwaltungen.

NIP und NAP: Integrationspolitik der Bundesregierung

Im Koalitionsvertrag 2005 bezeichneten CDU, CSU und SPD Migra-
tion als „eine zentrale Herausforderung unserer Zeit“ (CDU, CSU, 
SPD 2005: 136). Es folgte ein erster Integrationsgipfel im Jahr 
2006, der den Dialog von Staat und Zivilgesellschaft vorantrei-
ben sollte. Die Erarbeitung des Nationalen Integrationsplans (NIP) 
wurde angestoßen. Dieser wurde im darauffolgenden Jahr vor-
gestellt. Er basierte auf dem intensiven Dialog aller Regierungse-
benen untereinander sowie auf der Zusammenarbeit mit zahlrei-
chen Verbänden und Nichtregierungsorganisationen. Im Jahr 2012 
wurde der Dialog als Nationaler Aktionsplan (NAP) fortgeschrie-
ben und fortgeführt. Letzterer enthält nunmehr konkrete Zielvor-
gaben, Maßnahmen und Selbstverpflichtungen in der Absicht, In-
tegrationspolitik nachhaltig zu gestalten. Auch die Konsultation 
von Migranten- und Migrantinnenselbstorganisationen (MSO) und 
Neuen Deutschen Organisationen (NDO)  bewährte sich und wird 
im gegenwärtig entstehenden Nationalen Aktionsplan Integration 
(NAP-I 2018) fortgeführt.
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noch zu gering. Die Erhöhung dieses Anteils wirke in zwei 
Richtungen: Zum einen würden Menschen mit Migrations-
hintergrund als „Brückenbauer zwischen Bürgern und der 
Verwaltung“ angesehen (Die Bundesregierung 2012: 14); zum 
anderen wolle die Verwaltung durch die Einstellung von 
Menschen mit Migrationshintergrund eine Erweiterung der 
eigenen „interkulturellen Kompetenz“ erzielen (ebd.). Mit Hin-
weis auf den Koalitionsvertrag 2009 wie auch auf den Be-
schluss der 6. Integrationsministerkonferenz (IntMK) hob die 
damalige Bundesregierung die Wichtigkeit des Eignungsprin-
zips und daher den Ausschluss von Quoten hervor (Die Bun-
desregierung 2012: 141). Der Anteil von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund solle zwar erhöht werden, eine „mög-
liche Inländerdiskriminierung“ werde jedoch abgelehnt (Die 
Bundesregierung 2012: 418). 

Die „Interkulturellen Öffnung des öffentlichen Dienstes der 
Bundesverwaltung“ wird im gegenwärtig entstehenden Na-
tionalen Aktionsplan Integration (NAP-I 2018) als zukunfts-
weisendes Instrument für den gesellschaftlichen Zusammen-
halt angeführt (Integrationsbeauftragte des Bundes 2019). 
Die ersten Dokumente strukturieren den Einwanderungspro-
zess anhand von fünf Phasen. Dabei wird zwischen einzelnen 
„Zuwanderer_innengruppen“ und „schon lange hier [L]
ebend[en]“ unterschieden (Integrationsbeauftragte des Bun-
des 2019). Im NAP-I 2018 fehlen bislang noch die von der 
Zivilgesellschaft empfohlenen Selbstbezeichnungen, die im 
Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus 2017 bereits ver-
wendet werden (BMI/BMFSFJ 2017: 9). Ob die Erhöhung des 
Anteils von Beschäftigen mit Migrationshintergrund verbind-
lich mithilfe von Zielwerten oder -korridoren im NAP-I 2018 
konkretisiert wird, ist offen. Am Ende dieser Studie werden 
Handlungsempfehlungen formuliert, die für den Prozess rele-
vant sind.

INTEGRATIONSKONZEPTE DER LÄNDER

Das föderale Mehrebenensystem in Deutschland gibt den 
Bundesländern einen großen Spielraum, eigene Konzepte 
und Gesetze zur Gestaltung integrationspolitischer Leitbilder 
und Maßnahmen zu entwickeln. Die Bundesländer formulie-
ren deshalb seit der Jahrtausendwende integrationspolitische 
Konzepte und Handlungsstrategien (Gesemann/Roth 2014: 
49, 53-56; SVR 2018: 105). Die Länder Bremen (2000), Schles-
wig-Holstein (2002) und Brandenburg (2002) entwickelten 
die ersten Integrationskonzepte (Bremen 2012: 5; Branden-
burg 2014: 10; Schleswig-Holstein 2014: 3). Weitere Bundes-
länder folgten. Nachdem Thüringen 2009 bereits Leitlinien 
und Handlungsempfehlungen zur Integration von Zuwande-
rern in Thüringen formuliert hatte, verabschiedete es 2017 
sein erstes Integrationskonzept und komplettierte damit den 
Reigen der Bundesländer mit Integrationskonzepten (Abbil-
dung 7). Die Integrationskonzepte einiger Länder wurden 
mehrmals fortgeschrieben und damit aktualisiert (vgl. Abbil-
dung 7; Gesemann/Roth 2014: 53-56; SVR 2018: 106). Leitli-
nien sind ein erster Versuch eines umfassenden Integrations-
konzeptes. In den Leitlinien werden bereits zentrale 
Handlungsfelder und Schwerpunkte lokaler Integrationspoli-
tiken formuliert; es fehlen allerdings konkrete Maßnahmen 
und Indikatoren zur Evaluierung dieser Maßnahmen (vgl. Hes-
sen 2000). Das Land Sachsen hat 2018 sein sechs Jahre zuvor 
vorgelegtes Integrationskonzept aktualisiert. Damit verfügt es 
derzeit über das aktuellste Konzept unter den Bundesländern. 
Mecklenburg-Vorpommern aktualisiert gerade seine Konzep-
tion zur Förderung der Integration von Migrantinnen und 
Migranten von 2011 (Ministerium für Soziales, Integration 
und Gleichstellung Mecklenburg-Vorpommern 2019). Das 
zeigt, wie viel Aufmerksamkeit die Bundesländer dem Thema 
Integration widmen.

 
Abbildung 7
Erstveröffentlichung von Landesintegrationskonzepten bzw. Leitlinien und aktuelle Fortschreibung

200920012000 20102002 20112003 20122004 2005 2006 2007 2008 2013

Quelle: Gesemann/Roth 2014: 53-56; SVR 2018: 106; eigene Recherche und Darstellung. 
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ANERKENNUNG VON VIELFALT ALS CHANCE

Die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrations-
hintergrund im öffentlichen Dienst ist in allen Integrations-
konzepten, mit Ausnahme von Bayern, Nordrhein-Westfalen 
und dem Saarland, ein gesondert genanntes Handlungsfeld. 
Tabelle 3 (S. 19) bietet einen Überblick über die wichtigsten 
Elemente der Integrationskonzepte im Hinblick auf die Inter-
kulturelle Öffnung des öffentlichen Dienstes.

Ähnlich wie auf der Ebene des Bundes erkennen die Länder-
konzepte die Vorbildfunktion des öffentlichen Dienstes als 
„Motor“ für die Interkulturelle Öffnung anderer gesellschaft-
licher Bereiche an (Bremen 2012: 12). Vielfalt wird dabei als 
Chance für die gleichberechtigte Teilhabe aller (Hamburg 
2017: 103) und als „Erfolgsfaktor“ (Sachsen-Anhalt 2009: 9) 
oder „Standortfaktor“ (Sachsen 2018: 12) verstanden. Hes-
sen möchte „die Besten“ für eine Beschäftigung in der Lan-
desverwaltung gewinnen (Hessen 2017: 67). Im baden-würt-
tembergischen Integrationsplan von 2008 wird darauf 
verwiesen, dass bereits seit 1993 ausländische Polizist_innen 
eingestellt werden,9 da „die Öffnung des Polizeiberufes für 
ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger geeignet sei, 
die Integration dieser Gruppe zu fördern“ (Baden-Württem-
berg 2008: 88). 

Die Länder Hamburg, Brandenburg, Baden-Württemberg, 
Hessen, Sachsen-Anhalt und Niedersachsen sind ebenso wie 
die Landesregierungen von Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein der Charta der Vielfalt bei-
getreten. Die damit verbundene Selbstverpflichtung soll zu 
einem diskriminierungsfreien Arbeitsumfeld beitragen. Viel-
falt gilt dabei als wirtschaftlicher „Erfolgsfaktor“ und als Chan-

9	 Ähnliche Regelungen und gezielte Ansprachen gibt es mittlerweile in 
der Mehrheit der Bundesländer (Mediendienst Integration 2017).

ce für „innovative und kreative Lösungen“. Sie betrifft sowohl 
die Belegschaft als auch die „vielfältigen Bedürfnisse unserer 
Kundinnen und Kunden“ (Charta der Vielfalt o. J.). 

SONDERFALL: BUNDESLÄNDER MIT 
PARTIZIPATIONS- ODER TEILHABEGESETZ

In Berlin, Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg exis-
tieren Partizipations- oder Teilhabegesetze. Das Gesetz zur 
Regelung von Partizipation und Integration in Berlin vom 15. 
Dezember 2010 (PartIntG Berlin), das Gesetz zur Förderung 
der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nord-
rhein-Westfalen vom 14. Februar 2012 (Teilhabe- und Integ-
rationsgesetz) und das Gesetz zur Verbesserung von Chan-
cengerechtigkeit und Teilhabe in Baden-Württemberg vom 
25. November 2015 (PartIntG Baden-Württemberg) treffen 
auch Festlegungen zur Interkulturellen Öffnung der öffentli-
chen Verwaltung und sind deshalb im Kontext dieser Studie 
relevant. Mit einer gesetzlichen Grundlage ist auch die Erhö-
hung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund in den Landesverwaltungen ein verbindlich definiertes 
Ziel, das sich jedoch nicht von allein erfüllt und entsprechen-
der Maßnahmen zur Durchsetzung bedarf (vgl. Kapitel 6).

Mit dem PartIntG betrat Berlin im Jahr 2010 „gesetzgeberi-
sches Neuland“ (Abgeordnetenhaus Berlin 2012: 2). Kern des 
Gesetzes ist die „Gleichberechtigte Teilhabe und Interkulturelle 
Öffnung“ (§ 4 PartIntG Berlin). Dieser Paragraf regelt „qualitati-
ve Umsteuerungsprozesse im Bereich des Öffentlichen Diens-
tes“ (Abgeordnetenhaus Berlin 2012: 2). Die inhaltlichen Be-
stimmungen betreffen die grundsätzliche Ausrichtung der 
Verwaltungen auf die Zielgruppe der Einwander_innen (§ 4 
Abs. 1 PartIntG Berlin) und die interkulturelle Personalentwick-
lung im Sinne der Erhöhung der interkulturellen Kompetenz 
der Beschäftigten sowie die Festschreibung von interkultureller 
Kompetenz als dienstrechtliches Beurteilungskriterium (§ 4 Abs. 
3 PartIntG Berlin). Ein weiterer Aspekt ist die Personalgewin-
nung mit dem Ziel einer Erhöhung des Anteils von Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund durch die gesetzliche Bestim-
mung einer Ermutigungsklausel in allen Ausschreibungen (§ 4 
Abs. 4 PartIntG Berlin). Darüber hinaus fordert das Gesetz die 
Festlegung von „Zielvorgaben“ zur Erhöhung des Anteils von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund in der Landesverwal-
tung und eine Überprüfung der „Zielerreichung“ (§ 4 Abs. 5 
PartIntG Berlin). Diese Überprüfung erfolgt in Form eines Be-
richtswesens in zweijährigen Abständen (§ 8 PartIntG Berlin).

Auch in den Gesetzen von Nordrhein-Westfalen und Ba-
den-Württemberg wird die Interkulturelle Öffnung der Lan-
desverwaltung ähnlich wie im PartIntG Berlin geregelt: Beide 
Gesetze wollen den Anteil von Beschäftigten mit Migrations-
hintergrund erhöhen (§ 6 Abs. 1 PartInG Baden-Württem-
berg; § 6 Abs. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz Nord-
rhein-Westfalen) sowie die interkulturelle Kompetenz der 
Mitarbeitenden steigern (§ 6 Abs. 2 PartInG Baden-Württem-
berg; § 6 Abs. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz Nord-
rhein-Westfalen). Interkulturelle Kompetenz wird dabei aller-
dings nicht, wie beim PartIntG Berlin, als Beurteilungskriterium 
bei der Einstellung bzw. Beförderung festgelegt. In Ba-
den-Württemberg wird interkulturelle Kompetenz aber als 
Ausbildungsziel für den öffentlichen Dienst genannt.

Charta der Vielfalt

Die Charta der Vielfalt wurde 2006 veröffentlicht und war ur-
sprünglich eine Selbstverpflichtung der vier Unternehmen BP Eu-
ropa SE, Daimler AG, Deutsche Bank AG sowie Deutsche Tele-
kom AG für gelebte Vielfalt in der Arbeitswelt mit sechs konkreten 
Maßnahmen. Es zeichneten zunehmend weitere Unternehmen 
und auch Verwaltungen die Charta, die seit 2010 von einem ge-
meinnützigen Verein unter der Schirmherrschaft der Bundeskanz-
lerin getragen wird.  

Ziel der Umsetzung der Selbstverpflichtung ist die Schaffung ei-
nes Arbeitsfeldes, „das frei von Vorurteilen […] [und] von gegen-
seitigem Respekt jeder und jedes Einzelnen geprägt ist“. „Alle Mit-
arbeiter_innen sollen Wertschätzung erfahren – unabhängig von 
Geschlecht, geschlechtlicher Identität, Nationalität, ethnischer Her-
kunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter, sexueller 
Orientierung und Identität.“ Bei der Umsetzung dieses Zieles, das 
wirtschaftliche Vorteile für die beteiligten Organisationen ermög-
lichen soll, wird vor allem auf Führungskräfte und Vorgesetzte ge-
baut, die einen externen wie internen Dialog über Vielfalt in Gang 
setzen könnten. 

Quelle: Charta der Vielfalt o. J.
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DIE INTEGRATIONSBEAUFTRAGTEN

Ein Hinweis auf den Stellenwert des Themas Interkulturelle 
Öffnung gibt neben den Teilhabegesetzen auch die struk-
turelle Position der Integrationsbeauftragten in den Verwal-
tungsstrukturen. Auf Bundesebene ist das Amt der bzw. des 
Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration seit 2005 im Bundeskanzleramt angesiedelt. 
Die oder der Beauftragte hat den Rang einer Staatsministe-
rin bzw. eines Staatsministers inne. In den Ländern ist das 
Amt des oder der Integrationsbeauftragten unterschiedlich 
verankert: Während in einigen Bundesländern Minister_in-
nen mit dieser Aufgabe betraut sind (Baden-Württemberg, 
Sachsen, Saarland), handelt es sich in anderen Fällen um 
Staatsminister_innen des jeweiligen Integrationsministeri-
ums (Hessen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt). In Bay-
ern und Niedersachsen fungieren Landtagsabgeordnete als 
Integrationsbeauftragte, in Schleswig-Holstein existiert 
ein_e (ehrenamtliche_r) Beauftragte_r des Landtags. In 
sechs Fällen (Brandenburg, Bremen, Berlin, Mecklen-
burg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Thüringen) sind die In-

tegrationsbeauftragten in die Verwaltungsstruktur des ent-
sprechenden Ministeriums bzw. der Senatsverwaltung 
eingegliedert. Hamburg hat keine_n Beauftragte_n im klas-
sischen Sinne. Die entsprechenden Aufgabenfelder werden 
vom Amt für Arbeit und Integration in der Behörde für Ar-
beit, Soziales, Familie und Integration wahrgenommen.

Ihre Aufgabenstellung und Rolle verstehen alle befragten In-
tegrationsbeauftragten ähnlich: Sie betrachten sich in erster 
Linie als Berater_innen der Politik und der Personalstellen und 
entwickeln Konzepte, insbesondere im Bereich der Interkultu-
rellen Öffnung. Sie geben Impulse für deren Umsetzung und 
wirken als Brückenbauer_innen zu Migranten- und Migrantin-
nenselbstorganisationen und den Neuen Deutschen Organi-
sationen. Als Beispiel für eine Einflussnahme wurde die Ge-
staltung von Werbekampagnen genannt, in der sie mitwirken 
oder in die sie intervenieren, um sicherzustellen, dass migra-
tionsbedingte Vielfalt im verwendeten Bildmaterial berück-
sichtigt wird. Als Best-Practice-Beispiel nannten die von uns 
Befragten auf Länderebene häufig die Polizei als Verwal-
tungseinheit, weil dort bereits besonders lange und erfolg-

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
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lungsfeld + – + # + + + + + – + – + + + +

Landesinitia-
tive zu IKÖ + – + – + + – – – + – – – – – –
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Polizei – – Polizei Polizei – Polizei – Polizei, 
Justiz – – – – – – –

Charta der 
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getreten

+ – + + + + + – + + + – + + + +

Begründung 
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Polizei – Auszu- 
bildende

Füh- 
rungs- 
kräfte

Auszu- 
bildende

Auszu- 
bildende, 

Füh- 
rungs- 
kräfte

– – – Polizei – – – Auszu- 
bildende – Polizei

Zielwerte für 
IKÖ – – – – + + – – – – – – – – – –

Definition der 
Zielgruppen 
(vgl. Kapitel 5)
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mit 
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hafter 

Aufent- 
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Migra- 
tions- 
hinter- 
grund 
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chend 
von 
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Migra- 
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Mikro- 
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Migra- 
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hinter- 
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Mikro- 
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Migrant_ 
innen
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keit in 
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der_ 
innen

Migra- 
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Tabelle 3
Elemente Interkultureller Öffnung (IKÖ) des öffentlichen Dienstes in den Landesintegrationskonzepten

Legende: BW – Baden-Württemberg; BY – Bayern; BE – Berlin; BB – Brandenburg; HB – Bremen; HH – Hamburg; HE – Hessen; MV – Mecklenburg-Vorpommern; NI – Niedersachsen;  

NW – Nordrhein-Westfalen; RP – Rheinland-Pfalz; SL – Saarland; SN – Sachsen; ST – Sachsen-Anhalt; SH – Schleswig-Holstein; TH – Thüringen. IKÖ (als Erhöhung des Anteils der Beschäftigten  

mit Migrationshintergrund); + ja;  – nein; # Fokus nur auf interkulturellen Kompetenzen und Fortbildungen. 

Quelle: Charta der Vielfalt o. J.; Landesintegrationskonzepte; Landesinitiativen zu IKÖ; eigene Recherche und Darstellung.
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reich die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migra-
tionshintergrund vorangetrieben werde. Begründet wurde 
diese Praxis mit dem Hinweis auf die Wichtigkeit, dass die 
Polizei sich auf die „ethnische“ oder „kulturelle“ Pluralität ihrer 
Klientel auch personell einstelle. Die Beauftragten betonen 
allerdings ihren nur eingeschränkten Einfluss auf personalpo-
litische Implementationsfragen, da die Verantwortung dafür 
ausschließlich bei den Personalstellen der Ressorts bzw. den 
kommunalen Personalämtern liege. Gesprächspartner_innen 
aus ostdeutschen Bundesländern stellen heraus, dass ihre 
Verwaltungen beim Thema Interkulturelle Öffnung noch am 
Anfang stünden; ihr Ziel sei eher die Sensibilisierung der Be-
völkerung und der eigenen Verwaltung für Vielfalt, aber keine 
explizite Öffnungsstrategie.

In den Gesprächen nannten die Integrationsbeauftragten der 
Länder ihre fehlende Weisungsbefugnis, die dazu führe, dass 
die Beauftragten vor allem auf den Einsatz kooperationsför-
dernder Mechanismen und Maßnahmen angewiesen seien. 
Damit nehmen die Integrationsbeauftragen fortwährend Be-
schränkungen in ihrer Arbeit wahr und können nicht so wir-
ken, wie sie es gerne täten. Allerdings haben die gute oder 
schlechte Ausstattung mit Personal und die formale Organi-
sation der Beauftragten wenig mit dem berichteten hohen 
oder geringen politischen Stellenwert des Themas zu tun. 
Auch dort, wo Mittel knapp sind, kann die Erhöhung des An-
teils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in öffentli-
chen Verwaltungen prioritär behandelt werden. Dort, wo das 
Thema aus Sicht der Integrationsbeauftragten – sowohl poli-
tisch als auch im Hinblick auf Ressourcen – ausreichend Auf-
merksamkeit erfährt, problematisieren sie die komplizierte 
Umsetzung. Das betrifft zum einen Maßnahmen, die den An-
teil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in öffentli-
chen Verwaltungen erhöhen sollen, zum anderen die Inter-
kulturelle Öffnung im Allgemeinen (mehr dazu im Kapitel 6).
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Damit Maßnahmen für die Erhöhung des Anteils von Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund entworfen und implementiert 
werden, muss erst einmal eine Problemwahrnehmung existie-
ren. Deshalb war eine zentrale Frage der Erhebung: Wird von 
den Befragten die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund in der öffentlichen Verwaltung für not-
wendig erachtet? Im folgenden Kapitel liegt daher der Schwer-
punkt auf den Begründungsmustern für bzw. gegen eine Erhö-
hung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund 
der 19 befragten Integrationsbeauftragten und ihrer Mitarbei-
tenden sowie der 20 Personalverantwortlichen. Von Letzteren 
wirkten neun auf Bundes- und sieben auf Länderebene. 

Die meisten der befragten Integrationsbeauftragten begrün-
den die Notwendigkeit der Erhöhung des Anteils von Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund in öffentlichen Verwaltun-
gen entweder mit integrationspolitischen oder mit funk- 
tionalen Gründen, wobei sich diese Argumentationsmuster 
teilweise überlappen. Der Repräsentanz von Menschen mit 
Migrationshintergrund in öffentlichen Verwaltungen wird 
aber auch ein Wert an sich zugeschrieben, ohne dass dies mit 
deren besseren Integration oder spezifischen Leistung be-
gründet wurde. In den Gesprächen mit Personalverantwortli-
chen finden wir ein etwas differenzierteres Bild. So vertreten 
einige Personalverantwortliche die Ansicht, dass der Erhöhung 
des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in 
ihrer Verwaltungseinheit kein hoher Stellenwert beigemessen 
werde. Zusätzlich sehen sie keinen Handlungsbedarf mit Blick 
auf einen möglichen Personal- bzw. Bewerber_innenmangel. 
Beides hat dazu geführt, dass weder ein Konzept bzw. eine 
Strategie noch spezifische Maßnahmen zur Erhöhung des An-
teils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund erarbeitet 
wurden. Dies trifft vor allem auf Bundesbehörden sowie teil-
weise auf Landesbehörden zu. Hier ist auch ein Teil der ange-

fragten Behörden zu verorten, die eine Teilnahme ablehnten, 
weil sie sich entweder für das Thema nicht zuständig sahen 
oder dazu nichts sagen konnten. Wir schließen daraus, dass 
ein Großteil dieser ausgewählten Gesprächspartner_innen 
weder ein Konzept zur Erhöhung des Anteils von Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund erarbeitet noch entsprechende 
Maßnahmen in nennenswertem Umfang implementiert hat 
(vgl. sonstige Gründe in Tabelle 2, Kapitel 2).

Im Gegensatz dazu standen unsere Gespräche mit den Perso-
nalverantwortlichen, die	 von einem mittleren bis hohen Stellen-
wert kultureller Vielfalt in ihrer Verwaltungseinheit berichteten. 
Sie sahen gleichzeitig einen hohen Handlungsbedarf, Personal-
gewinnungsprozesse im eigenen Haus aktiv zu gestalten. 
Kennzeichnend hierfür sind das Vorliegen eines spezifischen 
Konzeptes bzw. einer Strategie zur Erhöhung des Beschäftig-
tenanteils mit Migrationshintergrund und die Umsetzung von 
entsprechenden Maßnahmen. Dies trifft verstärkt auf kommu-
nale Behörden zu, aber auch auf einige Landes- und vereinzel-
te Bundesbehörden. Dazwischen finden sich Behörden, die 
zwar ein mittleres bis hohes Bewusstsein für die Bedeutung 
kultureller Vielfalt in öffentlichen Verwaltungen aufweisen, je-
doch wenig Handlungsbedarf bezüglich der Personalgewin-
nung sehen. Beides hat dazu geführt, dass häufig kein spezifi-
sches Konzept ausgearbeitet wurde, aber einzelne Maßnahmen 
für die Gewinnung von Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund implementiert wurden. Dies betrifft sowohl Bundes- und 
Landesbehörden als auch kommunale Verwaltungseinheiten.

Niemand von unseren Gesprächspartner_innen unter den 
Personalverantwortlichen hatte ein geringes Bewusstsein für 
die Beschäftigung von Menschen mit Migrationshintergrund, 
alle berichteten aber von einem großen Handlungsbedarf bei 
der Personalrekrutierung. Ein wahrgenommener Handlungs-
bedarf bei der Personalrekrutierung angesichts konkret rück-
läufiger Bewerber_innenzahlen scheinen die Rekrutierung 
unterrepräsentierter Gruppen zu begünstigen. Im Umkehr-
schluss heißt das aber auch: Solange kein Personalmangel 
herrscht, fehlt der Anreiz, der Unterrepräsentanz von Migrant_
innen wirksam zu begegnen.

KEINE NOT – KEIN HANDLUNGSBEDARF?

Eine ablehnende Position in Bezug auf Rekrutierungsmaßnah-
men vertraten zwei Integrationsbeauftragte. Sie sprachen sich 
gegen Reglementierungen zur Erhöhung des Anteils von Be-

4

WARUM SOLL DIE ÖFFENTLICHE  
VERWALTUNG VIELFÄLTIGER WERDEN?

Zentrale Ergebnisse

	– Die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund muss ein Ziel der Behörde sein, damit entsprechende 
Maßnahmen ergriffen werden.

	– Bewerber_innenmangel intensiviert die Bemühungen um diverse 
Nachwuchskräfte.

	– Von Menschen mit Migrationshintergrund werden interkulturelle 
Kompetenzen erwartet, aber auch eine Signalwirkung für Diversität.
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schäftigten mit Migrationshintergrund durch ein entspre-
chendes Konzept bzw. die Festlegung von Zielvorgaben aus. 
Sie verwiesen darauf, dass in diesem Bereich kein sichtbares 
Problem und deshalb kein Handlungsbedarf bestünden. Ihre 
Verwaltungen seien grundsätzlich offen für alle Bewerber_in-
nen und bräuchten keine konkreten Maßnahmen. Eine solche 
Position wird in der Fachdebatte als Colorblindness bezeich-
net (Mazzocco 2017; Crenshaw et al. 2019). Sie verkennt be-
nachteiligende Strukturen, die durch eine Förderung ausge-
glichen werden sollen. Hier handelt es sich jedoch eher um 
Einzelpositionen, denn die Integrationsbeauftragten sind qua 
Amt mit der Aufgabe betraut, Konzepte zu erarbeiten und 
Maßnahmen zu initiieren und zu begleiten. 

Von den interviewten Personalverantwortlichen wurde als Ar-
gument angeführt, dass es bei ihnen keinen Bedarf für be-
stimmte (interkulturelle) Kompetenzen gebe. Deshalb hätten 
ihre Behörden keine Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils 
von Beschäftigten mit Migrationshintergrund ergriffen: Der 
in obersten Bundes- und Landesbehörden nicht vorhandene 
„Kund_innenkontakt“ wurde als Erklärung für die fehlende 
Notwendigkeit angeführt, den Anteil Beschäftigter mit Migra-
tionshintergrund zu erhöhen.

Zudem wiesen die interviewten Personalverantwortlichen auf 
Bundesebene mehrheitlich darauf hin, dass angesichts des 
ausreichenden Bewerber_innenpools keine Notwendigkeit 
für besondere Anstrengungen gegeben sei, verstärkt Perso-
nen mit Migrationshintergrund für die öffentliche Verwal-
tung zu gewinnen. Ursächlich für die gute Bewerber_innen-
lage ist aus Sicht der Personalverantwortlichen die höhere 
Attraktivität der Bundesbehörden, die sie auf die bessere Be-
zahlung und interessante Tätigkeiten zurückführen. Nicht zu-
letzt sorge der stärkere Grad der Internationalisierung der 
Bundesbehörden vereinzelt für eine ausreichende Zahl von 
qualifizierten Bewerber_innen sowohl aus dem In- wie aus 
dem Ausland. Einige Behörden gewinnen ihre Mitarbeiten-
den in anderen Behörden und sehen dort die Verantwortung 
für eine angemessene Berücksichtigung von Menschen mit 
Migrationshintergrund in Bewerbungsverfahren bzw. erach-
ten ihre eigenen Wirkungsmöglichkeiten infolge der nachge-
lagerten Rekrutierung als deutlich eingeschränkt. Für Tätig-
keitsbereiche, in denen migrationsbezogene Themen 
inhaltlich verortet seien, würden sich Menschen mit Migrati-
onshintergrund aus entsprechendem inhaltlichem Interesse 
ohnehin auf eigene Initiative bewerben.

Es werden zwei weitere Gründe – auch von Personalverant-
wortlichen auf Landesebene – angeführt, die besonderes En-
gagement aus Sicht der Verwaltungen überflüssig erscheinen 
lassen oder sie von konkretem Handeln abhalten. Sie erwar-
ten aufgrund der Digitalisierung deutliche Veränderungen in 
den Stellenprofilen. Insbesondere im Registratur- und Archivie-
rungswesen würden Stellen wegfallen, wo bislang eher Men-
schen mit Migrationshintergrund arbeiten, zudem würden 
neue Stellenprofile hinzukommen. Perspektivisch sei deshalb 
der Stellenbedarf in manchen Bereichen kaum abschätzbar, 
was die Personalplanung erschwere. Außerdem sind einige 
Personalverantwortliche davon überzeugt, dass sich der Anteil 
von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in den Verwal-
tungen auch ohne konkrete Maßnahmen erhöhen wird, weil 

Menschen mit Migrationshintergrund in den jüngeren Alters
kohorten anteilig stärker vertreten sind als unter den älteren. 

Trotz fehlender Personalengpässe ist der Bund in der Ausbildung 
aktiv und hat hierfür die Plattform www.wir-sind-bund.de ein-
gerichtet. Auf die Personalrekrutierung im gehobenen und hö-
heren Dienst hat dies jedoch keine Auswirkung, da es keine 
spezifischen Aufstiegskonzepte innerhalb der öffentlichen Ver-
waltung für Beschäftigte mit Migrationshintergrund gibt. Eben-
so wie die Integrationsbeauftragten verweisen auch die befrag-
ten Personalverantwortlichen auf Bundes- und Landesebene auf 
das Prinzip der Bestenauslese nach Art. 33 Abs. 2 GG. 

FACHKRÄFTEMANGEL ALS MOTOR DER 
INTERKULTURELLEN ÖFFNUNG

Aus den Gesprächen mit den Integrationsbeauftragten sticht 
hervor, dass die demografische Entwicklung und der daraus 
resultierende Fachkräftemangel offenbar Anstrengungen zur 
Erhöhung der Zahl der Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund erzwingen. So werden mit Blick auf den erwarteten 
und teilweise bereits spürbaren Fachkräftemangel Personen 
mit Migrationshintergrund von den Integrationsbeauftragten 
als zahlenmäßig wichtige Personengruppe in den jüngeren 
Alterskohorten gesehen, die notwendigerweise in die öffent-
liche Verwaltung integriert werden müssten. Dieses Argument 
brachten vor allem die Beauftragten in den ostdeutschen Bun-
desländern vor.10 Anders als in der obersten Bundesverwal-
tung und den westlichen Landesverwaltungen inklusive Ber-
lins macht sich der Fachkräftemangel dort bereits bemerkbar: 

„[D]ie Öffnung ist weniger getragen aus der Einsicht der Rich-
tigkeit, sondern eher aus der aktuellen Notwendigkeit mit 
Blick darauf, dass der demografische Wandel […] derart zu-
schlägt, dass wir […] innerhalb der nächsten 15 Jahre ein 
Drittel unserer Landesverwaltung austauschen. Also das 
heißt, austauschen müssen, erneuern, ersetzen müssen. Und 
[…] die Gruppe, die über den weißen männlichen Juristen 
hinausgeht, muss automatisch zur Zielgruppe werden.“ 

Landesintegrationsbeauftragte_r

Ähnliche Ansichten wurden von Kolleg_innen in anderen ost-
deutschen Bundesländern und Berlin geäußert.

INTERKULTURELLE KOMPETENZEN NUTZEN?

Eine weitere funktionale Begründung ist das formulierte Ziel, 
durch Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund die interkulturellen Kompetenzen innerhalb 

10	 Allerdings machten Personen mit Migrationshintergrund im Jahr 2018 
in den östlichen Bundesländern nur acht Prozent der dortigen Bevölke-
rung aus. In der besonders relevanten Altersgruppe der unter 35-Jäh-
rigen betrug ihr Anteil insgesamt 15 Prozent. Die meisten von ihnen 
waren selbst zugewandert (neun Prozent), nur fünf Prozent waren be-
reits in Deutschland geboren (Statistisches Bundesamt 2019a: 128, 
134, 137; eigene Berechnung). In den westlichen Bundesländern und 
Berlin hingegen ist ein relevanter Anteil der unter 35-Jährigen der 
zweiten Generation zuzurechnen (23 Prozent), selbst zugewandert 
sind nur 16 Prozent der Altersgruppe (Statistisches Bundesamt 2019a: 
134, 137).
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der Verwaltung zu steigern. Implizit werden vermeintlich 
„migrantische Kompetenzen“ aufgrund diverser kultureller 
Hintergründe und Erfahrungen sowie Mehrsprachigkeit an-
genommen. Nur zwei Integrationsbeauftragte merkten an, 
dass die Annahme automatisch vorhandener oder höherer 
interkultureller Kompetenzen von Menschen mit Migrations-
hintergrund wiederum diskriminierend sei.

Unabhängig davon wurde fast einstimmig mehr interkultu-
relle Kompetenz in der gesamten Verwaltung gefordert, da-
mit diese mit einem sich zunehmend pluralisierenden Nut-
zer_innenkreis besser umzugehen vermag.11 Das spiegelt sich 
auch in den umgesetzten Maßnahmen wider, unter denen 
interkulturelle Weiterbildungen ergänzend zu den Maßnah-
men zur Personalrekrutierung und -förderung genannt wur-
den (siehe Kapitel 6). 

11	  Vgl. dazu auch eine Untersuchung zur Interkulturellen Öffnung der 
schweizerischen Verwaltung, die zu dem Ergebnis kommt, dass die 
Interkulturelle Öffnung im Sinne einer modernen Verwaltungsführung 

„managerial adaptiert“ werde, was die ursprünglichen integrations
politischen Ziele in den Hintergrund rücke (Piñeiro et al. 2018).

Die Personalverantwortlichen schreiben der Beschäftigung von 
Personen mit Migrationshintergrund einen besonderen Wert 
zu, der mit einer besseren Problemlösungskompetenz und/oder 
einer höheren Servicequalität begründet wird. In den Behörden 
auf Landesebene ist die alltägliche Arbeit laut den Personalver-
antwortlichen stärker vom direkten Kund_innenkontakt ge-
prägt als in den Behörden des Bundes. Hierfür angeführte Bei-
spiele sind Polizei, Ordnungsämter, aber auch Schulen. Hier 
würden sich Menschen unterschiedlicher Herkunft begegnen 
und könnten potenziell auch miteinander in Konflikt geraten, 
sodass die zugeschriebenen „migrantischen Kompetenzen“ be-
sonders wertvoll seien. Bei der Einordnung dieser Aussagen 
muss beachtet werden, dass wir nur mit Vertreter_innen der 
obersten Landesbehörden sprachen und niemand von den be-
fragten Personalverantwortlichen für die Rekrutierung in den 
benannten Bereichen selbst zuständig war, sondern ggf. Perso-
nalverantwortliche in nachgeordneten Behörden.

VERWALTUNG ALS SPIEGELBILD DER 
GESELLSCHAFT

Integrationspolitisch wird die Bedeutung der Erhöhung des 
Anteils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in öf-
fentlichen Verwaltungen für ihre bessere Repräsentanz be-
tont. Diese wird meist mit einem Verständnis von Verwaltung 
als Spiegelbild der Gesellschaft im Sinne einer repräsentativen 
Bürokratie verbunden. Eine Erhöhung des Anteils von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund soll auch die Identifi-
kation Zugewanderter mit der Gesellschaft fördern. Eine sol-
che Repräsentation hat zudem Vorbildfunktion: 

„[W]as die Identifikation mit der Gesamtgesellschaft anbe-
trifft, spielt das auch psychisch eine Rolle, im Sinne von: 
,Schau mal, da ist einer, der leitet dieses Land, ein Ministeri-
um oder meinetwegen ein Referat […], und der stammt aus 
meinem sozialen oder ethnischen Milieu. Aus diesem Milieu 
heraus konnte er in diese Position kommen.‘ Das führt dazu, 
dass man sich […] stärker identifiziert mit den Strukturen 
dieser Gesellschaft und besonders mit deren Verwaltung. 
Und gleichzeitig führt es zu sowas wie: ,Naja, wenn der das 
geschafft hat, dann kann ich das ja auch schaffen.‘“

Landesintegrationsbeauftragte_r

Zwei Gesprächspartner_innen äußerten die Hoffnung, dass 
durch eine angemessene Repräsentation von Menschen mit 
Migrationshintergrund in öffentlichen Verwaltungen deren 
Beschäftigung dort eine alltägliche Selbstverständlichkeit 
würde und es keinerlei gesonderter Thematisierung mehr be-
dürfe. Diese Sichtweise wurde auch auf die Perspektive der 
Mehrheitsgesellschaft übertragen, die von dieser veränderten 
Normalität ebenso profitiere:

„Es kann natürlich […] – je nach Einstellung – auch einen po-
sitiven Stellenwert für die Einheimischen haben […], dass sie 
sagen: ,Schön, dass meine Gesellschaft so offen ist, dass […] 
es keine Rolle spielt, welche Herkunft jemand hat.‘“

Landesintegrationsbeauftragte_r

Es wird vermutet, dass eine angemessene Repräsentanz von 
Menschen mit Migrationshintergrund in der Verwaltung die 

Migrationsbedingte Mehrsprachigkeit

50 bis 75 Prozent aller Menschen weltweit sind zwei- oder mehr-
sprachig. Damit stellt Mehrsprachigkeit keine Ausnahme dar und 
betrifft nicht nur Migrant_innen oder Menschen mit Migrations-
hintergrund. In Deutschland gibt es sieben offiziell anerkannte und 
geschützte regionale Minderheitensprachen (Mediendienst Inte-
gration 2019). Dennoch wird Mehrsprachigkeit und Migrations-
hintergrund oftmals gleichgesetzt (Ritterfeld et al. 2013: 168) und 
Mehrsprachigkeit von Menschen mit Migrationshintergrund nor-
mativ verhandelt (Nikolow 2013). Sie gilt etwa als wertvolles Wis-
sen und Zusatzqualifikation, als Hindernis bei der Integration in die 
deutsche Gesellschaft oder gar als Bedrohung für diese. Sprachwis-
senschaftliche Studien kommen zu keinem einheitlichen Befund: 
Mehrsprachigkeit kann ein Vorteil sein, muss aber nicht (vgl. Söhn 
2005). Das hängt zum einen mit dem Prestige von Sprachen und 
deren antizipierter Verwertbarkeit zusammen. So können sich z. 
B. Englisch, Spanisch oder Französisch als Erstsprache bereits wäh-
rend der Schullaufbahn innerhalb der schulisch vermittelten Fremd-
sprachen auszahlen, was nicht in gleichem Maße für Arabisch, Kro- 
atisch, Polnisch oder Türkisch (und sehr viele weitere Sprachen) gilt.

Zudem gibt es eine Diskussion darüber, ob der Erwerb von Deutsch 
als Zweitsprache durch eine Erstsprache behindert wird. Hier wird 
mit einer begrenzten Lernzeit argumentiert, und die Diskussion 
wird ökonomisiert. Ausschlaggebend für eine erfolgreiche Bildungs- 
und Arbeitskarriere seien gute (vielleicht sogar möglichst akzent-
freie) Deutschkenntnisse, die nur auf Kosten von weiteren in der 
Familie gesprochenen Sprachen erworben werden könnten (Esser 
2006). Unabhängig von dieser Fachdebatte fehlen jedoch Angaben 
zur Zahl der Sprechenden einzelner Sprachen gänzlich. Die Frage 
also, in welche Sprachen ein Beipackzettel oder ein Formular in 
Deutschland übersetzt werden sollte, um möglichst viele Menschen 
zu erreichen, kann nicht beantwortet werden (Adler 2018: 2f.). Im 
Bildungsbereich wird die Verkehrssprache in der Familie oder im 
häuslichen Umfeld herangezogen, um Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund zu identifizieren, die in Deutschland geboren 
sind und die deutsche Staatsangehörigkeit haben (Sekretariat der 
Kultusministerkonferenz 2018: 32). Mehrsprachigkeit wird damit zum 
Differenzmerkmal.

23EIN ZEITFENSTER FÜR VIELFALT



Akzeptanz der Mehrheitsbevölkerung für Zuwanderung und 
Integration generell erhöhen würde. Angenommene Ressen-
timents in der Mehrheitsbevölkerung infolge der höheren Ar-
beitslosigkeit von Zugewanderten und ihren Nachkommen 
würden dadurch mit einer anderen und auch unabhängig von 
öffentlicher Verwaltung zutreffenderen Realität konfrontiert.
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Integration bedeutet gleichberechtigte Teilhabe aller Men-
schen an zentralen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
wie Arbeit, Bildung, Wohnen, politische Partizipation usw. Der 
Integrationsbegriff impliziert daher zunächst nicht, dass nur 
zugewanderte Menschen eine Zielgruppe von Integrations-
maßnahmen sein müssen. Auch für Menschen, die nicht zu-
gewandert sind, existieren Barrieren beim Zugang zu zentra-
len gesellschaftlichen Bereichen. Dies lässt sich insbesondere 
am Sozialstatus festmachen. 

Die Gruppe der Zugewanderten ist sehr heterogen, und aus 
diesem Grund sind die Definitionen der Zielgruppe(n) in den 
Integrationskonzepten und in der Praxis der Verwaltung von 
Interesse. In den Integrationskonzepten der Bundes- oder 
Länderebene werden unterschiedliche Definitionen verwen-
det (vgl. Tabelle 3, S. 19). Neun Integrationskonzepte der Län-
der orientieren sich an der Definition des Migrationshinter-
grundes, die das Statistische Bundesamt für den jährlich 
erhobenen Mikrozensus nutzt (siehe Kasten). Berlin weicht in 
seinem Integrationskonzept aus dem Jahr 2007 von der Mik-
rozensus-Definition dahingehend ab, dass es keinen einseiti-
gen Migrationshintergrund – von nur einem Elternteil – zu-
weist: Menschen haben demzufolge nur dann einen 
Migrationshintergrund, wenn entweder beide Eltern außer-
halb des Gebietes der heutigen Bundesrepublik Deutschland 
geboren wurden und 1950 oder später zugewandert sind 
oder sie selbst keine deutsche Staatsangehörigkeit haben 
oder eingebürgert wurden (Berlin 2007: 98f.). Abweichend 
davon wird jedoch im Berliner Partizipations- und Integrati-
onsgesetz ein einseitiger Migrationshintergrund festge-
schrieben (§ 2 Abs. 3 PartIntG), und auch die statistische Erhe- 

bung neu eingestellter Auszubildender mit Migrationshinter-
grund im öffentlichen Dienst im Land Berlin erfolgt gemäß 
dieser Definition und enthält demnach Menschen mit einem 
einseitigen Migrationshintergrund (Die Beauftragte des Ber-
liner Senats für Integration und Migration 2018).

Hamburg orientiert sich als einziges Bundesland an der 
Migrationshintergrund-Definition des Zensus, der 2011 
durchgeführt wurde. Gleichzeitig wird das Konzept Migrati-
onshintergrund im Hamburger Integrationskonzept kritisiert, 
weil „[d]ie damit verbundene, in Teilen pauschale Betrachtung 
[…] von vielen Menschen durchaus als stigmatisierend wahr-
genommen und empfunden [wird], da sie einen Integrations-
bedarf signalisiert, der in vielen Fällen gar nicht, oder nicht 
mehr, gegeben ist“ (Hamburg 2017: 17). Andere Begriffe wie 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte oder Menschen mit 
Migrationserfahrung werden angesprochen, aber als nicht 
hilfreich erachtet (Hamburg 2017: 17). „Die Erhebung des 
Migrationshintergrunds wird solange [sic] als statistisches In-
strument herangezogen werden (müssen), wie es zur Mes-
sung struktureller Diskriminierung noch notwendig ist. Ein 
geeigneteres Konzept ist derzeit noch nicht bekannt“ (Ham-
burg 2017: 17).

5

SCHLÜSSELKATEGORIE 
„MIGRATIONSHINTERGRUND“

Zentrale Ergebnisse

	– Es fehlt sowohl in den Konzepten als auch in der Einstellungs-
praxis eine einheitliche Definition. Oft wird der Begriff „Migrati-
onshintergrund“ synonym mit anderen Kategorien verwendet.

	– Von den Gesprächspartner_innen wird die Kategorie oft kritisch 
betrachtet, weil sie eine heterogene Gruppe zusammenfasst, in 
der nicht alle Menschen benachteiligt werden, und ein Migrati-
onshintergrund schwer erhoben werden kann.

	– Dennoch verwenden sowohl Integrationsbeauftragte als auch 
Personalverantwortliche die Kategorie „Migrationshintergrund“, 
weil es derzeit die beste vorhandene Kategorie ist, um kulturelle 
Vielfalt zu beschreiben und zu erfassen.

Migrationshintergrund in der amtlichen Statistik

Mit den Daten des Mikrozensus werden  durch das Statistische 
Bundesamt jährlich die Bevölkerungsanteile für Personen mit Migra- 
tionshintergrund ermittelt. Dort hat „,Eine Person [...] einen Migrati-
onshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil die 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht durch Geburt besitzt.‘ Die De-
finition umfasst im Einzelnen folgende Personen: 1. zugewanderte 
und nicht zugewanderte Ausländer, 2. zugewanderte und nicht zu-
gewanderte Eingebürgerte, 3. (Spät-)Aussiedler, 4. Personen, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit durch Adoption durch einen deut-
schen Elternteil erhalten haben, 5. mit deutscher Staatsangehörigkeit 
geborene Kinder der vier zuvor genannten Gruppen“ (Statistisches 
Bundesamt 2019a: 4).

Im Zensus 2011 wurden „[a]ls Personen mit Migrationshintergrund 
[…] alle zugewanderten und nicht zugewanderten Ausländer/-innen 
sowie alle nach 1955 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zugewanderten Deutschen und alle Deutschen mit zu-
mindest einem nach 1955 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zugewanderten Elternteil definiert“ (Bayerisches Lan-
desamt für Statistik 2019). Für den Zensus 2021 sind keine Fragen 
zu den Eltern vorgesehen (BT-Drs. 19/8693), sodass die Definition 
des Zensus 2011 nicht mehr für den Zensus 2021 gelten wird.
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Die weiteren Länderkonzepte sind vor allem durch die Nen-
nung diverser Personengruppen ohne klare Abgrenzungen 
der Begrifflichkeiten gekennzeichnet. So werden Migrant_in-
nen, Zuwander_innen, Neuzugewanderte und Menschen mit 
Migrationshintergrund oftmals gleichgesetzt und Differenz-
linien aufgemacht zwischen „Zugezogenen“, „Fremden“ und 
„unseren“ Bürger_innen. Die Konzepte Niedersachsens und 
Baden-Württembergs beziehen sich auf Personen, „deren 
rechtlicher Status einen dauerhaften, d. h. nicht nur vorüber-
gehenden Verbleib in Deutschland erlaubt“ (Niedersachsen 
2008: 83; Baden-Württemberg 2008: 14). Die Zielgruppe wird 
somit über den Aufenthaltsstatus definiert. Personen mit 
Migrationshintergrund werden als Zugezogene, Ausländer_
innen und Fremde adressiert, nicht aber als deutsche Staats-
angehörige.12 

Diese (Fehl-)Einschätzung unterstreicht auch der Fokus eini-
ger Integrationskonzepte auf den Erwerb der deutschen 
Sprache. Damit wird implizit die Botschaft transportiert, dass Per- 
sonen mit Migrationshintergrund nur mangelhaft Deutsch 
sprechen. Auch Hinweise wie beispielsweise auf die „Erleich-
terung des sprachlichen Zugangs für Menschen mit Migrati-
onshintergrund“ durch die Veröffentlichung „fremdsprachi-
ger Informationsangebote und -broschüren auf den 
Internetseiten der Landesregierung“ (Brandenburg 2017: 21) 
verstärken diesen Eindruck. 

Die Integrationsbeauftragten, mit denen wir sprachen, stehen 
der Kategorie „Migrationshintergrund“ meist kritisch gegen-
über. Sie bemerken die Gefahr der Rassifizierung von Men-
schen mit Migrationshintergrund: Während einige Menschen 
aufgrund eines zugeschriebenen Migrationshintergrundes 
benachteiligt werden, trifft dies auf andere, als weiß wahrge-
nommene Menschen nicht zu. Die Kategorie wird dennoch 
benutzt, um eine Zielgruppe festzulegen bzw. um überhaupt 
ein Monitoring durchführen zu können. Kritisiert wird insbe-
sondere der diskriminierende Aspekt bei der Zuschreibung 
eines Migrationshintergrundes:

„Ich persönlich finde den Begriff sehr schwierig und auch 
nicht zielführend. Gerade im Bereich Antidiskriminierung 
findet damit eher eine Stigmatisierung und eine Zuschrei-
bung von Gruppen statt. Insgesamt im integrationspoliti-
schen Bereich finde ich diesen Begriff eher hinderlich als 
förderlich, weil: er trennt die Gruppen oder nimmt eine Zu-
schreibung vor aufgrund von Merkmalen, die vielleicht gar 
keine Rolle spielen, anstatt dass man sich auf die wirklich 
relevanten Ausgrenzungs- oder Diskriminierungsmerkmale 
konzentrieren würde. Also Herkunft, glaube ich, ist nicht 
unbedingt wirklich das zentrale Thema, wenn es um, ja, um 
gute Ansätze in der Integrationspolitik geht.“ 

Landesintegrationsbeauftragte_r

„[W]enn man Diskriminierung beenden will, kommt man 
schnell in die paradoxe Situation, aus den besten Absichten 
heraus die eigene Belegschaft nach Kriterien zu unterteilen, 
mit denen irgendwelche kollektiven Eigenschaften verbun-

12	 Im Jahr 2018 waren 52 Prozent (absolut: 10,9 Mio.) der Personen mit 
Migrationshintergrund Deutsche (Statistisches Bundesamt 2019a: 62).

den sind. Das aber wäre ja geradezu die Lehrbuchdefinition 
von Vorurteilen und Diskriminierung.“

Kommunale_r Integrationsbeauftragte_r

Nach Ansicht der meisten Integrationsbeauftragten verdeckt 
der Fokus auf nur eine unterrepräsentierte Kategorie, dass es 
häufig eine Mischung etwa herkunftsbezogener und ge-
schlechtlicher Merkmale sei, die Diskriminierung beeinflusse. 
Deshalb sprachen sie sich dafür aus, Intersektionalität in den 
Konzepten der Interkulturellen Öffnung stärker herauszustel-
len und die Konzepte in Richtung einer Vielfalts- bzw. Diver-
sity-Strategie zu entwickeln, wie es in einigen Ländern und 
Kommunen bereits geschieht (vgl. Kapitel 9). Derzeit sei es 
aber wichtig, einzelne Maßnahmen weiterhin für konkrete 
Merkmalsträger_innen zu konzipieren:

„Also wir sind nirgendwo schon so weit, dass wir die Einzel-
dimension nicht mehr bräuchten, sondern ich glaube, man 
braucht sie und außerdem eine bewusste Arbeit in den 
einzelnen Dimensionen, weil […] die Interessenlagen sich je 
nach Merkmal unterscheiden.“

Landesintegrationsbeauftragte_r

Auch auf der Bundesebene wird eine merkmalsübergreifende 
Diversity-Betrachtung grundsätzlich als sinnvoll erachtet. Al-
lerdings bestehe die Gefahr, dass sich dies zulasten der Be-
trachtung der Diskriminierungsdimension ethnische Herkunft 
auswirke:

„[I]m Moment, würde ich sagen, ist es absolut noch notwen-
dig, das einzeln zu betrachten, sicherlich ist das mittelfristig 
dann so, dass man das auflösen sollte, und dafür stehen wir 
auch mit unseren Ansätzen grundsätzlich. [D]as soll auf kei-
nen Fall irgendwie gegeneinander ausgespielt werden.“ 

Mitarbeitende_r aus dem Arbeitsstab der Beauftragten  

der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration

Unabhängig von der Forderung nach mehr Intersektionalität 
wird die Kategorie „Migrationshintergrund“ als unzureichen-
de Annäherung beschrieben, da sie zahlreiche Personen ein-
schließe, die von keinerlei ethnisch-religiös-rassistischen Dis-
kriminierungen betroffen seien. Das gelte etwa für einige 
EU-Bürger_innen mit Migrationshintergrund oder für die Kin-
der deutscher Eltern ohne Migrationshintergrund, die im 
Ausland geboren seien und damit, je nach Definition, einen 
Migrationshintergrund hätten. In geringem Maß gibt es des-
halb Überlegungen zu einer Neudefinition der Zielgruppe für 
die Interkulturelle Öffnung, etwa als Menschen, die von ras-
sistischer Diskriminierung betroffen sind. Die Integrationsbe-
auftragten verwiesen allerdings sowohl bei dieser Idee als 
auch hinsichtlich einer Einbettung des Migrationshintergrun-
des in ein breiteres Diversity-Konzept auf die Schwerfälligkeit 
von Politik und Verwaltung. Sie sehen es aber auch als ihre 
Aufgabe an, hier proaktiv Vorschläge zu machen und diese in 
die Debatte einzuspeisen.

Die Probleme der Verwaltungspraxis mit dem Konzept des 
Migrationshintergrundes dürfen nicht unterschätzt werden. 
Mithilfe der amtlichen Statistiken lässt sich zwar der Anteil der 
Personen mit Migrationshintergrund in der Bevölkerung er-
mitteln, aber nicht innerhalb einzelner Behörden. Eine Ermitt-
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lung des Anteils innerhalb der Verwaltungen ist jedoch für ein 
Monitoring notwendig und auch für ggf. vorzunehmende 
Anpassungen im Personalrekrutierungs- und -entwicklungs-
prozess. Ohne ein funktionierendes Berichtswesen können 
keine Anpassungen erfolgen. Bislang wurden vereinzelt Be-
fragungen unter Beschäftigten durchgeführt; doch diese sind 
aufwendig und können den Anteil Beschäftigter mit Migrati-
onshintergrund nur näherungsweise abbilden. Dennoch ist 
dies der einzige Weg, da ein Migrationshintergrund nach 
Auffassung der Befragten nicht Teil der Personalakte werden 
darf wie Alter oder das Vorhandensein einer Behinderung. 
Dies trifft allerdings auch auf weitere Merkmale des AGG wie 
Weltanschauung/Religion oder sexuelle Identität zu. Bei Ge-
schlecht ist die Lage nur so lange scheinbar einfacher, wie 
von einer binären, klar zuordbaren Ausprägung ausgegangen 
wird. Auch hier sind weitere Diskussionen mit Einführung ei-
ner dritten Option des Geschlechtseintrags in standesamtli-
chen Dokumenten absehbar.

Die wichtigste Schwierigkeit mit der Kategorie „Migrations-
hintergrund“ besteht jedoch darin, dass es nicht um die 
Migration der Personen oder ihrer Eltern(teile) geht, sonst wä-
ren Österreicher_innen und weiße US-Amerikaner_innen und 
ihre Nachkommen genauso von Benachteiligungen betroffen 
wie Menschen aus der Türkei oder Schwarze Menschen und 
ihre Nachkommen. Dennoch gibt es bislang keine besseren 
Kategorien zum Abbau von Diskriminierungen aufgrund der 
AGG-Kriterien „Rasse“ oder „ethnische Herkunft“, sodass vor-
erst die Kategorie „Migrationshintergrund“ verwendet wer-
den muss (Baumann et al. 2018).
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Wie bereits deutlich wurde, haben der Bund und fast alle Bun-
desländer in ihren Integrationskonzepten das Ziel formuliert, 
den Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund zu 
erhöhen. Die jeweiligen Integrationsbeauftragten unterstützen 
dieses Ziel. Im Rahmen der Interviews ging es darum, mit wel-
chen Maßnahmen sie dies tun, d. h. welche Regelungen und 
konkreten Handlungen sie einsetzen, um das Ziel zu erreichen.

Bei den Nennungen wurde ersichtlich, dass sich die Maßnah-
men zur Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migra-
tionshintergrund danach unterscheiden lassen, ob sie sich auf 
Veränderungen innerhalb der bestehenden Organisation/Be-
legschaft beziehen oder auf die Interaktion mit dem Verwal-
tungsumfeld. Im letzteren Fall können Änderungen im Einstel-
lungsverfahren der öffentlichen Verwaltungen, beispielsweise 
die Form der Stellenausschreibungen oder die Art ihrer Ver-
breitung, mit eingeschlossen sein. Derartige Änderungen sind 
den Personalverantwortlichen vorbehalten, da sie bei ihren 
Personalentscheidungen autonom sind.

Die Integrationsbeauftragten sehen ihre Aufgabe vor allem in 
der Umsetzung der Maßnahmen, die sich auf die bestehende 
Organisation beziehen. Hierunter fällt die Sensibilisierung von 
Führungskräften, Personalverantwortlichen und anderen Be-
schäftigten für die Interkulturelle Öffnung der öffentlichen Ver-
waltung mithilfe von Fortbildungen oder Handreichungen zu 
interkultureller Kompetenz. Die meisten Integrationsbeauftrag-

ten sehen solche Maßnahmen in Form freiwilliger Angebote 
als ihren wichtigen Beitrag zur Interkulturellen Öffnung. Ein_e 
Landesintegrationsbeauftragte_r sprach von einem „pädago-
gischen Ansatz“, der entsprechend verfolgt werde. Die Integ-
rationsbeauftragten nutzen häufig ressortübergreifende Ar-
beitsgruppen und andere Austauschformate, um Behörden auf 
ihrem Weg zu einer Erhöhung des Anteils von Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund (kritisch) zu begleiten und den Per-
sonalabteilungen beratend zur Seite zu stehen. Die Kooperati-
on mit Antidiskriminierungsstellen ist, wo diese existieren, in 
vielen Fällen eine weitere Form des Austauschs. In einem Bun-
desland wurde darüber hinaus die Begutachtung der aktuellen 
Einstellungspraxis – mit dem Ziel der Etablierung eines diskri-
minierungsfreien Bewerbungsverfahrens, das von allen Res-
sorts verpflichtend umzusetzen ist – als wichtige Maßnahme 
der_des Beauftragten genannt. Viele Maßnahmen sind bereits 
in den Integrationskonzepten fixiert, deshalb erfolgt ein erneu-
ter Blick in diese Dokumente unter dem Fokus der genannten 
Maßnahmen, gefolgt von den Einschätzungen der Integrati-
onsbeauftragten und Personalverantwortlichen, die uns in Ge-
sprächen Auskunft zum Stand der Umsetzung gaben.

MASSNAHMEN DES BUNDES

Schon 2007 räumte die damalige Bundesregierung im NIP 
einen „Nachholbedarf“ in der Interkulturellen Öffnung des 
öffentlichen Dienstes ein (Die Bundesregierung 2007: 71). In 
diesem Zusammenhang kündigte sie – nach dem Vorbild der 
Charta der Vielfalt der Unternehmen – eine Kampagne zur 
Vielfalt am Arbeitsplatz an, um die Arbeitsmarktintegration 
von Migrant_innen zu verbessern (Die Bundesregierung 
2007: 18, 80). Als wichtig erachtet wurden auch der Dialog 
mit MSO und deren Konsultation. Die Bundesregierung legte 
einen Zielwert von sieben Prozent für Ausbildungsplätze im 
Bereich des Bundes fest. Im Jahr 2007 war dies in Anbetracht 
des massiven Ausbildungsplatzmangels ein Bekenntnis zur 
Ausbildung zukünftiger Nachwuchskräfte. Darüber hinaus 
wollte der Bund sich „für eine systematische Erhöhung der 
Zahl von Auszubildenden mit Migrationshintergrund einset-
zen“ (Die Bundesregierung 2007: 72). Eine Zielquote für Aus-
zubildende mit Migrationshintergrund in der Bundesverwal-
tung wurde jedoch nicht festgelegt.

Im NAP 2012 wurde eine Vielzahl von Maßnahmen für die 
Interkulturelle Öffnung des öffentlichen Dienstes vorgestellt. 
Dazu zählen (vgl. Die Bundesregierung 2012):

6

MASSNAHMEN ZUR INTERKULTURELLEN 
ÖFFNUNG DER ÖFFENTLICHEN VERWAL
TUNGEN DES BUNDES UND DER LÄNDER

Zentrale Ergebnisse

	– Die Maßnahmen sind vielfältig und umfassen in der Regel frei-
willige Schulungsangebote für Mitarbeiter_innen sowie Aus-
bildungskampagnen für Jugendliche mit Migrationshintergrund.

	– Maßnahmen im Hinblick auf Bewerbungsverfahren oder den 
Auswahlprozess sind seltener und umstritten als mögliche Ab-
weichung von dem Prinzip der Einstellung im öffentlichen Dienst 
nach der „Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung“ (Art. 33 
Abs. 2 GG).

	– In höheren Laufbahnen existieren keine gesonderten Maßnah-
men, die dazu dienen, den Anteil von Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund zu erhöhen.

	– Der Erfolg der Maßnahmen wird oft auf der Grundlage von frei-
willigen Beschäftigtenumfragen gemessen. Eine systematische Er-
fassung des Migrationshintergrundes der Mitarbeiter_innen fehlt.
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	– die Anwerbung von Menschen mit Migrationshinter-
grund für den öffentlichen Dienst, 

	– die interkulturelle und diskriminierungssensible Weiter-
bildung aller Mitarbeiter_innen, 

	– die Überprüfung der Möglichkeit einer Datenerhebung 
zum Anteil von Migrant_innen im öffentlichen Dienst, 

	– die Einrichtung einer zentralen Website für Ausbildungs- 
und Stellenangebote, 

	– die bessere Koordinierung der Öffentlichkeitsarbeit bei 
der Personalgewinnung, 

	– die direkte Ansprache von Menschen mit Migrations-
hintergrund in Stellenausschreibungen, 

	– die Schulung von Personalverantwortlichen und Mitglie-
dern der Auswahlkommission sowie von Personal- und 
Betriebsrät_innen zur diskriminierungsfreien Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen, 

	– die Qualifizierung von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund zur Vorbereitung auf eine Ausbildung im öf-
fentlichen Dienst.

Außerdem sollten öffentliche Arbeitgeber_innen stärker in 
die Vermittlungsaufgaben der Bundesagentur für Arbeit ein-
bezogen und verwaltungsinterne Studiengänge und Ausbil-
dungen bekannter gemacht werden. Zu den Ergebnissen  
dieser Maßnahmen zählen eine Handreichung für die Perso-
nalauswahl im öffentlichen Dienst (BAKöV 2012), die Website 
www.wir-sind-bund.de sowie eine Befragung unter Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes (Ette et al. 2016), auf die so-
wohl der Stab der Integrationsbeauftragten des Bundes als 
auch einzelne Personalverantwortliche der obersten Bundes-
behörden hinwiesen.

MASSNAHMEN DER LÄNDER –  
STADTSTAATEN FEDERFÜHREND

In einigen Stadtstaaten, Kommunen, aber auch in den Ländern 
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen existieren ge-
zielte Sonderinitiativen und Werbekampagnen, mit deren Hilfe 
der Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund im 
öffentlichen Dienst erhöht und Zugangsbarrieren bei der Be-
setzung von Stellen abgebaut werden sollen.

Die Initiative Mehr Migrantinnen und Migranten in den öf-
fentlichen Dienst – Interkulturelle Öffnung der Landesverwal-
tung (MAIS Nordrhein-Westfalen 2016b: 4), die seit Dezember 
2010 in Nordrhein-Westfalen existiert, soll dabei insbesondere 
zum Abbau existierender Zugangsbarrieren beitragen (Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen 2016).

In Baden-Württemberg gibt es seit 2014 die Landesinitiative 
Land der Vielfalt – Land der Chancen. Interkulturelle Öffnung 
der Landesverwaltung Baden-Württemberg (Integrationsmi-
nisterium Baden-Württemberg 2014), deren Maßnahmen be-
sonders auf den Bereich Polizei fokussieren. In den Stadtstaa-
ten existieren Werbekampagnen, wie etwa die Kampagnen 
Berlin braucht dich (Berlin 2007: 22f.), Du bist der Schlüssel in 
Bremen (Bremen 2012: 12) oder Wir sind Hamburg! Bist du 
dabei? (Hamburg 2017: 105), die sich vor allem an potenzielle 
Auszubildende mit Migrationshintergrund für den öffentli-
chen Dienst richten. Dies ist in erster Linie den städtischen 

Kontexten geschuldet. Analog gibt es in Großstädten wie 
Frankfurt am Main, Stuttgart und München ähnliche Initiativen, 
die jedoch auf kommunaler Ebene verortet sind. Der Stadt-
staat Hamburg arbeitet im Rahmen seiner Kampagne mit 
MSO und NDO zusammen, um die Kampagnen weiterzuent-
wickeln und ggf. neu anzupassen (Hamburg 2017: 116). 

Mit den Kampagnen soll auf den öffentlichen Dienst aufmerk-
sam gemacht und Interesse für (Ausbildungs-)Berufe in der öf-
fentlichen Verwaltung geweckt werden. So erläutert eine bzw. 
ein Personalverantwortliche_r, dass sich insgesamt mehr Perso-
nen auf die Stellen bewerben, wenn die jeweiligen Werbemaß-
nahmen greifen, wodurch sich auch der Anteil von Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund erhöhe. Wesentlicher Bestandteil 
der Werbekampagnen sind Imagefilme oder -broschüren, in 
denen Bildmaterial verwendet wird, das Personen mit Migrati-
onshintergrund zeigt. Damit sie authentisch sind, werden die 
Imagefilme oder Werbeplakate oft mit Fotos von Mitarbeiter_
innen oder Auszubildenden aus dem eigenen Haus gestaltet, 
die mit ihrem Aussehen Vielfalt repräsentieren. Die Verwaltun-
gen wollen damit signalisieren, dass Menschen unterschiedli-
cher Herkunft willkommen sind. Im Rahmen einer kommunalen 
Ausbildungswerbelinie wurden die Plakate zusätzlich mit dem 
zentralen Slogan in mehreren Sprachen versehen.

Um möglichen Zugangsbarrieren bei der Besetzung von Stellen 
entgegenzuwirken, haben die Länder Berlin und Hessen zu-
dem interkulturelle Kompetenz als Anforderungsprofil für die 
öffentliche Verwaltung festgeschrieben. Das Land Berlin hat 
hierzu im Jahr 2005 das Verwaltungsreform-Grundsätze-Ge-
setz novelliert. Im neu formulierten § 6, Personalmanagement, 
wurde festgeschrieben, dass „soziale, interkulturelle und me-
thodische Kompetenz“ Eingang in die Anforderungsprofile für 
die öffentliche Verwaltung finden soll. Das ist die Basis, auf der 
bei zukünftigen Stellenbesetzungen „spezifische Kompetenzen 
von Migrantinnen und Migranten angemessener als bislang [...] 
berücksichtig[t]“ (Berlin 2007: 22) werden können. Hessen hat 
als erstes Bundesland in Deutschland interkulturelle Kompe-
tenz in seiner Laufbahnverordnung (vgl. § 2 Abs. 3, HLV) fest-
geschrieben (Hessen 2017: 67). 

Elf Landesintegrationskonzepte nennen konkrete Maßnah-
men, die der Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst dienen. Einer-
seits werden Maßnahmen wie etwa Fortbildungen für Mitar-
beitende und Führungskräfte zum Thema interkulturelle Kom-
petenz genannt, Antidiskriminierungsstellen eingerichtet und 
Daten zur Ermittlung der Anzahl von Beschäftigten mit Migra-
tionshintergrund erhoben. Andererseits werden Personen mit 
Migrationshintergrund gezielt zur Bewerbung aufgefordert 
und anonymisierte Bewerbungsverfahren durchgeführt.

Die Personalverantwortlichen können zwar auf nur wenige 
grundlegende Konzepte zur Erhöhung des Anteils von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund in ihren Verwaltungen 
zurückgreifen, dennoch nennen sie viele weitere unterschied-
liche Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels. Die Bandbreite 
der konkreten Ansätze reicht von aufwendigen Werbekam-
pagnen im Vorfeld von Rekrutierungsprozessen über die Mo-
difikation von Einstellungsverfahren und Instrumente, die 
während des Beschäftigungsverhältnisses zum Tragen kom-
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men, wie Mentor_innenprogramme, bis zu einer Sensibilisie-
rung für kulturelle Vielfalt aller Beschäftigten, einschließlich 
der Führungskräfte, innerhalb der entsprechenden Verwal-
tung. Der Großteil der Maßnahmen richtet sich direkt an Per-
sonen mit Migrationshintergrund. Häufig werden vor allem 
junge Menschen mit Migrationshintergrund adressiert, oder 
die Maßnahmen richten sich an alle Jugendlichen, unabhän-
gig von einem vorhandenen Migrationshintergrund. 

Die interviewten Personalverantwortlichen berichten von 
durchschnittlich sechs Maßnahmen über alle Ebenen hinweg 
Die Spannweite ist jedoch groß (Tabelle 4). So verfolgen einige 
Behörden bisher keinerlei Maßnahmen zur Erhöhung des Be-
schäftigtenanteils von Personen mit Migrationshintergrund, 
andere hingegen ein ganzes Bündel. Weitere Maßnahmen be-
finden sich in Planung. Sie wurden für den Überblick in Tabelle 5 
nicht mitgezählt. Im Durchschnitt setzen kommunale Behörden 
mehr Maßnahmen um als Landes- oder Bundesbehörden, ein 
Muster, das sich mit der Analyse der Konzepte und den Aussa-
gen der Integrationsbeauftragten weitgehend deckt. 

Die von den Personalverantwortlichen angegebenen Maßnah-
men sind sehr heterogen, wie Tabelle 5 darstellt. Die am häu-
figsten umgesetzte Maßnahme zur Erhöhung des Anteils von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund ist die Ermutigungs-
klausel in den Stellenausschreibungen. Sie wird in zwei Formu-
lierungsvarianten verwendet: „Bewerbungen von Menschen 
mit Migrationshintergrund sind erwünscht“ und „Bewerbun-
gen von Menschen aller Nationalitäten sind willkommen“.13 
Vierzehn von 20 interviewten Personalverantwortlichen be-
rücksichtigen diesen Hinweis in ihren Ausschreibungen, über-
wiegend in der ersten Variante. Die Häufigkeit der Verwen-
dung einer Ermutigungsklausel ist auch dem vergleichsweise 
geringen Aufwand in der Umsetzung geschuldet, da die ent-
sprechende Formulierung einfach in Stellenausschreibungen 
eingefügt werden kann. Dennoch gibt es Behörden, die diesen 
Hinweis bisher nicht berücksichtigt haben. Zwei Befragte wur-
den durch die Erhebung bestärkt, künftig eine Ermutigungs-
klausel einzusetzen oder dies in Erwägung zu ziehen.
Die benötigten Deutschkenntnisse werden nach dem Anfor-
derungsprofil der Ausschreibung differenziert. Diese Maß-
nahme wird genauso häufig angegeben wie die Verwen-
dung der Ermutigungsklausel. Sie zielt darauf ab, Menschen 
mit geringeren Deutschkenntnissen den Zugang zu Tätigkei-
ten in der öffentlichen Verwaltung zu ermöglichen, für die 

13	 Die Vermeidung des Begriffs „Migrationshintergrund“ in der zweiten 
Variante verweist auf die beschriebenen Definitionsschwierigkeiten.

eine sehr gute deutsche Sprachkompetenz nicht notwendig 
ist. Ebenso weit verbreitet sind interne Schulungen zur Sensi-
bilisierung im Bereich Diversity/Interkulturelle Öffnung, die 
sich an Personalverantwortliche und Leitungspersonal richten.

Behörden auf allen föderalen Ebenen nutzen vielfältige Wege, 
um ihre Stellenausschreibungen bzw. allgemein die öffentli-
che Verwaltung als Arbeitgeberin bekannt zu machen. Dazu 
gehören Besuche von (Ausbildungs-)Messen oder Schüler_in-
nenmessen mit eigenem Stand, die Nutzung sozialer Medien, 
Plakate und Werbekampagnen im öffentlichen Nahverkehr, 
die Durchführung eines Tages der offenen Tür oder Schul-
partnerschaften. Eine weitere Maßnahme sind gezielte Ver-
öffentlichungen von Stellenausschreibungen auf entspre-
chenden Portalen oder an Orten, die häufig von Personen mit 
Migrationshintergrund besucht werden. Die genaue Umset-
zung dieser Maßnahme ist abhängig von Behörde, Stellenpro-
fil und Region. So können Stellenanzeigen ortsungebunden 
über migrantische bzw. fremdsprachige Medien geschaltet 
werden, wie beispielsweise in der türkischen Hürriyet oder 
der serbischen Vesti in den jeweiligen Ausgaben für Deutsch-
land. Häufig arbeiten die Behörden auch mit MSO, den NDO 
oder religiösen Gemeinden zusammen oder nutzen die Aus-
länder_innenbeiräte als Multiplikator_innen. Die Zusammen-
arbeit mit externen Partner_innen geht oftmals über die Ver-
breitung von Stellenausschreibungen hinaus und dient auch 
der Bekanntmachung oder der allgemeinen Werbung für die 
öffentliche Verwaltung als attraktive Arbeitgeberin bei Perso-
nen mit Migrationshintergrund. Diese Maßnahmen finden 
auch unabhängig von großen Kampagnen statt.

Weniger verbreitet sind Maßnahmen, die konkret das Bewer-
bungsverfahren bzw. den Auswahlprozess betreffen. Eine 
„gezielte Einladung von Personen mit Migrationshintergrund 
zu Bewerbungsgesprächen“ oder eine „bevorzugte Berück-
sichtigung bei gleicher Eignung“14 setzen die Bereitschaft vo-
raus, das Auswahlverfahren zum Vorteil von Personen mit 
Migrationshintergrund steuern zu wollen. Gleichzeitig beto-
nen vor allem Mitarbeitende der Bundesbehörden die Einhal-
tung der gesetzlichen Bestimmungen des AGG und des  
BGleiG, das die Gleichstellung von Männern und Frauen in 
der Bundesverwaltung sowie den Abbau von bestehenden 
Benachteiligungen aufgrund des Geschlechts regelt, und ver-
wehren sich gegen eine Bevorzugung einzelner Gruppen mit 
dem Verweis auf das Prinzip der „Bestenauslese“. 

Wir haben die Personalverantwortlichen außerdem nach Un-
terstützungs- und Fördermaßnahmen gefragt, die über den 
Rekrutierungsprozess hinausgehen und beispielsweise die 
berufliche Entwicklung in höhere Laufbahnen unterstützen. 
Einstimmig wurde uns berichtet, dass für Personen mit Migra-
tionshintergrund keine gesonderten Maßnahmen existierten, 
sobald ein Beschäftigungsverhältnis aufgenommen werde. 
Vielmehr stünden ihnen dann eine Vielzahl von Personalent-
wicklungsmaßnahmen zur Verfügung, die von Beschäftigten 

14	 Hierbei handelt es sich um eine bevorzugte Berücksichtigung bei 
gleicher Eignung, die vergleichbar festgestellt wird, d. h., alle Bewer-
ber_innen durchlaufen dasselbe Auswahlverfahren und die Ergeb-
nisse werden entsprechend vergleichbar dokumentiert. Dabei werden 
die Vorgaben des AGG und des BGleiG beachtet.

Kommunen Länder Bund

Berichtete Maß
nahmen je Behörde: 
Spannweite und 
Durchschnitt in  
Klammern, 
n = Anzahl der 
Interviews

8 bis 8 (ø 8) 
n = 4

0 bis 9 (ø 5) 
n = 7

0 bis 9 (ø 5) 
n = 9

Tabelle 4
Berichtete Maßnahmen nach föderaler Ebene
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mit und ohne Migrationshintergrund gleichermaßen genutzt 
werden könnten.

Die Personalverantwortlichen beurteilen die Umsetzung der 
jeweiligen Maßnahmen in ihrem Haus positiv. Ihre Einschät-
zung beruht entweder auf Auswertungen freiwilliger Be-
schäftigtenumfragen, insbesondere in Verwaltungseinheiten, 
die sich Zielvorgaben gesetzt haben, oder auf qualitativen 
Auswertungen der Maßnahmen im Rahmen von Evaluierun-
gen. Häufig liegt der Erfolgsbewertung nur eine subjektive 
Einschätzung zugrunde, da es keine systematische Erfassung 
eines Migrationshintergrundes unter den Beschäftigten gibt. 
In solchen Fällen werden vereinzelt Namen oder Aussehen 
sowie Informationen aus dem Lebenslauf zu Staatsangehö-

rigkeiten oder ausländischen Abschlüssen herangezogen, um 
sich ein ungefähres Bild über den Anteil von Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund zu machen.

Obwohl die Maßnahmen nach der subjektiven Einschätzung 
der von uns befragten Personalverantwortlichen und auf der 
Basis der wenigen vorhanden Daten die gewünschte Wir-
kung erzielen, sollen die Anstrengungen zur Erhöhung des 
Anteils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund fortge-
setzt, ausgebaut und angepasst werden. So planen einige 
Personalverwaltungen in Bundesländern und Kommunen ein 
verstärktes Engagement in den sozialen Medien, um den öf-
fentlichen Dienst sowie offene Stellen in der öffentlichen Ver-
waltung bekannt zu machen. 

Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund

Nennungen durch Behörden nach Ebene
n = Anzahl der Interviews

Kommunen 
(n = 4)

Länder 
(n = 7)

Bund 
(n = 9)

Gesamt 
(n = 20)

Ermutigungsklausel in Ausschreibungen 4 4 6 14

Differenzierung bei benötigten Deutschkenntnissen nach Anforderungsprofil 
der ausgeschriebenen Stelle 4 4 6 14

Sensibilisierung von Personalverantwortlichen und Leitungspersonen 3 6 4 13

Veröffentlichung von Stellenausschreibungen an Orten, wo Personen 
mit Migrationshintergrund vermutet werden 4 4 4 12

Imagefilm oder -broschüren mit bildlicher Ansprache von Personen mit Migrations
hintergrund 4 4 1 9

Gezielte Ansprache zukünftiger Azubis in Schulen 3 2 3 8

Gezielte Einladung von Personen mit Migrationshintergrund zu Bewerbungsgesprächen 1 1 4 6

Bevorzugte Berücksichtigung bei gleicher Eignung (die vergleichbar festgestellt wird) 
unter Beachtung der Vorgaben des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes/ 
Bundesgleichstellungsgesetzes 

1 2 3 6

Allgemeines Mentor_innenprogramm, das bei Bedarf auch Migrant_innen nutzen 
können 1 0 5 6

Freiwillige Zielquoten 2 2 0 4

Personalreferat verfügt über einen/eine Diversity Manager_in oder eine/einen Beauf-
tragte_n für Vielfalt unter den Beschäftigten 1 1 1 3

Feste Quoten 1 0 0 1

Anonyme Bewerbungsverfahren 0 1 0 1

Spezielles Ausbildungsprogramm 1 0 0 1

Programm für Führungskräfte mit Migrationshintergrund 0 0 0 0

Weitere Nennungen:

Zusammenarbeit mit externen Partner_innen (Migranten- und Migrantinnenselbst
organisationen, Arbeitsagenturen, Verbänden, Ausländer_innenbeiräten etc.) 0 3 0 3

Interkulturelle Fortbildungen/Workshops für Mitarbeiter_innen 0 0 2 2

Gezielte Ansprache auf Einbürgerungsveranstaltungen 1 0 0 1

Div. Veranstaltungen (z. B. Auftaktveranstaltung zur Eröffnung der neu gestalteten 
Ausbildungswerbelinie), Informationsrunden 1 0 0 1

Online-Bewerbungsmodul (zur Vorbeugung von unbewusster Diskriminierung bei der 
Vorauswahl) 0 1 0 1

Spezielles Praktikant_innenprogramm 0 0 1 1

Übersetzung interner Informationsdokumente auf Englisch 0 0 1 1

Interne Informationsdokumente in leichter Sprache 0 0 1 1

Informationsmaterial sowie Informationsgespräche über den Arbeitgeber  
mindestens auch in englischer Sprache 0 0 1 1

Tabelle 5
Häufigkeit angewandter Maßnahmen zur Interkulturellen Öffnung nach föderaler Ebene
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Anonymisiertes Bewerbungsverfahren als  
Instrument interkultureller Öffnung

In einem anonymisierten Bewerbungsverfahren erhalten „Perso-
nalverantwortliche […] für die Auswahl zu einem Bewerbungsge-
spräch oder einem Eignungstest kein Foto und keine persönlichen 
Daten der Bewerbenden, die Auskunft über Alter, Geschlecht, Fa-
milienstand, Herkunft oder Ähnliches geben“ (Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes 2014: 7). Die Entscheidung über eine Einla-
dung zum Gespräch, Assessment Center oder Eignungstest soll nur 
von der Qualifikation abhängen. Die persönlichen Informationen 
können entfernt (geschwärzt) oder über eine Eingabemaske so ge-
steuert werden, dass sie gar nicht erst vorliegen.

Anonyme Bewerbungsverfahren wurden von 2010 bis 2011 von 
acht Organisationen getestet (Alt et al. 2012: 5f.) und werden seit-
dem in der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und im Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie in eini-
gen Landesministerien in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
eingesetzt. In Nordrhein-Westfalen waren anonyme Bewerbungs-
verfahren bis 2017 für die Landesbehörden vorgeschrieben, Berlin 
erwägt derzeit eine Einführung. Die häufigste Kritik am Verfahren 
ist, dass es nicht wirke, solange die Auswahlverantwortlichen bei 
ihren herkömmlichen Entscheidungsmustern blieben; daran ändere 
auch eine objektivere Einladung auf der Basis einer anonymisiert 
getroffenen Vorauswahl nichts.
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Der Fokus der vorliegenden Studie liegt auf der Bundes- und 
Landesebene. Daneben wurden zehn Kommunen exempla-
risch ausgewählt, ihre Konzepte untersucht und entsprechen-
de Gespräche geführt. Leider konnten wir nicht in allen zehn 
Kommunen mit Personalverantwortlichen und Integrations-
beauftragten sprechen, weshalb die folgenden Ergebnisse 
skizzenhaft sind und einer systematischeren Untersuchung für 
belastbare Aussagen bedürfen. Sie sind dennoch interessant, 
weil einige Kommunen besonders früh Integrationskonzepte 
und -maßnahmen entwickelt haben, in ihren Verwaltungen 
der bereits angesprochene „Kund_innenkontakt“ prägend ist 
und großstädtische Kommunen eine besonders heterogene 
Bevölkerung aufweisen. Von daher stellt sich die Frage, ob 
aus einem kommunalen Pragmatismus heraus ein frühes Be-
wusstsein für die Notwendigkeit einer Repräsentanz von 
Menschen mit Migrationshintergrund in den öffentlichen 
Verwaltungen entstanden ist.

Den Kommunen wird eine zentrale Rolle im Gelingen von In-
tegrationsprozessen zugeschrieben (Krummacher 2017: 80). 
Die Institutionalisierung integrationspolitischer Themen in den 
Kommunen durch Verwaltungsstrukturen reicht teilweise bis 
in die 1980er-Jahre zurück. Frankfurt am Main verankerte als 
erste Stadt 1989 das Thema Integration in der Stadtverwal-
tung durch die Schaffung eines Dezernats und eines Amtes 
für multikulturelle Angelegenheiten (Bertelsmann-Stiftung/
BMI 2005: 10). Erstmals erstellten deutsche Großstädte in den 
späten 1970er-Jahren Integrationskonzepte, die jedoch nur 
teilweise umgesetzt wurden (Krummacher 2017: 86). Filsinger 
und Gesemann beschreiben grob vier Phasen der kommuna-
len Konzeptentwicklung (2018: 8f). Die vierte Phase begann 
in den 2000er-Jahren und dauert bis heute an. Sie ist vom 
Paradigmenwechsel infolge des Bekenntnisses zu Deutsch-

land als Einwanderungsland gekennzeichnet und resultiert in 
einer starken Zunahme der Er- und Überarbeitungen von Inte-
grationskonzepten (Filsinger/Gesemann 2018: 8f.).

Für die vorliegende Studie wurden neun Integrationskonzep-
te zehn ausgewählter Kommunen untersucht; eine Kommune 
hat kein eigenes Integrationskonzept. Das jüngste hier analy-
sierte Konzept wurde 2018 veröffentlicht, das älteste bereits 
2004. In acht kommunalen Integrationskonzepten wird die 
Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund als Teil und Handlungsfeld der Interkulturellen Öff-
nung der öffentlichen Verwaltung genannt. Lediglich in dem 
Integrationskonzept einer kleineren Kommune, die wir im 
Rahmen unserer Studie untersucht haben, wird dieses Ziel 
nicht angesprochen. Insgesamt zeigt sich aber, dass Interkul-
turelle Öffnung und diesbezügliche Maßnahmen bereits früh 
ein Thema auf kommunaler Ebene waren und damit Aus-
druck der Kommunalisierung integrationspolitischer Fragen 
seit den 1990er-Jahren sind (Baraulina 2007). 

Drei Kommunen begründen in ihren Konzepten die Interkul-
turelle Öffnung der Verwaltung explizit mit der Chancenge-
rechtigkeit für alle in der Stadt lebenden Personen. Anderen 
Kommunen gilt kulturelle Vielfalt als Charakteristikum einer 
europäischen Stadt und als Beitrag zu deren Zukunftsfähig-
keit. Ebenfalls drei Kommunen betonen den Nutzen von ge-
mischten Teams und Arbeitsgruppen im Sinne eines bisher 
nicht ausgeschöpften Potenzials und knüpfen damit an den 
Leitgedanken der Charta der Vielfalt an. Wie auch in den 
Landesintegrationskonzepten wird zudem die Vorbildfunkti-
on der öffentlichen Verwaltung anerkannt. Die jeweiligen Be-
gründungen zur Notwendigkeit der Interkulturellen Öffnung 
hängen hier eng mit dem vorliegenden Diversity-Verständnis 
in den unterschiedlichen Kommunen zusammen. 

Obwohl fünf der neun von uns untersuchten kommunalen 
Konzepte unterschiedliche Maßnahmen zur Erhöhung des 
Anteils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund nen-
nen, werden in keinem Konzept Zielquoten formuliert. Am 
Datenmangel liegt es nicht, denn der Anteil von Menschen 
mit Migrationshintergrund kann in Kommunen über eine 
Auswertung der Melderegister zur Bestimmung eines Ziel-
wertes ermittelt werden (Amt für Strategische Steuerung, 
Stadtforschung und Statistik Wiesbaden 2010). In drei Kon-
zepten wird lediglich auf das prozentuale Verhältnis zwi-
schen Personen mit und ohne Migrationshintergrund ver-
wiesen und die Zielvorgabe formuliert, dass es zwischen 

7

KOMMUNEN – VORREITERINNEN DER 
INTERKULTURELLEN ÖFFNUNG?

Zentrale Ergebnisse

	– Großstädtische Kommunen haben sehr früh Integrationskonzepte 
entwickelt und entsprechende Strukturen in ihren Verwaltungen 
verankert.

	– Ausgangspunkte waren häufig ein Personalmangel in der öffent-
lichen Verwaltung und die großstädtische diverse Bevölkerung.

	– Gleichzeitig schützt die längere Erfahrung im Themenfeld 
nicht vor Kulturalisierung und ist kein Garant für etablierte 
Monitoringverfahren.
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beiden Werten eine Entsprechung geben sollte. Allerdings 
sind in allen Kommunen Monitorings bzw. Evaluationen vor-
gesehen. Sie wurden bereits umgesetzt, teilweise sogar 
wiederholt oder sollen zeitnah etabliert werden, womit eine 
Überprüfung der formulierten Zielwerte grundsätzlich ange-
strebt wird.

ZIELGRUPPEN DER MASSNAHMEN 

Wie in den Länderkonzepten findet sich auch in den kommu-
nalen Konzepten keine einheitliche Definition der Zielgrup-
pe(n). Fünf Konzepte legen die Definition des Migrationshin-
tergrundes zugrunde, die das Statistische Bundesamt für den 
Mikrozensus benutzt (vgl. Kapitel 5, Box Migrationshinter-
grund in der amtlichen Statistik). Unabhängig von der Defini-
tion, die auch Deutsche mit Migrationshintergrund ein-
schließt, werden in einem Konzept jedoch Zahlen referiert, die 
sich nur auf Ausländer_innen beziehen, was mit der Verfüg-
barkeit von Daten begründet wird. In der Tat beschränkt sich 
eine Vielzahl von Statistiken auf die Unterscheidung nach 
Staatsangehörigkeit – somit sind dort keine Daten zu Men-
schen mit Migrationshintergrund in ihrer Gesamtheit vorhan-
den. Die Kategorie Menschen mit Migrationshintergrund mit 
Daten zu Ausländer_innen zu kombinieren, birgt aber die Ge-
fahr der Gleichsetzung beider Bevölkerungsteile. Die Verwen-
dung des Begriffs „Migrationshintergrund“ wird damit be-
gründet, dass der Begriff „Ausländer_in“ zu kurz greife. Damit 
wiederholt sich die Argumentation des NIP 2007 auf kommu-
naler Ebene. In einzelnen Konzepten werden Menschen mit 
Migrationshintergrund abgegrenzt von der Mehrheitsgesell-
schaft oder der Aufnahmegesellschaft. Derartige Begrifflich-
keiten gehen in einigen innerstädtischen Quartieren an der 
Realität vorbei, da Menschen mit Migrationshintergrund dort 
die Mehrheit stellen. Eine Aufnahmegesellschaft suggeriert, 
dass es Gewohnheitsrechte für diejenigen gibt, die schon län-
ger an einem Ort leben. 

Insgesamt sind die Zielgruppen der verschiedenen Konzepte 
sehr unterschiedlich und nicht eindeutig voneinander abge-
grenzt. Die Unterschiedlichkeit ist auch den jeweils verfügba-
ren Daten aus Registern (Melderegister, Ausländerzentralre-
gister), Statist iken (K inder- und Jugendhilfestatist ik , 
Schulstatistik, Arbeitslosenstatistik) und Erhebungen (Zensus 
und Mikrozensus für sehr große Kommunen) geschuldet. So 
werden „Migrant_innen mit und ohne Migrationserfahrung“, 
aber auch „Deutsche mit Migrationshintergrund eines Eltern-
teils“ und Personen, die bereits „länger in der Stadt leben, 
aber über Migrationserfahrung verfügen“ als Zielgruppen 
benannt. Kinder haben abhängig von ihren Eltern einen 
Migrationshintergrund. In einem Konzept werden Kinder aus 
„binationalen Ehen“, in einem anderen Kinder aus „binationa-
len Beziehungen“ in die Zielgruppendefinition einbezogen. 
In einigen Konzepten geht es jedoch nicht so sehr um migra-
tionsbezogene Zielgruppen. Integration wird hier als gemein-
samer Prozess verstanden, der von allen verlangt, das eigene 
Verhalten und die eigenen Privilegien beständig zu reflektie-
ren. Zielgruppen der Konzepte sind in diesen Fällen alle in der 
Stadt lebenden Personen und nicht nur einzelne Gruppen.

BEGRÜNDUNGEN FÜR DIE ERHÖHUNG  
DES ANTEILS VON BESCHÄFTIGTEN MIT 
MIGRATIONSHINTERGRUND 

Die Personalverantwortlichen in Kommunen nennen häufig 
funktionale Aspekte für die Erhöhung des Anteils von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund. Weil kommunale Be-
hörden den Bewerber_innenmangel bereits deutlich spüren, 
finden sich hier entsprechende Konzepte zur Gewinnung von 
Personen mit Migrationshintergrund. Kommunale Verwal-
tungen konzentrieren ihre Bemühungen insbesondere auf 
den Ausbildungsbereich und richten Konzepte und Maßnah-
men speziell auf die Rekrutierung von jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund aus. 

Zur Erarbeitung entsprechender Konzepte für die Gewinnung 
von Nachwuchskräften veranlassten die Kommunen meist 
eine Analyse der Ursachen des Bewerber_innenmangels. Die 
Gesprächspartner_innen berichteten, dass sie in Zusammen-
arbeit mit Vertreter_innen von MSO, aber auch mit Wissen-
schaftler_innen erörterten, warum eine Beschäftigung in der 
öffentlichen Verwaltung für junge Menschen mit Migrations-
hintergrund bislang kaum eine Rolle spielte. Die Ergebnisse 
wiesen darauf hin, dass öffentliche Verwaltungen als Arbeit-
geberinnen unter Migrant_innen wenig bekannt sind, soziale 
Vorbilder fehlen oder Vorbehalte gegenüber der Verwaltung 
als „deutscher Beamtendynastie“ existieren. Gemutmaßt wur-
de ferner, dass Menschen mit Migrationshintergrund ein 
eher autoritäres Staatsverständnis hätten und eine Ausbil-
dung oder Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung bei ihnen 
daher ein negatives Image habe. Diese Äußerungen zeigen, 
dass die Ursachen für fehlende Bewerbungen von Menschen 
mit Migrationshintergrund oft bei diesen selbst verortet und 
dafür z. T. kulturalisierende Erklärungen gefunden werden.

MASSNAHMEN ZUR ERHÖHUNG  
DES ANTEILS VON BESCHÄFTIGTEN  
MIT MIGRATIONSHINTERGRUND 

In sechs der neun analysierten kommunalen Integrationskon-
zepten werden konkrete Maßnahmen genannt, die den An-
teil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in der öf-
fentlichen Verwaltung erhöhen sollen. Die Maßnahmen 
fokussieren einerseits auf Auszubildende wie etwa:

	– Projekte zur Erstellung gezielter Werbemaßnahmen für 
Nachwuchskräfte mit Migrationshintergrund, die für 
die Ausbildung in der Kommunalverwaltung angewor-
ben werden sollen, 

	– die Einbindung des Jobcenters in die Werbung für Aus-
bildungsplätze im öffentlichen Dienst,

	– die Zusammenarbeit mit Moscheen und dem Auslän-
der_innenbeirat, über die vor allem potenzielle Auszu-
bildende mit Migrationshintergrund erreicht werden 
sollen, um damit die „interkulturellen Kompetenzen“ 
und die „interkulturelle Orientierung“ des öffentlichen 
Dienstes zu stärken,

	– die Zusammenarbeit mit Schulen und MSO und den NDO.
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Weitere genannte Maßnahmen fokussieren dagegen auf alle 
Mitarbeitende wie z. B.:

	– die Einrichtung eines einheitlichen Personalmanagements, 
	– die Zusammenarbeit mit kommunalen Integrationszent-

ren und Diversity-Koordinierungsstellen, 
	– die Ermittlung von amtsspezifischen Bedarfen zusam-

men mit Expert_innen kommunaler Integrationszentren, 
um Veränderungsprozesse in den jeweiligen Ämtern zu 
ermöglichen,

	– freiwillige Betroffenen-Gruppen, die beständig alle Pro-
zesse und Maßnahmen begleiten, um die Arbeitswirk-
lichkeit von Personen mit Migrationshintergrund in den 
jeweiligen Behörden kritisch zu reflektieren, 

	– die Erfassung der Zahlen von Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund, 

	– Ermutigungsklauseln in Stellenanzeigen, 
	– verpflichtende, zielgruppenorientierte Fortbildungen für 

Mitarbeitende und Führungskräfte, 
	– das Herausarbeiten von Best-Practice-Beispielen.

Fünf Konzepte sehen vor, dass „Interkulturelle Kompetenz“ 
und „Mehrsprachigkeit“ in Stellenanzeigen als Anforderungs-
merkmale genannt werden. „Mehrsprachigkeit, Erfahrung mit 
Migration bzw. mit Migrationsarbeit“ sowie „Kenntnisse an-
derer Kulturen“ werden als Zusatzqualifikationen festge-
schrieben. Eine Definition von Mehrsprachigkeit oder inter-
kultureller Kompetenz fehlt jedoch.

Unser empirisches Material erlaubt in Bezug auf Kommunen 
nur sehr begrenzte Schlussfolgerungen. Trotz der beschränk-
ten Datenbasis deutet unsere Analyse aber darauf hin, dass, 
unabhängig vom Typ der Kommune, ähnliche Prozesse der 
Interkulturellen Öffnung im Gange sind, die bereits in ande-
ren – wenigen – Studien zu Großstädten mit ethnisch sehr 
heterogenen Bevölkerungen attestiert wurden (Lang 2019; 
Römhild/Vertovec 2009). In Städten wie Berlin, Frankfurt am 
Main oder Amsterdam (Schiller 2017, 2015) wurde die Öff-
nung der kommunalen Verwaltung für Personen mit Migra-
tionshintergrund im Zuge der öffentlichen Reformverwaltung 
beschrieben. Diese bedeutet die Übernahme privatwirt-
schaftlicher Managementtechniken in der öffentlichen Ver-
waltung und manifestiert sich unter anderem im Fokussieren 
auf die Nützlichkeit von Eigenschaften, die üblicherweise Per-
sonen mit Migrationshintergrund zugeschrieben werden, 
wie Mehrsprachigkeit oder kulturelle Nähe zu Kund_innen 
(vgl. Kapitel 4, Box Migrant_innensprachliche Mehrsprachig-
keit). Damit ist eine neoliberale Ausrichtung in der Verwal-
tung möglicherweise als Motor für Interkulturelle Öffnung zu 
verstehen. Um festzustellen, welcher Typ der kommunalen 
Verwaltung für kulturelle Diversität offener ist, bedarf es je-
doch weiterer Forschung, die Kommunen unterschiedlicher 
Größe, mit unterschiedlichen Zuwanderungsgeschichten und 
verschiedenen organisatorischen Modellen, systematisch ver-
gleicht.
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Trotz der Benennung der Interkulturellen Öffnung als Hand-
lungsfeld und trotz entsprechender Maßnahmen fehlen vor 
allem konkrete Zielbestimmungen und -indikatoren in den 
untersuchten Konzepten. Somit stellt sich die Frage, wie das 
bisher (Nicht-)Erreichte gemessen werden kann. Dies soll im 
folgenden Kapitel erläutert werden. 

Die Integrationsbeauftragten kritisieren deutlich drei Schwä-
chen der Integrationskonzepte, auch wenn sie selbst maß-
geblich an deren Erarbeitung beteiligt waren:

1.	 die fehlende Konkretisierung der Zielbestimmung 
dieser Konzepte,

2.	 das Fehlen eines verbindlichen Monitorings und 
3.	 eine fehlende Evaluation des Erfolgs eines Konzepts, 

die Nachsteuerungen ermöglichen würde.

Diese Schwächen kommen vor allem zum Tragen, wenn die 
Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund in der öffentlichen Verwaltung nur als ein Hand-
lungsfeld unter vielen in einem Integrationskonzept festgehal-
ten ist. Grundsätzlich verweisen die Integrationsbeauftragten 
– mit Blick auf die Konzepte und die Strategien zu deren Um-
setzung – auf den notwendigerweise informellen Charakter 
der Interkulturellen Öffnung: Dieser ergebe sich daraus, dass 
eine verbindliche Rechtsgrundlage zur Umsetzung fehle.

Von konkreten Regelungen zur Erhöhung des Anteils von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund in öffentlichen Ver-
waltungen in Gesetzesform sind verschiedene Vorteile zu 
erwarten (Wohlfahrt 2017). Das gilt etwa für die Möglichkeit 

einer besseren Steuerung wie für die Aufwertung von Integ-
rationspolitik durch deren Verrechtlichung. Darüber hinaus 
werden integrationspolitische Maßnahmen als Querschnitts-
aufgabe festgelegt, was ihre Umsetzung begünstigt. Aller-
dings gilt auch für die Gesetzesform, dass der Erfolg der an-
gestrebten Maßnahmen von deren Umsetzung abhängt. Eine 
entsprechende Studie aus dem Jahr 2017 kommt deshalb zu 
einem ambivalenten Ergebnis. Mit Blick auf die Wirksamkeit 
der Landesteilhabe- und -integrationsgesetze heißt es, zwar 
sollen die Gesetze nicht auf eine nur symbolische Wirkung 
reduziert werden, „[i]hre Normen können aber auch keine 
gleichberechtigte Teilhabe garantieren oder gar Integration 
erzwingen“ (Wohlfahrt 2017: 24). Die Studie konstatiert eine 
mangelnde Konkretisierung der Regelungen (Wohlfahrt 2017: 
4) und verweist auf die Schwierigkeit, die angestrebten Effek-
te zu messen.

So fehlen in den Partizipations- und Teilhabegesetzen der 
Länder konkrete Umsetzungsvorschriften. Bereits bei der Ziel-
bestimmung gibt es Unterschiede: In Nordrhein-Westfalen 
wird eine Erhöhung des Anteils ohne orientierendes Ziel for-
muliert (§ 6 Abs. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz), in Berlin 
soll der Anteil der Beschäftigten mit Migrationshintergrund 
in der Verwaltung mit ihrem Anteil in der Bevölkerung über-
einstimmen (§ 4 Abs. 4 PartInG) und in Baden-Württemberg 
mit ihrem Anteil an den Erwerbstätigen des Landes (§ 6 Abs. 
2 PartInG BW). Nur das Berliner PartInG schreibt eine Überprü-
fung der Zielerreichung durch ein einheitliches Benchmarking 
vor (§ 4 Abs. 5). Über die Erfahrungen und Erfolge der Geset-
ze haben Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen alle 
fünf Jahre zu berichten (§ 15 PartInG Baden-Württemberg 
und § 16 Abs. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz Nord-
rhein-Westfalen). Wie schnell das definierte Ziel erreicht wer-
den soll und was bei Nicht-Erreichung zu unternehmen ist, 
bleibt in allen drei Gesetzen offen.

Der Freistaat Bayern verabschiedete 2016 ein Integrationsge-
setz (BayIntG), das Integration als individuelle Bringschuld von 
Migrant_innen beschreibt und gegenüber Zuwanderung „ab-
wehrend“ wirkt (Wohlfahrt 2017: 14; ausführlich: Funke 2017). 
Die Erhöhung des Anteils Beschäftigter mit Migrationshinter-
grund im öffentlichen Dienst ist im BayIntG nicht vorgesehen. 
Auch das Integrationsgesetz des Bundes, das 2016 verab-
schiedet wurde, enthält keine Regelungen zur Interkulturellen 
Öffnung. Es ist auf die Zielgruppe der Geflüchteten ausgelegt, 
nicht auf Menschen mit Migrationshintergrund, die schon 
länger in Deutschland leben (Thym 2016).

8

ERHÖHUNG DES BESCHÄFTIGTEN- 
ANTEILS MIT MIGRATIONSHINTERGRUND  
IN VERWALTUNGEN – ZIELMESSUNG

Zentrale Ergebnisse

	– Eine Erreichung des Zieles „Erhöhung des Anteils von Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund in öffentlichen Verwaltungen“  
ist auf Zieldefinition, Fristsetzung und Kontrollmechanismen an-
gewiesen; diese gibt es allerdings bislang nur ansatzweise.

	– Personalverantwortliche und Integrationsbeauftragte erkennen 
dieses Problem, führen aber gleichzeitig eine Vielzahl erklärender 
und entschuldigender Argumente an.

	– Wenn es politischer Wille ist, den Anteil von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund zu erhöhen, müssen auch Monitoringver-
fahren entwickelt und umgesetzt werden.
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Im Folgenden wird beschrieben, welche Zielwerte es bereits gibt, 
wie die Zielerreichung überprüft wird und welche Gründe die 
Integrationsbeauftragten und Personalverantwortlichen für oder 
gegen die Zielwerte, Maßnahmen oder das Monitoring nannten. 

ZIELWERTE

Auffällig ist, dass die meisten Landesintegrationskonzepte 
zwar die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund als Handlungsfeld thematisieren, 
aber weder Zielquoten festlegen noch verbindliche Berich-
te vorsehen. Ausschließlich die Konzepte von Bremen 
(2012: 13) und Hamburg (2017: 106) schreiben konkrete 
länderspezifische Zielwerte vor; in Baden-Württemberg und 
Berlin tun dies die Partizipations- und Teilhabegesetze (Par-
tIntG BW, § 6, Abs. 1 (2); PartIntG § 4, Abs. 4). Bremen und 
Berlin orientieren sich am Anteil der in den Stadtstaaten 
lebenden Menschen mit Migrationshintergrund. Bremen 
fordert überdies als einziges Bundesland Zielquoten für Be-

werber_innen und ausgewählte Auszubildende mit Migra-
tionshintergrund (Bremen 2012: 13). 

Die festgelegten Zielwerte (Abbildung 8) wurden im Hinblick 
auf Auszubildende mit Migrationshintergrund in allen Bun-
desländern im Jahr 2017 erreicht (Die Beauftragte des Berliner 
Senats für Integration und Migration 2018; Senatorin für Fi-
nanzen der Freien Hansestadt Bremen 2018: 9ff., 44, 46, 48, 
50; Senat der Freien und Hansestadt Hamburg Personalamt 
2015: 15). Dies lässt sich vor allem mit den gezielten Ausbil-
dungs-Werbekampagnen (siehe Kapitel 6) begründen. Aller-
dings unterliegen die Zielwerte starken Schwankungen und 
variieren vor allem nach Ausbildungsbereichen sehr (Senato-
rin für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen 2018: 9ff., 44, 
46, 48, 50). Eine Annäherung der Beschäftigtenzahlen an den 
Anteil der in den Bundesländern lebenden Menschen mit 
Migrationshintergrund wurde im Jahr 2017 hingegen, mit 
Ausnahme Hamburgs, in keinem der Bundesländer erreicht 
(Länderoffene Arbeitsgruppe „Indikatorenentwicklung und 
Monitoring“ der Konferenz der für Integration zuständigen 
Ministerinnen und Minister / Senatorinnen und Senatoren der 
Länder 2019: 16, 113; Statistisches Landesamt Baden-Würt-
temberg 2019a, 2019b). In der Hansestadt Hamburg orien-
tiert sich der Zielwert von 13 Prozent jedoch ebenfalls nicht 
am Anteil der in Hamburg lebenden Menschen mit Migrati-
onshintergrund.

Anders als für den Ausbildungsbereich gibt es für den geho-
benen und höheren Dienst flächendeckend keine separaten 
Zielquoten. In zwei Fällen verwiesen die Integrationsbeauf-
tragten auf das Vorhandensein qualitativer Ziele in den Kon-
zepten, die sich auf die formale Umsetzung von Maßnahmen 
bezögen und nicht auf die erzielte Wirksamkeit. Fehlende 
Zielwerte stellen für einige Integrationsbeauftragte kein Pro-
blem dar, da die Maßnahmen dennoch existieren.

Vier der 20 Personalverantwortlichen, mit denen wir sprachen, 
gaben an, dass Zielquoten zur Erhöhung des Anteils von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund in ihren Verwaltungen 
existierten. Es handelt sich jedoch nicht um formal verankerte 
Zielwerte, sondern um informelle und vor allem intern als 
Richtwert ausgegebene Zielvorgaben, die sich in einem Fall 
auch nur auf Nachwuchskräfte und nicht auf alle Mitarbeiten-

Zielquoten oder Zielwerte

Die Begriffe Quoten und Zielwerte werden nicht trennscharf ge-
braucht. Häufig reagieren Menschen auf den Begriff „Quote“ ab-
lehnend, da er suggeriert, dass ohne Ansehen der Qualifikation nur 
auf der Basis des Vorhandenseins eines quotierten Merkmals Ein-
stellungen oder Mandatsübertragungen erfolgen. Das ist nicht der 
Fall. Quoten legen mehr oder weniger verbindlich für bestimmte 
Bereiche fest, wie hoch der Anteil von Menschen mit einem Be-
nachteiligungsmerkmal sein soll. Zielwerte oder Zielkorridore sind 
ebenso angestrebte Anteile.

Für Menschen mit Schwerbehinderungen legt das neunte Sozial-
gesetzbuch fest, dass sie bei allen Arbeitgeber_innen mit mehr als 
20 Mitarbeiter_innen über fünf Prozent des Personals stellen sollen. 
Wird diese Quote nicht erfüllt, müssen Ausgleichsabgaben gezahlt 
werden. Frauenquoten haben sich insbesondere die politischen 
Parteien gegeben. Seit 2016 gilt durch das Bundesgremienbeset-
zungsgesetz eine 30-Prozent-Quote für Aufsichtsräte und Bundes-
gremien. Dennoch gibt es auch hier keine Umsetzung von heute 
auf morgen, wie der aktuelle Gleichstellungsindex 2018 zeigt (Sta-
tistisches Bundesamt 2019c).

Bundesland Zielwert Auszubildende 
(nach Bereichen)

Zielwert 
Beschäftigte 

Baden-Württemberg – – 29,1 %*

Berlin allgemein 	 20 % 28,3 %*

Bremen Verwaltungsfachangestellte 
Verwaltungsinspektor_innenanwärter_innen
andere Auszubildende 
Polizei

	 25 %
	 18 %
	 23 %

> 3 %

30,9 %*

Hamburg allgemein 	 20 % 13 %

Abbildung 8
Zielwerte für die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst für das Jahr 2017

* Anteil der in den Bundesländern lebenden Menschen mit Migrationshintergrund

Quelle: Abgeordnetenhaus Berlin 2012; Bremen 2012: 13; Hamburg 2017: 106; Länderoffene Arbeitsgruppe „Indikatorenentwicklung und Monitoring“ der Konferenz der für Integration 

zuständigen Ministerinnen und Minister / Senatorinnen und Senatoren der Länder 2019: 16, 113; PartIntG (§ 4, Abs. 4); PartIntG BW § 6, Abs. 1 (2). 
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den der Verwaltung beziehen. Nur zwei kommunale Verwal-
tungen konnten einen konkreten Zielwert nennen. Er orientiert 
sich am Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in 
der jeweiligen Kommune und liegt entsprechend bei 19 bzw. 
40 Prozent, um die kulturelle Vielfalt zu repräsentieren. Die 
Formulierung von verbindlichen Zielwerten für den Anteil von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund, die eine quantitati-
ve Überprüfung der im Konzept verankerten Zielvorstellungen 
erlauben würde, bildet die Ausnahme. Gerade in den Bundes-
behörden wird laut den befragten Personalverantwortlichen 
davon abgesehen, konkrete Zielwerte zu definieren.

ERFASSUNG DES MIGRATIONSHINTER
GRUNDES ALS HINDERNIS FÜR ZIELSET-
ZUNG UND MONITORING

Zur Begründung wiesen die befragten Personalverantwortli-
chen auf die Schwierigkeiten hin, den Migrationshintergrund 
zu definieren und entsprechend zu erfassen. Zum einen sag-
ten sie, dass der Migrationshintergrund aus Datenschutz-
gründen nicht erfasst werden dürfe. Zum anderen fehle ihnen 
die notwendige Klarheit und Praktikabilität des Begriffs. Da-
mit ist die inhaltliche Definition gemeint, die häufig als zu 
pauschal angesehen wird, um der Heterogenität von Men-
schen mit oder ohne eigene Migrationsgeschichte, mit einem 
deutschen oder ausländischen Pass, in- oder ausländischen 
Schulabschlüssen sowie einem eigenen oder über die Eltern 
bzw. ein Elternteil zugewiesenen Migrationshintergrund ge-
recht werden können. Außerdem wurde der nötige Aufwand 
thematisiert, den es erfordern würde, die Heterogenität dieser 
Gruppe angemessen zu erfassen (siehe auch Kapitel 5). 

Die Personalverantwortlichen sehen einen Widerspruch zwi-
schen der begrifflichen Unschärfe und der Notwendigkeit ir-
gendeiner Form der „Identifizierung“ von Menschen mit 
Migrationshintergrund, um gezielte Unterstützungsmaßnah-
men im Rekrutierungsverfahren ergreifen zu können. Drei Per-
sonalverwaltungen reagieren auf diese Problematik, indem sie 
den Fokus nicht auf Personen mit Migrationshintergrund al-
lein legen, neben den gesetzlichen Vorgaben zur Beschäfti-
gung von Schwerbehinderten und der Gleichstellung von 
Frauen und Männern, sondern auch weitere im AGG vor Dis-
kriminierung geschützte Gruppen berücksichtigen.15 An ande-
rer Stelle setzen Personalverantwortliche auf die individuelle 
Förderung ihrer Beschäftigten, statt „mit der Gießkanne“ die 
diversen Gruppen der Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund undifferenziert und damit eventuell an persönlichen 
Bedarfen vorbei zu unterstützen. In einigen Bundesverwaltun-
gen wurde darauf verwiesen, dass kein Bedarf bzw. kein Be-
dürfnis nach einer Formulierung konkreter Zielwerte bestehe.

KRITIK SEITENS DER INTEGRATIONS
BEAUFTRAGTEN

Gegen die Festlegung quantitativer Zielwerte merkten einige 
Integrationsbeauftragte an, dass sie rechtlich problematisch 
sei, da sie dem Prinzip der „Bestenauslese“ nach Art. 33 Abs. 2 
GG, dem die Personalverantwortlichen zu entsprechen hät-
ten, widerspreche. Im Übrigen seien solche Zielwerte nicht 
praktikabel, weil die Bezugsgröße, also der Anteil der Men-
schen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung 
bzw. an der Gruppe der Erwerbstätigen, sich stetig wandle. 
Die Integrationsbeauftragten wiesen stattdessen darauf hin, 
dass die Erstellung eines Konzepts für Interkulturelle Öffnung, 
auch unabhängig von statistischen Erfolgen, das Thema prak-
tisch und politisch voranbringe, indem nämlich ein Bewusst-
sein für die Notwendigkeit der Interkulturellen Öffnung ge-
schaffen werde. Außerdem seien nach Ansicht der befragten 
Integrationsbeauftragten feste Zielvorgaben auch deshalb 
nicht umsetzbar, weil die Möglichkeiten des Monitorings sehr 
beschränkt seien. Mit dieser Aussage erklärten sie zugleich 
die schleppende Umsetzung der Forderungen nach einer Er-
höhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund in öffentlichen Verwaltungen.

FEHLENDE EVALUATIONS- UND 
MONITORINGVERFAHREN

Im Nationalen Integrationsplan (NIP) 2007 werden das konti-
nuierliche Monitoring von Integrationsmaßnahmen, deren 
Evaluation und das Controlling, also die regelmäßige Bericht-
erstattung, als zentral für die Effektivität der Integrationspoli-
tik auf allen Ebenen angesehen. Ziel ist die „Angleichung der 
Chancen resp. der Lebensverhältnisse […] zwischen Aufnah-
megesellschaft und Zuwanderern“ (Die Bundesregierung 
2007: 121). Zusätzlich benennt das Dokument die Notwendig-

15	 Im AGG sind sechs Merkmale festgeschrieben, aufgrund derer Men-
schen vor Diskriminierung geschützt sind: Ethnische Herkunft/“Rasse“, 
Geschlecht, Religion/Weltanschauung, Behinderung/chronische 
Krankheit, Alter und sexuelle Identität bzw. Orientierung. 

Erfassung des Migrationshintergrundes

Der Migrationshintergrund ist ein abgeleitetes Merkmal, das nicht 
direkt erfragt wird. Es werden Informationen zur Einwanderung 
und Staatsangehörigkeit der Person selbst und ihrer Eltern erfragt 
und kombiniert. Im jährlich erhobenen Mikrozensus werden die 
meisten Informationen erhoben, aber nur für eine einprozentige 
Stichprobe. Damit gibt es nur Daten für größere Kommunen, für 
Bundesländer und den Bund. Der Zensus erhebt eine größere Stich-
probe, wird jedoch nur alle zehn Jahre durchgeführt. Der derzei-
tige Zensusgesetzentwurf für 2021 sieht keine Erhebung von In-
formationen zur Staatsangehörigkeit oder Migration der Eltern 
vor. Aus den Melderegistern lassen sich Elternangaben nur für im 
Haushalt wohnende minderjährige Kinder auswerten. Damit stellen 
sich zwei Fragen: Aus welcher Datenquelle lassen sich Zahlen zum 
Migrationshintergrund beziehen – und nach welcher Definition?

Darüber hinaus darf ein ggf. statistisch zugewiesener Migrationshin- 
tergrund nach Auffassung der Befragten nicht in der Personalakte 
stehen. Eine Zuordnung durch Personalverantwortliche auf der Basis  
von Namen, Aussehen oder wahrnehmbarem Akzent verbietet sich 
ebenso, weil dadurch Fremdzuschreibungen gefordert werden. Ein-
zig mögliche Erhebung sind Befragungen, die freiwillig und anonym 
erfolgen müssen. Hierbei muss beachtet werden, dass durch das Merk- 
mal markierte Menschen sich überproportional an derartigen Be-
fragungen beteiligen und ihr Anteil an den Beschäftigten deshalb 
überschätzt wird. Deshalb sollte der Minimalwert berechnet werden, 
wie z. B. in Ette et al. (2016: 31), um den Anteil von Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund in einer Behörde realistisch einzuschätzen.
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keit einer flächendeckenden Datenerhebung. Bei einer sol-
chen Erhebung „sind Stigmatisierungen zu vermeiden, z. B. 
sind soziale Problemlagen nicht zwangsläufig als migranten-
spezifisch zu betrachten“ (Die Bundesregierung 2007: 121). 
Die diskriminierende „gesellschaftliche Wahrnehmung“ soll in 
der „Gestaltung integrationspolitischer Maßnahmen“ berück-
sichtigt werden (Die Bundesregierung 2007: 78). 

Im Integrationsmonitoring der Länder werden jährlich verschie-
dene Indikatoren abgebildet,16 darunter auch die Anzahl und 
der Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund im 
öffentlichen Dienst und in den Landesparlamenten. In vielen 
Bundesländern erhöht sich der Anteil von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst allmählich, wenn 
wir die Daten des Mikrozensus zurate ziehen; er liegt aber im-
mer noch deutlich unter ihrem Anteil an der Bevölkerung in 
den jeweiligen Bundesländern. Für kleine und die östlichen 
Bundesländer können aufgrund kleiner Fallzahlen keine Werte 
ausgewiesen werden. Auch deshalb kommen die Verwaltun-
gen nicht an eigenen Erhebungen vorbei, wenn sie Daten für 
ihre Häuser ermitteln wollen.

Die Formulierung von Zielen in den Partizipations- und Teilha-
begesetzen zeigt, dass es grundsätzlich möglich ist. Es fehlt 
jedoch eine Frist, bis wann das Ziel erreicht sein soll. Durch 
freiwillige und anonym durchgeführte Erhebungen unter den 
Neueingestellten oder den Beschäftigten insgesamt kann 
überprüft werden, ob die gesteckten Ziele erreicht wurden. 
Sollte dies nicht der Fall sein, muss nachjustiert werden. Dies-
bezüglich gibt es keinerlei Vorgaben, sodass auch die Ziele 
und das Monitoring ins Leere laufen – zur Enttäuschung der 
im Themenfeld engagierten Verwaltungen. Als Grund für das 
Fehlen eines behördeninternen Monitorings nannten die Inte-
grationsbeauftragten die derzeitige rechtliche Lage in Bezug 
auf den Datenschutz, die derartige Erhebungen erschwerte 
und überhaupt nur auf freiwilliger Basis ermöglichen würde, 
was die erhobenen Werte wiederum unzuverlässig mache. 
Darüber hinaus befürchten die Befragten, dass eine „Her-
kunftsfrage“ in einer Umfrage diskriminierend wirke. Möglich 
sei lediglich die Erfassung von Ausländer_innen bzw. die Fest-
stellung einer Geburt im Ausland über die Personalakte, eine 
Information, die z. T. für das Monitoring herangezogen werde. 
Häufiger werden Erhebungen bei der Neueinstellung von Aus-
zubildenden durchgeführt, insbesondere im Polizeidienst (Me-
diendienst Integration 2017).

In zwei Bundesländern wurde ein Monitoring für die gesam-
te Verwaltung durchgeführt. Teilweise gibt es Monitorings, 
die nur im entsprechenden Integrationsministerium stattfin-
den. Ihre Zusammensetzung wird allerdings von den betref-
fenden Beauftragten als nicht repräsentativ für die Gesamt-
verwaltung angesehen. In der Freien Hansestadt Bremen 
veröffentlichte die Senatorin für Finanzen Berichte mit Bewer-
bungs- und Ausbildungszahlen, die zur Überprüfung der Ziel-
werte dienen (2018). Bereits 2013 wurde eine freiwillige und 
anonyme Befragung unter den Beschäftigten durchgeführt, 
um aussagekräftige Zahlen zu den Beschäftigten mit Migra-

16	 Die Daten lassen sich auf der Website der Integrationsministerkonfe-
renz abrufen unter: http://www.integrationsmonitoring-laender.de/ 
(22.10.2019). 

tionshintergrund in der Hansestadt Bremen zu erhalten (Se-
natorin für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen 2015). 
Auch in Hamburg gab es 2008 und 2014 anonyme Beschäf-
tigtenbefragungen. Seit 2015 werden die Anteilswerte je-
doch im Rahmen des Integrationsmonitorings der Länder er-
mittelt17 (Hamburg 2017: 107). Für die Bundesebene führte 
das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung im Jahr 2015 
eine Umfrage zur Ermittlung des Anteils der Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund durch (Ette et al. 2016). Sie wird 
2019 wiederholt. In einem Bundesland, in dem nach einer 
zweimaligen Befragung nun wegen des hohen Aufwandes 
keine weitere Befragung für die Gesamtverwaltung mehr ge-
plant ist, wurden parlamentarische Anfragen als ein Instru-
ment gelobt, mit dem konkrete Zahlen über den Stand der 
Interkulturellen Öffnung der öffentlichen Verwaltung gewon-
nen werden können. Allerdings unterliegt auch dieses Mittel 
den beschriebenen Beschränkungen einer Erhebung zum An-
teil der Beschäftigten mit Migrationshintergrund.18

Wo ein Berichtswesen vorhanden ist, ist dieses eher auf eine 
Berichterstattung über die Durchführung bestimmter Maß-
nahmen ausgerichtet als auf die Erfassung des Anteils von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund. In einer Kommune 
finden außerdem Jahresgespräche zu den umgesetzten Maß-
nahmen zwischen der Stelle der Integrationsbeauftragten 
und einzelnen Referaten als evaluative Maßnahme statt. 

Weder die Partizipations- und Teilhabegesetze noch die Inte-
grationskonzepte beinhalten effektive Evaluationsmechanis-
men. Dies bestätigen sowohl die geführten Interviews als 
auch die bisher veröffentlichten Evaluationsberichte zu den 
Gesetzen, aus denen hervorgeht, dass zum einen Indikatoren 
und zum anderen Verwaltungs- bzw. Ausführungsvorschrif-
ten fehlen. Die Evaluation zur Umsetzung des PartIntG Berlin 
etwa zeigt die Schwierigkeit auf, den Anteil der Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund zu messen (Abgeordnetenhaus 
Berlin 2012: 11).

17	 „Dieser Wert entspricht weitgehend, aber nicht exakt dem Anteil der 
Hamburgischen Stadtverwaltung, da hier auch andere öffentliche 
Arbeitgeber Hamburgs (z. B. Zoll) mit einbezogen werden“ (Ham-
burg 2017: 107).

18	 Das Studienteam führte hierzu eine Recherche durch und fand ent-
sprechende parlamentarische Anfragen. So antwortete beispielsweise 
die sächsische Landesregierung auf eine Anfrage nach der Anzahl 
der Personen mit Migrationshintergrund, die in der Landesverwaltung 
beschäftigt seien, dass diese Zahlen nicht erhoben würden, weshalb 
von einer Beantwortung abgesehen werde (LT SN Drs. 6/13726). Ne-
ben datenschutzrechtlichen Problemen verwies die sächsische Lan-
desregierung in ihrer Antwort auch auf den Arbeitsaufwand, den eine 
solche Erhebung bedeuten würde: „Ausgehend von einem Arbeits-
aufwand von fünf Minuten pro Personalfall wären bei 73.146 zu befra-
genden Personen 6.095,5 Stunden für den Gesamtaufwand zu ver-
anschlagen. Somit wären in der Sächsischen Staatsverwaltung 152 
Vollzeitäquivalente eine Woche ausschließlich mit dieser Aufgabe be-
schäftigt“ (LT SN Drs. 6/13726: 2). Eine entsprechende Anfrage an die 
Landesregierung Mecklenburg-Vorpommerns zum Stand der Inter-
kulturellen Öffnung wurde ohne Bezugnahme auf das (Nicht-)Vorhan-
densein konkreter Zahlen beantwortet. Es wurde lediglich festgehal-
ten, dass es sich um ein wichtiges politisches Ziel handele, für dessen 
Erreichen es aber keine zentralen Vorgaben seitens der Landesregie-
rung gebe (LT MV Drs. 7/602). Die Antworten auf parlamentarische 
Anfragen anderer Landtage deuten ebenfalls auf das Fehlen entspre-
chender Daten hin (z. B. LT NW Drs. 16/7204).
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Für das Teilhabe- und Integrationsgesetz Nordrhein-Westfalen 
gibt es bislang nur einen Bericht aus dem Jahr 2016. Allerdings 
umfasst die in Kapitel 6 erwähnte Landesinitiative Mehr 
Migrantinnen und Migranten in den öffentlichen Dienst – 
Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung, die bereits 
2010 ins Leben gerufen wurde, ein umfangreiches Berichtswe-
sen (MAIS Nordrhein-Westfalen 2016b). Auf dieses Berichts-
wesen verweist der Bericht zum Teilhabe- und Integrationsge-
setz (MAIS Nordrhein-Westfalen 2016a: 3). Beim Thema 
Interkulturelle Öffnung wird lediglich ohne Angabe von De-
tails auf „Erfolge bei der Erhöhung des Anteils von Menschen 
mit Migrationshintergrund in der Landesverwaltung“ und den 
„Abbau von Einstellungshindernissen für Menschen mit Migra-
tionshintergrund“ hingewiesen (MAIS Nordrhein-Westfalen 
2016a: 4).

Der Bericht kommt zu dem Schluss, dass sich das Teilhabe- 
und Integrationsgesetz im Ergebnis bewährt hat: „Es ist die 
Grundlage der Integrationspolitik des Landes und ermöglicht 
eine vorausschauende, aktivierende, unterstützende sowie 
nachhaltige Integrationspolitik. Integration als gesamtstaatli-
che Aufgabe erfordert, dass die Integrationspolitik in den 
Ländern auf eine stabile rechtliche Grundlage gestellt wird – 
diesem Erfordernis trägt das Teilhabe- und Integrationsgesetz 
Rechnung“ (MAIS Nordrhein-Westfalen 2016a: 11). Das Teil-
habe- und Integrationsgesetz Nordrhein-Westfalen weist im 
Vergleich zu den Teilhabe- und Partizipationsgesetzen Ba-
den-Württembergs und Berlins zwei Besonderheiten auf: Es 
zielt erstens auf die Stärkung der Umsetzung der Integrations-
politik auf kommunaler Ebene19 und zweitens auf Formate 
des Austauschs und der Kooperation mit der Zivilgesellschaft 
ab. Mit Blick auf die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund ist jedoch unklar, inwiefern die 
Verrechtlichung in Sachen Maßnahmenumsetzung und Mo-
nitoring über die Landesinitiative aus dem Jahr 2010 hinaus-
geht.

Für das PartIntG Baden-Württemberg liegt noch kein Bericht 
vor, da die erste Fünfjahresfrist erst 2020 endet. Die Genese 
des Gesetzes war allerdings weniger konsensual als in den 
beiden anderen Bundesländern (Berlin, Nordrhein-Westfalen) 
hinsichtlich der parteipolitischen Zustimmung für das Vorha-
ben. Die CDU als größte Oppositionspartei stimmte dem Ent-
wurf 2015 nicht zu. Dies wird unter anderem als Grund für die 
mangelnde Umsetzung der Maßnahmen angeführt (Wohl-
fahrt 2017: 20f).

19	 Während sich in den beiden anderen Gesetzen (Berlin, Baden-Würt-
temberg) keine Regelung zur Förderung kommunaler Integrations-
maßnahmen findet, legt das Teilhabe- und Integrationsgesetz Nord-
rhein-Westfalen die Gründung kommunaler Integrationszentren fest 
(§ 7 Teilhabe- und Integrationsgesetz), für die ein eigenes Budget zur 
Verfügung steht und die mittlerweile in 52 Kommunen etabliert sind. 
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Wie in den Integrationskonzepten kamen auch in den Inter-
views mit den Integrationsbeauftragten und Personalverant-
wortlichen die Themen Diversity, Intersektionalität und insti-
tutionelle Diskriminierung zur Sprache. In den Gesprächen mit 
den Personalverantwortlichen wurde nach deren Erfahrun-
gen mit Maßnahmen zum Abbau von Benachteiligungen an-
derer Gruppen wie Frauen oder Menschen mit Behinderun-
gen gefragt. Entsprechend wurden hier Bezüge hergestellt. 
Aber auch die Integrationsbeauftragten sprachen Intersekti-
onalität an und stellten Verbindungen zu Diversity-Konzepten 
her, in denen alle Diskriminierungsmerkmale berücksichtigt 
werden. Das folgende Kapitel fasst daher die Bezüge zu den 
Themen Diversity, Intersektionalität und institutionelle Diskri-
minierung zusammen und bündelt Argumente zur Beantwor-
tung der Frage, ob Diversity Management eine Alternative zur 
Interkulturellen Öffnung sein kann.

Interkulturelle Öffnung und Diversity Management sind spä-
testens seit der Vorstellung der bundesweiten nationalen In-
tegrations- und Aktionspläne als wichtige Konzepte in der 
Integrationspolitik etabliert (Lang 2019). Das grundsätzliche 
Bewusstsein hinsichtlich der Vielfalt von Persönlichkeits- bzw. 
Identitätsmerkmalen geht auf die Bürgerrechtsbewegung 
von Schwarzen Menschen in den USA und auf die Frauen*- 
und Homosexuellenbewegung zurück. Der Diversity-Ansatz 
stammt zunächst aus dem Wirtschaftsmanagement und be-
trachtet die in Organisationen, Unternehmen und Institutio-
nen arbeitenden Menschen als Humankapital. Ihre Unter-
schiede sollen produktiv nutzbar gemacht und dadurch ihre 
Leistungsfähigkeit optimiert werden (Handschuck/Schröer 
2012). Dabei spielen die Vielfaltsdimensionen von Klasse, Ge-
schlecht, Alter, Behinderung, Geschlechtsidentität, sexueller 
Orientierung wie auch Herkunft (oder race, „Rasse“) eine Rol-
le (Rosken 2016: 61f.). Diversity bedeutet aber auch eine der 

Assimilation und Homogenisierung entgegenwirkende Aner-
kennung und Wertschätzung von Unterschieden und den 
Abbau von Vorurteilen (Rosken 2016: 65f.). Die spezifische 
Verschränkung verschiedener Diskriminierungen aufgrund der 
Zugehörigkeit zu einer oder mehreren bestimmten Gruppen 
beschreibt die Schwarze20, US-amerikanische Juristin Kimber-
lé Crenshaw als „Intersektionalität“ (Crenshaw 1989, 2000; 
Tanyilmaz/Greve 2019).

DIVERSITY, VIELFALT UND INTER
SEKTIONALITÄT IN DEN INTEGRATIONS-
KONZEPTEN 

Im NIP 2007 kündigte die damalige Bundesregierung an, eine 
Kampagne und Wettbewerbsreihe mit dem Titel Vielfalt am 
Arbeitsplatz/Vielfalt als Beschäftigungsressource zu entwi-
ckeln, um die Charta der Vielfalt bekannt zu machen und zu 
unterstützen (Die Bundesregierung 2007: 18). So soll „die Ar-
beitsmarkt- und Ausbildungsintegration von Migrantinnen 
und Migranten“ verbessert werden (Die Bundesregierung 
2007: 80). Der Gleichberechtigung von Frauen und Mädchen 
sowie deren Förderung wird besonderes Gewicht verliehen. 
Diversity wird also auf die Kategorien Herkunft, Geschlecht, 
aber auch auf das Alter bezogen und beispielsweise in der 
Förderung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund an-
gesprochen. Der NAP 2012 versteht unter Diversity-Manage-
ment die „Sensibilisierung der Beschäftigten für interkulturelle 
Vielfalt“, um eine „Willkommenskultur“ zu schaffen (Die Bun-
desregierung 2012: 146f.). Es werden verschiedene Maßnah-
men festgelegt, die die Bundesbehörden umsetzen sollen, um 
die Mitarbeitenden und Personalverantwortlichen zu sensibi-
lisieren und Diversity Managements in Behörden zu entwi-
ckeln (Die Bundesregierung 2012: 147).

Die gezielte Frauen*förderung ist ein Anliegen in vielen der 
Integrationskonzepte auf Landesebene. Als „Vielfaltsdimensi-

20	 Schwarz ist die Selbstreferenz der Autorin, deren Selbstverständnis 
als Schwarze Feministin eng mit der Theoriebildung über Intersekti-
onalität zusammenhängt. Dabei wird „Schwarz […] großgeschrieben, 
um zu verdeutlichen, dass es sich um ein konstruiertes Zuordnungs-
muster handelt und keine reelle ‚Eigenschaft‘, die auf die Farbe der 
Haut zurückzuführen ist. So bedeutet Schwarz-Sein in diesem Kontext 
nicht, einer tatsächlichen oder angenommenen ,ethnischen Gruppe‘ 
zugeordnet zu werden, sondern ist auch mit der gemeinsamen Ras-
sismuserfahrung verbunden, auf eine bestimmte Art und Weise wahr-
genommen zu werden“ (Schaerer/Haruna 2013).

9

DIVERSITY MANAGEMENT – EINE ALTER
NATIVE ZUR INTERKULTURELLEN ÖFFNUNG?

Zentrale Ergebnisse

	– Es lässt sich ein Paradigmenwechsel von der sogenannten Inter-
kulturellen Öffnung hin zu Diversität in Anlehnung an Diversity-
Management-Ansätze aus der Wirtschaft beobachten.

	– Es ist unklar, was der Begriff Diversität umfasst und wie er sich 
beispielsweise von Vielfalt abgrenzt.

	– Konkrete Maßnahmen und Umsetzungspläne fehlen bislang, un-
ter anderem aufgrund einer fehlenden begrifflichen Schärfe.
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onen“ werden etwa „ethnische Zugehörigkeit, Herkunft und 
Nationalität, […] Geschlecht, Alter, körperliche Befähigung, 
sexuelle Orientierung, Religion oder Weltanschauung“ ge-
nannt (Hamburg 2017: 103). Hessen versteht Antidiskriminie-
rung, Interkulturelle Öffnung und Diversity als „Dreiklang“ 
(Hessen 2017: 66). In Sachsen soll das Thema Mehrfachdiskri-
minierung als Teil von „interkulturellen Kompetenzen“ in allen 
Ausbildungs- und Studiengängen für die öffentliche Verwal-
tung vermittelt werden. Dies soll „global benachteiligte […] 
Gruppen wie LSBTTIQ, Menschen mit Behinderungen, Sinti 
und Roma“ umfassen (Sachsen 2018: 76).

Im Berliner Integrationskonzept wird auf Intersektionalität 
verwiesen, allerdings seien die „Unterschiede in den Proble-
men […] der Migranten/-innen zu denen der anderen Diver-
sity-Zielgruppen so erheblich, dass Maßnahmen, die auf In-
terkulturelle Öffnung abzielen, überwiegend auf einem 
eigenen Weg verfolgt werden müssen“ (Berlin 2007: 58). Ba-
den-Württemberg rekurriert auf das Verbot von Diskriminie-
rung und macht „andere Nationalitäten“ als „Anknüpfungs-
punkt bei Schulungsmaßnamen zum Allgemeinen Gleich- 
behandlungsgesetz“ aus (Baden-Württemberg 2008: 89). 
Auch Frauen mit Migrationshintergrund sollen gefördert 
werden (Baden-Württemberg 2008: 79), wobei „Gen-
der-Mainstreaming“ bereits in der Integrationspolitik veran-
kert sei (Baden-Württemberg 2008: 16). Diversity und Inter-
sektionalität werden als Schlagworte genannt, eine konkrete 
Verknüpfung verschiedener Diskriminierungskategorien im 
Hinblick auf Maßnahmen zur Interkulturellen Öffnung des 
öffentlichen Dienstes bleibt aber aus.

In vielen der von uns untersuchten Kommunen existiert bereits 
eine Verknüpfung von Integrationspolitik mit Diversity Ma-
nagement, das vor allem als Gender-Mainstreaming verstan-
den wird und die Zusammenarbeit verschiedener Stellen um-
fasst. Konkrete Maßnahmen sollen dabei an den spezifischen 
Bedarfslagen von Zugewanderten und ihren Nachkommen 
orientiert sein und nicht ausschließlich an deren Kategorisie-
rung als Menschen „mit Migrationshintergrund“. Intersektio-
nale Positionierungen und Mehrfachdiskriminierung werden 
auf diese Weise wahrgenommen. In einer Kommune wird be-
reits daran gearbeitet, Indikatoren zu entwickeln, anhand de-
rer Intersektionalität im Integrationsbericht abgebildet werden 
kann. Hierzu sollen weitere Faktoren neben dem Migrations-
hintergrund und Geschlecht erhoben werden, wie Aufent-
haltstitel, soziale Schicht und der Bildungshintergrund, um 
dem Aufdecken von sozialer Ungleichheit in ihrer Komplexität 
gerecht zu werden.

In zwei Konzepten wird das Selbstverständnis der Verwal-
tungen in Form von Antidiskriminierungscodes festgehalten. 
Zwei andere Konzepte wiederum thematisieren ausschließ-
lich das Zusammendenken von migrationsbedingter Vielfalt 
und Gleichstellung der Geschlechter. Eine Kommune ver-
steht unter Diversity den aus der Wirtschaft entlehnten pro-
fessionellen Umgang mit kultureller Pluralität. Im Vorder-
grund steht damit anstelle der gesellschaftlichen Teilhabe 
der Gedanke der Verwertbarkeit von „Vielfalt“ als ungenutz-
ter Ressource.

DIVERSITY-KONZEPTE IN DER ARBEIT  
DER INTEGRATIONSBEAUFTRAGTEN UND 
PERSONALVERANTWORTLICHEN

Von den Integrationsbeauftragten wurden als Ziele häufig 
die Sensibilisierung für Intersektionalität und die Verschie-
bung des Fokus von einzelnen Merkmalen hin zu umfassen-
deren Diversity-Konzepten genannt. Langfristig sollen ver-
schiedene Merkmale nicht mehr isolier t voneinander 
betrachtet werden, es bedürfe aber, um derzeit Fortschritte 
zu erzielen, noch der Betonung des einzelnen Merkmals mit 
Migrationshintergrund. Nach Ansicht der Beauftragten 
konnten sich Synergieeffekte bisher oft deshalb nicht einstel-
len, weil die Förderung von Frauen und Menschen mit Behin-
derung auf einer starken gesetzlichen Grundlage fußt. Bei 
Menschen mit Migrationshintergrund sei dies nicht bzw. nur 
in sehr schwacher Form, in den existierenden Partizipations- 
und Teilhabegesetzen, der Fall.

Als mögliche Strategien um Diversity besser zu berücksichti-
gen, werden die Zusammenarbeit mit Gleichstellungsbeauf-
tragten, die Schaffung neuer Gesetze und die Anwendung 
anonymisierter Bewerbungsverfahren genannt. Ein_e kom-
munale_r Integrationsbeauftragte_r forderte, dass „die politi-
schen Entscheidungs- und Beratungsgremien […] auch migra-
tionsbedingt divers aufgestellt“ sein sollten, und zwar „nicht 
nur im Bereich Integrationsausschüsse, sondern auch Gleich-
stellungsbeiräte usw.“. In den Gesprächen zeigte sich ein Be-
wusstsein für verschiedene Kategorien: „Wir haben auch 
Menschen verschiedener gesundheitlicher Abilität. Oder wir 
haben eine bestimmte Altersspanne, […] [s]odass es nicht nur 
um die Frage des Erhöhungsanteils von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund geht.“ Damit haben die Integrations-
beauftragten Diversity und das Zusammenwirken unter-
schiedlicher Diskriminierungsmerkmale im Blick. Entspre-
chend eng sind auch die Kooperationen mit weiteren Stellen, 
die für die Gleichstellung von Frauen oder von Menschen mit 
Behinderung oder für Antidiskriminierung zuständig sind.

Alle befragten Personalverantwortlichen gaben an, umfang-
reiche Maßnahmen zur Frauenförderung und zur Förderung 
von Menschen mit Behinderung eingeführt zu haben. Für alle 
bis auf zwei der vertretenen Personalverwaltungen ist nach 
Ansicht der Interviewten die Förderung von Gleichstellung ein 
wichtiges Thema. Frauenförderung mithilfe von entsprechen-
den Frauenförderplänen ist demnach weit verbreitet. Aller-
dings ist die Repräsentanz insgesamt meist schon erreicht 
(vgl. Kapitel 1). Frauenförderung findet laut der befragten Per-
sonalverantwortlichen nur noch da statt, wo sie notwendig 
ist, nämlich vor allem in den Führungspositionen und höheren 
Laufbahnen. Einige der befragten Personalverantwortlichen 
verweisen darauf, dass ihr Engagement in diesem Bereich auf 
der gesetzlichen Quote beruhe.

Einige der von uns Befragten setzen sich ebenfalls dafür ein, 
das Potenzial von Menschen mit Behinderungen besser zu 
nutzen, und sorgen für die entsprechende Anpassung der 
Arbeitsplätze. Andere Personalverantwortliche nehmen nur 
den Verweis auf die „bevorzugte Einstellung bei gleicher Eig-
nung“ in die Stellenausschreibungen auf. Teilweise existieren 
Maßnahmen für lesbische, schwule, bisexuelle, transsexuelle, 
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transgender, intersexuelle, queere und * Menschen (LSBT-
TIQ*), die im Hinblick auf die AGG-Kategorie der sexuellen 
Orientierung vor Diskriminierung geschützt werden sollen. 
Solche Maßnahmen umfassen beispielsweise die Einrichtung 
von Stammtischen oder die Teilnahme am jährlichen Christo-
pher Street Day. Vereinzelt wiesen die von uns Befragten auf 
Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf hin. Diversity wird oft als Gesamtstrategie beschrieben, 
ohne dass ein besonderes Augenmerk auf Personen mit 
Migrationshintergrund gerichtet ist. Mit diesem Vorgehen 
soll eine Bevorzugung einzelner Gruppen vermieden werden.
Konkrete Definitionen und die daraus folgenden Maßnah-
men finden sich in den Konzepten kaum. Insbesondere die 
Integrationsbeauftragten brachten in den Gesprächen mit 
uns zum einen die Schwierigkeiten zum Ausdruck, dass nicht 
alle Zielgruppen ähnliche Interessen haben. Zum anderen 
machten sie auch auf die Gefahren aufmerksam, dass die 
Zielgruppen unter dem Deckmantel von Diversity gegenein-
ander ausgespielt werden oder dass die Ziele in Ermangelung 
konkreter Konzepte unklar werden. Für die Personalverant-
wortlichen beziehen sich Diversity-Ansätze vor allem auf die 
gesetzlich geregelten AGG-Kriterien Geschlecht und Behin-
derung.

Während ein Verständnis für die gesellschaftliche Relevanz 
von Diversity, Intersektionalität und Inklusion aus sozialen und 
politischen Bewegungen heraus entstand, drohen diese Kon-
zepte in institutionellen Prozessen als „public relations“-Stra-
tegie (Ahmed 2012: 141f.) zu bloßen Schlagworten zu wer-
den. Das fehlende Bekenntnis zu Öffnungsstrategien und zu 
institutionellen Veränderungen führt zu einer schwachen Um-
setzung der Forderung nach mehr Gleichberechtigung und 
Teilhabe. Das Konzept der Diversity kann von öffentlichen Ein-
richtungen vorgeschoben werden, um institutionellen Rassis-
mus zu verschleiern (Ahmed 2012: 141f.). Ein kontinuierliches 
Hinterfragen dessen, was eigentlich mit Diversity gemeint ist 
und wie es konkret umgesetzt werden kann, bleibt daher 
unerlässlich.
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Die anstehenden Renteneintritte der geburtenstarken Jahr-
gänge werden ab 2020 zu mehr Neueinstellungen im öffent-
lichen Dienst führen und damit ein Zeitfenster für Vielfalt öff-
nen. Die öffentlichen Verwaltungen sind unterschiedlich gut 
darauf vorbereitet, die bevorstehenden Neueinstellungen für 
eine Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrations-
hintergrund zu nutzen. Bereits jetzt gibt es Personalmangel 
im öffentlichen Dienst, und Menschen mit Migrationshinter-
grund werden gezielt angesprochen. Häufiger geschieht dies 
auf kommunaler Ebene und lediglich punktuell auf der Bun-
des- und Landesebene, wo es nur für spezielle Tätigkeiten in 
mittleren (Sachbearbeitung) und gehobenen (IT-Spezialist_in-
nen) Laufbahnen an Bewerber_innen mangelt.

STRUKTURELLE HERAUSFORDERUNGEN 
FÜR DIE BEHÖRDEN

Es gibt strukturelle Unterschiede zwischen den föderalen Ebe-
nen sowie zwischen den östlichen und westlichen Bundeslän-
dern einschließlich Berlin. Absehbar werden in den östlichen 
Bundesländern dem Arbeitsmarkt generell und damit auch der 
öffentlichen Verwaltung weniger junge Bewerber_innen zur 
Verfügung stehen. Menschen mit Migrationshintergrund stel-
len hier einen deutlich geringeren Anteil an der Bevölkerung als 
in den westlichen Bundesländern und sind häufiger selbst zu-
gewandert (erste Generation) und nicht bereits in Deutschland 
aufgewachsen (zweite Generation). Das im Juni 2019 beschlos-
sene Fachkräftezuwanderungsgesetz orientiert sich nicht vor-
rangig an den Bedarfen der öffentlichen Verwaltung, sondern 
an denen der Privatwirtschaft. Allerdings wird auch in öffentli-
chen Verwaltungen vereinzelt – sowohl in den Kommunen als 
auch auf Bundesebene – im Ausland nach Personal gesucht. 
Auch die Einstellungen internationaler Fachleute erhöhen den 
Anteil Beschäftigter mit Migrationshintergrund im öffentlichen 
Dienst. Dies sollte im Idealfall jedoch nicht die einzige Strategie 
von Verwaltungen sein, um den Anteil von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund zu steigern. Parallel sollten auch Strate-
gien umgesetzt werden, die bereits in Deutschland lebende 
Menschen mit Migrationshintergrund in den Blick nehmen.

PROBLEME DER KATEGORIE 
„MIGRATIONSHINTERGRUND“

Die Kategorie des „Migrationshintergrundes“ ist nicht geeignet, 
Benachteiligungen gezielt zu erfassen und perspektivisch abzu-

bauen. Sie umfasst nicht die Menschen der dritten Generation 
mit deutscher Staatsangehörigkeit, die Rassismuserfahrungen 
machen, aber keinen Migrationshintergrund haben (Vielfalt 
entscheidet 2019). Daher bedarf es zusätzlicher Kategorien wie 
von Rassismus betroffene Personen. Gleichwohl stellt die Kate-
gorie des Migrationshintergrundes immerhin einen Anfang in 
dem Bestreben dar, die Repräsentanz von Zuwander_innen und 
ihren größtenteils eingebürgerten oder als Deutsche geborenen 
Nachkommen zu erfassen. Damit kann diese Kategorie die 
Grundlage für ein entsprechendes Monitoring bilden (zur Wei-
terentwicklung vgl. Baumann et al. 2018). Allerdings müssen die 
Operationalisierung überprüft und ein bundesweiter Konsens 
über alle föderalen Ebenen in enger Konsultation mit MSO und 
den NDO gefunden werden. Zu klären ist insbesondere: a) die 
Sinnhaftigkeit der Herleitung eines Migrationshintergrundes le-
diglich über Staatsangehörigkeiten oder Geburtsländer, b) ob 
Menschen mit einem sogenannten einseitigen Migrationshin-
tergrund, d. h. mit nur einem ausländischen oder im Ausland 
geborenen Elternteil, in der Definition berücksichtigt werden 
sollen, und c) ob die dritte Generation ebenfalls in die Kategorie 
einbezogen werden soll. Die Kategorie „Migrationshintergrund“ 
erfasst jedoch rassifizierende Zuschreibungen nicht. Religions-
zugehörigkeit und Weißsein spielen zwar implizit eine Rolle, 
werden von der Kategorie aber nicht erfasst. Dazu kommt: Ein 
einseitiger österreichischer oder schwedischer Migrationshin-
tergrund wirkt sich anders aus als ein einseitiger nigerianischer 
oder türkischer. Muslimischen Menschen und People of Color 
wird ein Migrationshintergrund unterstellt, auch wenn sie nach 
der Definition der Statistik keinen haben (Ahyoud et al. 2018: 9).

Erst sobald eine verbindliche Definition existiert, können ver-
gleichbare Monitorings begonnen werden und die Bezugs-
größen auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene ermittelt 
werden. Für die Erhebung des Zensus 2021 ist es allerdings zu 
spät. Im jährlich erhobenen Mikrozensus sind die Fallzahlen zu 
gering, um Bevölkerungsanteile systematisch auf kommunaler 
Ebene auszuweisen. Aber auch im Mikrozensus muss die ver-
bindliche Definition umsetzbar sein. Die Abfrage entsprechen-
der Kategorien oder Erfahrungen muss freiwillig sein und auf 
Selbstauskünften basieren.

UNTERREPRÄSENTANZ AUFGRUND  
EXTERNER FAKTOREN

Die befragten Personalverantwortlichen erklärten in den Ge-
sprächen mit uns die geringe Repräsentanz von Personen mit 
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Migrationshintergrund in der öffentlichen Verwaltung oft mit 
fehlenden Qualifikationen: Dieser Umstand erschwere Men-
schen mit Migrationshintergrund den Zugang zur öffentlichen 
Verwaltung. An dieser Stelle möchten wir erneut daran erinnern, 
dass die Kategorie mit Migrationshintergrund sehr heterogen 
ist. Im Jahr 2018 verfügten 20 Prozent (absolute 2,9 Mio.) der 
Menschen mit Migrationshintergrund, die das Bildungssystem 
verlassen hatten, über einen Hochschulabschluss (Statistisches 
Bundesamt 2019a, S. 201, 203). Von ihnen sind rund 218.000 in 
Deutschland geboren und aufgewachsen (ebd.). Grundsätzlich 
erfüllen damit viele Menschen mit Migrationshintergrund die 
formalen Voraussetzungen für den höheren Dienst. Dennoch 
sind Hochschulabsolvent_innen mit Migrationshintergrund im 
öffentlichen Dienst stark unterrepräsentiert (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2018: 168).

Die Gründe für einen fehlenden Zugang zur öffentlichen Ver-
waltung sollten daher nicht bei den unterrepräsentierten 
Gruppen gesucht werden, sondern im System selbst. Die Ver-
waltungen rekrutieren bisher insbesondere Auszubildende mit 
Migrationshintergrund für mittlere Laufbahnen. Sie können 
aber kaum Instrumente der Führungskräfteentwicklung für 
Beschäftigte mit Migrationshintergrund im höheren Dienst 
vorweisen. So wurde von keiner bzw. keinem der befragten 
Personalverantwortlichen eine spezielle Maßnahme zur Karri-
ereförderung von Beschäftigten mit Migrationshintergrund 
berichtet (Kapitel 6). Nur ein_e Integrationsbeauftragte_r er-
wähnte ein gezieltes Mentoring für Beschäftigte mit Migrati-
onshintergrund. Bei entsprechenden Nachfragen wurde dar-
auf verwiesen, dass es keine zielgruppenspezifischen 
Förderungen gebe.

VERSTÄNDNIS VON INTERKULTURELLER 
ÖFFNUNG 

Interkulturelle Öffnung bleibt als Konzept vage und orientiert 
sich derzeit überwiegend an den Bedarfen der dominanten 
gesellschaftlichen Akteur_innen. Das wird deutlich, wenn Per-
sonalmangel als Grund für die Rekrutierung von Menschen 
mit Migrationshintergrund für öffentliche Verwaltungen an-
geführt wird. Es bildet sich auch darin ab, dass Menschen mit 
Migrationshintergrund primär für Ausbildungen gewonnen 
werden und nicht für höhere Laufbahngruppen und damit 
potenziell auch nicht für Führungspositionen – und dass sie 
sogar als eher unqualifiziert für Letztere gelten. Interkulturelle 
Öffnung ist jedoch ein stetiger gemeinsamer Lernprozess, in 
dem alle, die nicht von Diskriminierung betroffen sind, mehr 
zu lernen haben als Menschen mit Diskriminierungserfahrun-
gen. Dieser Lernprozess ist konflikthaft und verunsichernd, 
aber er ist in Einwanderungsgesellschaften notwendig. Bislang 
in Institutionen unterrepräsentierte Gruppen hinterfragen 
selbstverständliche Spielregeln und verhandeln sie neu. Das ist 
ein Gewinn für demokratische Organisationen und muss ent-
sprechend unterstützt werden. Der Abbau von Diskriminie-
rung materialisiert sich z. B. am Zugang zu Arbeitsstätten für 
Menschen mit Behinderungen und an baulichen Veränderun-
gen sanitärer Anlagen, wenn – im besten Fall geschlechtsneu-
trale – behindertengerechte Familientoiletten allen Geschlech-
tern mit und ohne Kleinkindern zur Verfügung stehen. Darüber 
hinaus entstehen Interessensvertretungen für Diversity, Gleich-

stellung, Menschen mit Behinderungen und Antidiskriminie-
rung. Weniger sichtbar als Interessensvertretungen und bauli-
che Veränderungen sind Diskussionen zwischen Kolleg_innen. 
Dabei sind die Beteiligten gezwungen, sich über ihre Normen, 
Werte und Prioritäten (Ahmed 2012: 23) auszutauschen und 
eine eigene Haltung zu den institutionellen Veränderungen zu 
entwickeln.

DARSTELLUNG VON MENSCHEN MIT 
MIGRATIONSHINTERGRUND UND VON 
RASSISMUS BETROFFENEN

Kulturalisierende Konzepte, die Menschen mit Migrationshin-
tergrund Fremdheit oder Besonderheiten zuschreiben, kön-
nen diesen notwendigen Lernprozess nicht unterstützen. Ein-
seitige Nennungen von Rekrutierungsmaßnahmen in 
Moscheen legen nahe, dass alle Menschen mit Migrationshin-
tergrund praktizierende Muslim_innen wären. Hier bedarf es 
deutlich größerer Sensibilität bei der Darstellung der Zielgrup-
pe wie auch bei der Umsetzung der Maßnahmen. Denn der-
artige Konzepte bergen die Gefahr der Festschreibung von 
Menschen mit Migrationshintergrund auf „ihre“ Herkunft 
bzw. die Herkunft ihrer Eltern oder sogar Großeltern im Fall der 
dritten Generation. Menschen mit Migrationshintergrund 
werden leicht auf erwartete migrantische Spezialkompeten-
zen wie Mehrsprachigkeit oder interkulturelle Kompetenz 
festgelegt. Mehrsprachigkeit und interkulturelle Kompetenz 
sind zwar geeignet, die Strukturen von Verwaltungen besser 
auf eine diverse Klientel auszurichten, das Augenmerk auf sie 
erhöht aber nicht von sich aus den Anteil von Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund. Eher verstärken solche Zuschrei-
bungen die Zuweisung von Menschen mit Migrationshinter-
grund in Arbeitsfelder, die mit Zuwanderung zu tun haben. 
Das sind häufig Polizei, Schule und soziale Dienste, z. T. mit 
befristeten Stellen und in Teilzeitbeschäftigung, und nicht ein-
flussreiche Leitungspositionen in öffentlichen Verwaltungen.

45EIN ZEITFENSTER FÜR VIELFALT



Die folgenden Handlungsempfehlungen greifen die geäu-
ßerten Bedarfe unserer Gesprächspartner_innen auf und 
verbinden sie mit unserer Analyse, die mit externen Expert_
innen reflektiert wurde. Die Empfehlungen decken sich 
punktuell mit Forderungen der MSO und der NDO (Atasoy 
et al. 2016) und unterstützen die Grundsätze für die Erhe-
bung von Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsdaten 
(Ahyoud et al. 2018).

KURZFRISTIG – IN 2020 – UMSETZBARE 
EMPFEHLUNGEN

Die bereits existierenden Maßnahmen sowie ggf. 
auch internationale Erfahrungen zur Erhöhung der 
Repräsentanz von Minderheiten im öffentlichen Sek-
tor sollten systematisch gesammelt und aufbereitet 
werden. Die Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund bedarf unterschiedlicher Maßnah-
men, die regelmäßig kritisch auf ihre Wirksamkeit und An-
gemessenheit durch ein Monitoring in Zusammenarbeit mit 
MSO und den NDO zu überprüfen sind. Ein Überblick über 
mögliche Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund fehlt bisher, würde 
aber den Praktiker_innen sehr helfen. Das haben entspre-
chende Rückfragen innerhalb der Interviews gezeigt. Hier 
kann auch das entsprechende Dialogforum Interkulturelle 
Öffnung des öffentlichen Dienstes des Bundes im derzeit 
weiterentwickelten NAP-I 2018 für einen entsprechenden 
Austausch genutzt werden.

Materialien zur Interkulturellen Öffnung sollten auf 
kulturalisierende Sichtweisen und Defizitperspekti-
ven auf Menschen mit Migrationshintergrund hin ge-
prüft und überarbeitet werden. Frühe Dokumente zur 
Interkulturellen Öffnung der Verwaltung sind noch von der 
Vorstellung von Kultur als nationalstaatlich begrenztem Con-
tainer geprägt und enthalten Perspektiven auf Menschen 
mit Migrationshintergrund, die diesen per se Nachhol- und 
Unterstützungsbedarfe unterstellen. Diese Dokumente un-
terstützen institutionellen Rassismus, sie fördern den Blick 
auf Menschen mit Migrationshintergrund als Fremde und 
verfestigen ausgrenzende Sichtweisen und Handlungen. 
Deshalb sollten derartige Darstellungen von den Verwaltun-
gen zusammen mit MSO und den NDO sowie rassismuskri-
tischen Akteur_innen und Wissenschaftler_innen aktualisiert 
werden.

Es ist sicherzustellen, dass die Eignung in Bewerbungsverfahren 
unverzerrt festgestellt wird, was mithilfe einer Kombination 
aus anonymen Bewerbungsverfahren und – bezüglich 
der Kriterien des AGG – heterogen zusammengesetzten 
Auswahlkommissionen bewerkstelligt werden kann. Im ers-
ten Schritt dienen anonymisierte Bewerbungsverfahren dazu, 
persönliche Merkmale weitgehend unberücksichtigt zu lassen. 
Im zweiten Schritt sollten für Benachteiligungen sensibilisierte 
Personalauswahlkommissionen involviert sein. In den Kommis-
sionen sollten sich die entscheidungsberechtigten Mitglieder im 
Hinblick auf die sechs diskriminierungsrelevanten Merkmale 
nach dem AGG („ethnische Herkunft/Rasse“, Geschlecht, Religi-
on/Weltanschauung, Behinderung/chronische Krankheit, Alter, 
sexuelle Identität bzw. Orientierung) unterscheiden. Darüber 
hinaus sind die Beauftragten für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen und für Gleichstellung sowie Interessensvertre-
tungen für migrationsbezogene Vielfalt einzubinden.

Organisationen werden hierarchisch gesteuert und verändert, 
deshalb ist eine entsprechende Repräsentanz in Führungsposi-
tionen wichtig. Nur wenn die Leitungspositionen divers besetzt 
sind, ändern sich die Institutionen, sodass Quotierungen in Zu-
kunft im besten Fall überflüssig werden, weil sich auch diversi-
fizierte Institutionen reproduzieren. Bis dahin ist es ein langer 
Weg, wie die langsam zunehmende Repräsentanz von Frauen* 
in Führungspositionen zeigt. Deshalb müssen Strategien zur 
Gewinnung und Personalentwicklung von Führungs-
kräften mit Migrationshintergrund erarbeitet werden. Ver-
fahren, die sich neben den effektiven Quotierungen, z. B. in der 
Frauenförderung, bewährt haben, wie Mentoringprogramme, 
strategische Bürobelegungen, Transparenz und Ermutigung für 
den Aufstieg in der Verwaltung, sind auch für Beschäftigte mit 
Migrationshintergrund relevant. Zur Bekanntmachung von Auf-
stiegsmöglichkeiten in öffentlichen Verwaltungen kann die Sei-
te www.wir-sind-bund.de genutzt werden, die sich bisher auf 
das Thema Ausbildung konzentriert. Darüber hinaus sollte in 
den Institutionen Raum geschaffen werden, damit sich Beschäf-
tigte mit Migrationshintergrund sowie von Rassismus Betroffe-
ne miteinander austauschen und Anregungen in die Organisa-
tionsentwicklung einbringen können.

Die Wirksamkeit der Maßnahmen, die getroffen werden, um 
den Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund zu er-
höhen, muss überprüft werden. Da Beschäftigtenbefragungen 
aufwendig sind und in größeren zeitlichen Abständen durchge-
führt werden, sollte zumindest unter neu eingestellten Be-
schäftigten jährlich ein ggf. vorhandener Migrationshin-
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tergrund systematisch erhoben werden. So kann 
wenigstens bei Neueinstellungen überprüft werden, ob Men-
schen mit Migrationshintergrund gemäß ihrem Bevölkerungs-
anteil auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene eingestellt 
werden. Daten zum Aufstieg innerhalb der Institutionen wer-
den damit jedoch nicht abgebildet. Die Verwaltungen sollten 
den Befragten erklären, wozu die Daten notwendig sind.

Die Erhebungen müssen freiwillig und anonym erfolgen, die 
Befragten müssen die Möglichkeit haben, sich den abgefrag-
ten Kategorien selbst zuzuordnen, jegliche Rückverfolgung 
muss ausgeschlossen sein. Zudem sind die weiteren Anfor-
derungen an Gleichstellungsdaten vollständig zu berücksich-
tigen. Hierüber sollten die zuständigen Datenschutzbeauf-
tragten wachen. Innerhalb des NAP-I 2018 könnte ein 
modellhaftes Vorgehen in einer Behörde entwickelt und er-
probt werden. Im Idealfall werden die Erhebungen bei Neu-
einstellungen auf alle benachteiligungsrelevanten Merkmale 
des AGG erweitert, um alle derzeit gesetzlich regulierten Di-
mensionen von Diskriminierung zu erfassen. Mögliche Fragen 
und ein Überblick über den notwendigen Weiterentwick-
lungsbedarf finden sich in einer Zusammenstellung für die 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes aus dem Jahr 2018. Die 
Interessensvertretungen müssen bei der Weiterentwicklung 
einbezogen werden.

MITTELFRISTIG – VON 2021 BIS 2025 – 
UMSETZBARE EMPFEHLUNGEN

Es ist sicherzustellen, dass alle Behörden die Bedeutung der 
Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund erkennen und unterstützen. Hierzu bedarf es einer 
entsprechenden gesetzlichen Grundlage. Ein Bekenntnis zu 
migrationsbezogener Vielfalt sollte grundgesetzlich 
verankert werden, um strukturellem Rassismus auch 
perspektivisch entgegenwirken zu können. Ähnliche 
explizite Bekenntnisse gibt es zur Gleichberechtigung von 
Frau und Mann (Art. 3 Abs. 2 GG) und zur Repräsentanz von 
Beschäftigten aus allen Bundesländern in den obersten Bun-
desbehörden (Art. 36 Abs. 1 GG).

In einem Bundespartizipationsgesetz müssen dynami-
sche, den entsprechenden Bevölkerungsanteilen an-
gepasste Zielquoten oder Zielkorridore auf allen Ebe-
nen für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
festgelegt werden. Bezugsgröße ist der Bevölkerungsanteil 
von Menschen mit Migrationshintergrund oder anderer Ka-
tegorien, die Diskriminierung aufgrund von „Rasse“ und ethni- 
scher Herkunft besser abbilden. Die Zielerreichung muss 
durch ein entsprechendes Monitoring überprüft werden, das 
in den Behörden selbst vorzunehmen ist, und zwar auf der 
Grundlage verbindlicherer Ausführungen in existierenden 
Konzepten und expliziter Ausführungsvorschriften der Lan-
desteilhabegesetze. Über Förderpläne können – analog zur 
Geschlechtergleichstellung – Möglichkeiten geschaffen wer-
den, Menschen mit Migrationshintergrund bei gleicher Eig-
nung bevorzugt einzustellen.

Flächendeckend sollten die Integrationsbeauftragten 
bei strategischen Personalentscheidungen eingebun-

den werden, um den Anteil Beschäftigter mit Migrati-
onshintergrund im öffentlichen Dienst zu erhöhen. Per-
spektivisch sollten Benachteiligungen aufgrund von „Rasse“ 
oder ethnischer Herkunft berücksichtigt und Strukturen für die 
Interessensvertretung der von Rassismus betroffenen Gruppen 
in Betriebsräten geschaffen werden. Die Schaffung interminis-
terieller, ressortübergreifender Arbeitsgruppen für Personalver-
antwortliche zum Thema Erhöhung des Anteils von Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund durch Integrationsbeauftragte 
hat sich – wo bereits vorhanden – sehr bewährt. In diesen Ar-
beitsgruppen sollte auch eng mit Selbstorganisationen von 
MSO und den NDO zusammengearbeitet werden, um die Per-
spektiven der Zielgruppen einzubeziehen und Vorurteile von 
Mitarbeitenden der öffentlichen Verwaltung gegenüber Zuge-
wanderten und ihren Nachkommen abzubauen.

Einigung auf eine praxistaugliche Definition des 
„Migrationshintergrundes“ oder einer Kategorie, die 
rassistische oder auf Herkunft basierende Diskriminie-
rung besser erfasst. Hierzu existieren Empfehlungen der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes, die z. T. erprobt wer-
den müssen. Es bedarf aber eines breiten föderalen Konsen-
ses, um Monitorings perspektivisch vergleichen und Maßnah-
men auf ihre Wirksamkeit hin untersuchen zu können. Die 
aktuellen Dialogforen NAP-I 2018 bieten eine Chance, diese 
mittelfristige Veränderung vorzubereiten. So sollten unter Be-
teiligung von Bund, Ländern, Kommunen sowie von MSO 
und den NDO klare Empfehlungen für eine Definition erarbei-
tet werden. Es obliegt dann dem Bund und den Ländern, die-
se Empfehlungen in ihren Verwaltungen umzusetzen.

LANGFRISTIGE ZIELE

Perspektivisch sollen Kategorisierungen oder Quoten 
überflüssig werden und Chancen und Repräsentanz 
ausgewogen sein. Zu diesem Ziel muss sich jede Verwal-
tung individuell bekennen, wenn sie es ernsthaft anstrebt. 
Vielfalt wird sich nicht durch zu Papier gebrachte Bekenntnis-
se durchsetzen, sondern muss als positives und bereichern-
des Ziel verstanden und gelebt werden. Eine gesellschaftliche 
Vielfalt, die Menschen mit allen benachteiligungsrelevanten 
Merkmalen einschließt und sich in den staatlichen Institutio-
nen abbildet, fördert die Akzeptanz öffentlicher Verwaltun-
gen und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. In einem 
durch Vielfalt geprägten öffentlichen Dienst werden die de-
mokratischen Grundwerte sichtbar, denn er steht dann für 
Pluralität, Chancengleichheit und Verteilungsgerechtigkeit.
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PERSONALVERANTWORTLICHE

1.	� Existiert in Ihrer Behörde ein spezifisches Konzept für die Steigerung 
des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshintergrund? 

A.	 Vorhandensein Konzept: 
a.	 Was sind die Kernaspekte des Konzepts? 
b.	� Wie wird die Zielgruppe (d.h. Personen mit Migrationshintergrund) des 

Konzepts definiert? 
c.	� Wie wird die Zugehörigkeit zur Gruppe „Personen mit Migrationshin-

tergrund“ festgestellt? 

B.	 Nichtvorhandensein Konzept: 
a.	� Warum gibt es kein derartiges Konzept in Ihrer Behörde? Wie bewerten 

Sie diesen Umstand? 
b.	� Gibt es, unabhängig von einem konkreten Konzept, einzelne Maßnah-

men zur Steigerung des Anteils von Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund? 

2.	� Gibt es formale Hürden für Personen mit Migrationshintergrund, die 
den Einstellungsprozess erschweren/behindern? (z.B. wie Nichtbesitz 
der deutschen Staatsangehörigkeit, Nichtbesitz deutscher Abschlüsse 
oder die Notwendigkeit muttersprachlicher Deutschkenntnisse)

3.	� Gibt es besondere Maßnahmen zur Karriereförderung anderer unterre-
präsentierter Gruppen, deren Anteil unter Ihren Beschäftigten gestei-
gert werden soll?

4.	� Inwiefern beeinflussen bundes- bzw. landespolitische Vorgaben und/
oder Willensbekundungen die Personalrekrutierung in Ihrer Behörde?

5.	� Haben Sie Verbesserungsvorschläge, um den Anteil Beschäftigter mit 
Migrationshintergrund in Ihrer Behörde zu erhöhen?

6.	� Hat der beginnende Renteneintritt der geburtenstarken 1950er und 
60er Jahrgänge absehbare Auswirkungen auf ihre Verwaltung? 

INTEGRATIONSBEAUFTRAGTE

Seit wann gibt es eine Auseinandersetzung mit der Repräsentation gesell-
schaftlicher Vielfalt in der Bundesverwaltung/Ihrem Bundesland/Ihrer 
Kommune?

2.	 Welchen strukturellen Stellenwert hat das Thema bei ihnen?

3.	� Gibt es eine abgestimmte Strategie auf Bundesebene/Landesebene/
kommunaler Ebene für die Erhöhung des Anteils Beschäftigter mit 
Migrationshintergrund in der Bundesverwaltung?

4.	� Welche Konzepte wurden bisher zur Erhöhung des Anteils von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund entwickelt?

5.	� Welche Maßnahmen wurden im Rahmen dieser Konzepte bisher 
entwickelt?

6.	� Wie zufrieden sind sie mit den strukturellen Ressourcen für diesen 
Bereich?

7.	� Wird der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund regelmäßig 
erhoben? Falls ja, in welchen Abständen? Falls nein, warum nicht?

8.	� Wie sinnvoll ist die Kategorie „Migrationshintergrund“ für ihre Arbeit?

9.	� Welche Herausforderungen werden für die Steigerung des Anteils Be-
schäftigter mit Migrationshintergrund wahrgenommen?

10.	�Binden Sie Nichtregierungsorganisationen und Integrationsbeiräte über 
Konsultationsprozesse auch beim Thema Repräsentanz in der Verwal-
tung ein?

11.	�Welche Maßnahmen sind für 2019 geplant?

Leitfäden und 
Fragebogen
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Ein Zeitfenster für Vielfalt – Chancen der interkulturellen 
Öffnung der Verwaltung

Deutschland ist schon längst sehr viel vielfältiger, als der Blick in fast jede Behörde 
dieses Landes vermuten lässt. 

Dabei ist das Thema der interkulturellen Öffnung des öffentlichen Diensts und der 
öffentlichen Verwaltung schon seit vielen Jahren in der politischen Diskussion. Wa-
rum haben aber auch heute nur rund sechs Prozent der Beschäftigten in der öffent-
lichen Verwaltung einen Migrationshintergrund? Und das, obwohl mittlerweile ca. 
22 Prozent der Erwerbsbevölkerung einen solchen haben? Kann das sich nun öff-
nende Zeitfenster, das ab diesem Jahr durch die einsetzende Verrentung der Baby-
boomer-Jahrgänge entsteht und enorme Fachkräftebedarfe in der öffentlichen 
Verwaltung mit sich bringt, für mehr Vielfalt in diesem Bereich genutzt werden?

Wie bewusst sind sich die Behörden überhaupt selbst darüber, dass sie eine wich-
tige Rolle dabei spielen, die Bevölkerung in ihrer Breite und Vielfalt zu spiegeln und 
damit einen aktiven Beitrag zur gesellschaftlichen Teilhabe aller Bevölkerungsgrup-
pen und zur Identifikation mit diesem Land zu leisten?

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migra-
tionsforschung mit einer qualitativen Studie zu diesen Fragen beauftragt. 

Die Studie gibt Einblick in den Stand der interkulturellen Öffnung der öffentlichen 
Verwaltung in Deutschland, umreißt Herausforderungen und skizziert Chancen. 
Denn selten war der Zeitpunkt günstiger, Worten auch Taten folgen zu lassen: Das 
Zeitfenster für Vielfalt in der öffentlichen Verwaltung ist weit geöffnet. Nun muss 
es auch genutzt werden.

Weitere Informationen zum Projekt finden Sie hier: 
www.fes.de/fuer-ein-besseres-morgen 
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